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Nigeria 

4.2.74 Nach tagelang anhaltenden 
Auseinandersetzungen zwischen Studen- 
ten der Universität Ibadan und der 
Polizei haben die nigsrianischen Be- 
hörden die Universität "bis auf weite- 
res" geschlossen. (Über den politi- 
schen Hintergrund der Auseinandersst- 
zungen war aus den Agenturmeldungen 
nichts zu entnehmen.) (AP) 


6.2.74 Die Deutsche Erdüölversor- 
gungsgesellschaft Deminex ist in ih- 
rem "Vertragsgebiet" vor der Küste 
von Nigeria auf reichhaltige Erdgas- 
vorkommen gestoßen. (52) 


üObervolta 


8.2.74 Staatspräsident General 
Lamizana hat in einem Putsch "von 
oben" die Verfassung des Landes und 
ihre Organe aufgehoben bzw. aufgeläst 
und die Bildung einer "Regierung der 
nationalen Erneuerung", in der neben 
Zivilisten auch Militärs vertreten 
sein sollen, angekündigt. (afp) 


Portugiesische Kolonien 


10.1.74 Der portugiesische Außenmi- 
nister Rui Patricio konferierte in 
Paris mit dem französischen Minister- 
präsidenten Pompidou. Dffiziellen Ver- 
lautbarungen nach sprach man über Ost- 
West-Fragen und über, wie es hisß, 
"afrikanische Probleme". Kritische 
Stellen in Frankreich vermuten, daß 
im Verlauf dieses Treffens auch über 
neue Waffenlieferungen Frankreichs an 
Portugal verhandelt worden ist. (AP) 
Die Genehmigung zur Errichtung einer Raf- 

finerie für Rohöl hat eine englische Gesellschaft 

mit Sitz in London bei den Behörden in Angola 

beantragt. Die Anfangskapazität pro Jahr ist mit 

5 Millionen geplant, was in einer zweiten Bau- 


phase verdoppelt werden soll. Es verlautet, daß 
die Raffinerie für den Export arbeiten will. pn. 


Blick durch die “irtschaft,14.1.74 
EEE EEE» 
1.2.74 Die Neue Züricher Zeitung be- 
richtet von schwerwiegenden Spannungen 
in der portugiesischen Armseführung. 
Gerüchten nach soll sich eine Gruppe 
von hohen Offizieren im Dezember letz- 
ten Jahres sogar zu einem Putsch ge- 
gen das Caetano-Regime gerüstet haben. 
Lediglich eine Loyalitätserklärung 
General Spinolas (seit einigen Tagen 
stellvertretender Chef des portugiesi- 
schen Generalstabs) für Ministerpräsi- 
dent Caetano habs sie von dem Vorha- 
ben abhalten können. Die putschver- 
dächtigen Offiziere werfen der Caeta- 


no-Regierung Schwäche in der Verteidi-. 


gung der portugiesischen Kolonien in 
Afrika vor. (NZZ) 

5.2.74 Die Befreiungsbewegung MPLA 
meldet nach längerem Schweigen wieder 
gewisse Erfolge im !’ampf gegen das 
portugiesische Militär in Angola. 
(ddp) 


15.1.74 In einem propagandistischen 
Gegenschlag gegen die nicht abreißen- 
den Meldungen über portugiesische Nas- 
saker in Mozambique und Angola lud 

die portugiesische Regierung in einer 
publizistisch sorgfältig vorbereite- 
ten Aktion ausländische Pressevertre- 
ter zur Inspizierung eines Dorfes in 
der mozambiquanischen Provinz Tete 
ein, das am 6. Januar Schauplatz eines 
von FRELIMD-Einheiten angerichteten 
Blutbades gewesen sein soll. Pressebe- 
richten nach deuten alle Spuren dar- 
auf hin, daß in dem genannten Ort tat- 
sächlich auch ein Massaker stattgefun- 
den hat, Es kann jedoch als wahr- 
scheinlich gelten, daß von portugiesi- 
scher Seite bezahlte Provokateures für 
den Vorfall verantwortlich sind. (dpa) 


22.13.74 In der Hafenstadt Beira in 
Mozambiqus kam es zu blutigen Ausein- 
andersetzungen zwischen Demonstranten 
und der portugiesischen Polizei. 
(dpa/SZ) 


1.2.74 Mit einer, wie es auf portu- 
giesischer Seite hieß, "oisher nicht 
beobachteten Feuerkraft" haben FRELI- 
MO-Einheiten Fort und Flugplatz von 
Mueda im Norden Mozambiquss angegrif- 
fen. Von afrikanischer Seite wurden 
u.a. Raketenwerfer eingesetzt. 
(Reuter) 


Rhodesien/Zimbabws 


Die vor Weihnachten letzten Jahres be- 
gonnenen Verhandlungen zwischen dem 
Smith-Regime und der ANC (African Na- 
tional Council) über eine verfassungs- 
mäßig abgesicherte Stellung des ANC 
als Oppositionspartei im rhodesischen' 
Parlament sollen verschiedenen Presse- 
meldungen zufolge kurz vor einem "er- 
folgreichen" Ende stehen. Durch ein 
Abrücken des ANC von der Forderung 
nach einem für Afrikaner und Weiße 
gleichen Wahlrecht sei der Weg für ei- 
nen Kompromiß frei geworden. Sollte 

es tatsächlich zu einer Einigung zwi- 
schen Smith und Bischof Abel Muzorewa, 
dem Wortführer dss ANC, kommen, könn- 
te es vermutlich auch zu einer "Aus- 
söhnung" der Heath-Regierung in Eng- 
land mit dem rhodesischen Mindsrhrits- 
regime kommen. 


Wie zu erwarten, reagierte die in Rho- 
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desien kämpfende afrikanische Befrei- 
ungsbewegung ZANU mit heftiger Kritik 
auf die Meldung von der bevorstehen- 
den Einigung zwischen Muzorewa und 
Smith. Ein Sprecher der ZANU bezeich- 
nete Muzorewa als eine Marionette bri- 
tischer und amerikanischer Interessen- 
politik. Tatsächlich bezweifelt auch 
die NZZ, daß Muzorewa bei seinen Ver- 
handlungen mit Smith in Übereinstin- 
mung mit dem Willen der Mehrheit der 
Anhänger seiner Partei handelt. 
(NZZ/dpa) 


23.1.74 Die sechs römisch-katholi- 
schen Bischöfe von Rhodesien haben 
sich in einem Hirtenbrief deutlich 
von der Smith-Regierung distanziert. 
Sie bezichtigen Smith einer rassisti- 
schen Politik. (Reuter) 


27.1.74 Nach Angaben der NZZ brachte 
das Jahr 1973 Rhodesien ein Wirt- 
schaftswachstum von 6 Prozent. Rhode- 
siens Tabakfarmer produzierten 1973 
erstmals wieder die gleiche Menge an 
Tabak wie vor der Verhängung der Wirt- 
schaftsblockade gz=gen Rhodesien und 
konnten auch den gesamten Ertrag auf 
ausländischan Märkten absetzen. Die 
Minenindustrie des Landes konnte eine 
Verkaufswertsteigerung von 28 % erzie- 
len. (NZZ) 


7.2.74 Um die Anerkennung als parla- 
mentarisch zugelassene Partei bemüht 
sich in Rhodesien neben der ANC nun 
noch eine weitere von Afrikanern ge- 
bildete politische Drganisation, die 
sog. Afrikanische Fortschrittspartei 
unter Führung von Chad Chipunza, ei- 
nem Verwandten Abel Muzoreuwas. 
(afp/ap) 


‚südafrikanische Republik 


23.11.74 Zur Durchsetzung von Lohnfor- 
derungen kam es in Durban zu einer 
spontanen Arbeitsniederlegung bei ca. 
1D DDD afrikanischen Textilarbeitern. 
Als die sofortige Verhaftung von 25D 
Arbeitern ihren Einschüchterungsef- 
fekt verfehlte, entschloß man sich be- 
hördlicherseits zu einem Einlenken 

und brachte mit einem verbesserten 
Lohnangebot an die älteren Arbeiter 
die Streikfront zum Einbrechen. 
(Reuter) 

31.1.74 Die Gold- und Uranninen in 
der Südafrikanischen Republik konnten 
der von ihnen veröffentlichten Jahres- 
bilanz nach ihre Gewinne gegenüber 

dem Vorjahr um durchschnittlich 70 

bis 80 % steigern. Die 4 Gold- und 
Uranminen der Anglo American Corpora- 
tion brachten es auf eine Gewinnstei- 
gerung von 106 %. (SZ) 


6.2.74 Die in der SAR regierende Na- 
tionalistische Partei plant im Parla- 
ment einen Gesetzesentwurf durchzu- 
bringen, der eine Verschärfung der 
staatlichen Medien-Zensur vorsieht, 
Zukünftig sollen zur Anfechtung staat- 
licher Zensurentscheidungen nicht 

mehr länger zivile Gerichte angerufen 
werden können, sondern nur noch ein 


vom Staatspräsident eingesetzter Kon- 
trollausschuß. (AP) 


6.2.74 Der südafrikanische Staats- 
präsident Vorster hat das Parlament 
des Landes vorzeitig aufgelöst und 

für Ende April Neuwahlen anberaunt. 
Vorster will die innere Zerstritten- 
heit der oppositionellen United Party 
dazu nutzen, den ohnehin schon großen 
Machtvarsprung seiner Partei im Parla- 
ment (die Nationalistische Partei ver- 
fügt über 118 der 166 Parlamentssitze) 
noch weiter auszubauen. Darüber hin- 
aus scheint die Neuwahl auch als ein 
Plebiszit gegen das Föderationskon- 
zept der United Party gedacht zu sein. 
Das Föderationskonzept wird von der 
United Partei als eine Alternative 
gegen die Apartheid-Politik der Regie- 
rung angeboten. Es sieht u.a. (be- 
orenzte) Verantwortlichkeiten für 


schwarze.Politiker in Verwaltung und 
Regierung vor. 


Bantu-Sium in Südafrika 


Tansania 


5.2.74 Anhaltende Studentendemon- 
strationen und eine kritische Attacke 
des tanzanischen Außenministers gegen 
die britische Rhodesienpolitik führ- 
ten in Dar es Salaam zu einem vorzei- 
tigen Abbruch des Besuchs des engli- 
schen Außenministers Douglas-Home in 
Tanzania. Douglas-Home war nach Dar es 
Salaam gekommen, um mit der tanzani- 
schen Regierung über die englische 
Vergabe eines Entwicklungshilfekredi- 
tes von mehr als 100 Mill, DM an Tan- 
sania zu verhandeln. (BBC-Meldung) 


Togo 

5.2.74 Die zu 65 % in französischer 
Hand befindliche togolesische Bergbau- 
Gesellschaft "Benin", die mehr als 

die Hälfte des Posphat-Exportes des 
Landes fördert, ist auf Erlaß von Prä- 
sident Eyadema nun gänzlich verstaat- 
licht worden. Eyadema wirft der Ge- 
sellschaft vor, Ende Januar einen An- 
schlag auf sein Leben verübt zu haben. 
Tatsächlich war Eyadema kurz nach der 
Ankündigung, den staatlichen Anteil 
der Benin-Gesellschaft auf 51 % anzu- 


‘heben, unter mysteriösen Umständen 


en Privatflugzeug abgestürzt. 
(ap . 


Uganda 


24.1.74 Dar Generalsekretär der all- 
afrikanischen Kirchenkonferenz Burgess 
Carr hat Staatspräsident Amin von Ugan- 
da aufgefordert, dem Terror in seinen 
Lande ein Ende zu setzen. In Uganda, 

so Carr, sei es an der Tagesordnung, 
daß der Regierung unliebige Männer 

und Frauen von der Armse verhaftet 

und ohne. Gerichtsurteil liquidiert 
würden. (5Z) 


Zaire 


16.1.74 Präsident Mobutu hat die 
Gründung einer staatseigenen Erdölmo- 
nopolgesellschaft angeordnet, die das 
Eigentum aller in Zaire tätigen aus- 
ländischen Erdölgesellschaften (gegen 
Zahlung von Entschädigungen) überneh- 
men soll. (SZ) 


ASIEN (ohne Vorderasien) 


Afghanistan 


22.1.74 Dar afghanische Staatspräsi- 
dent Daud fordert das Recht auf 
Selbstbestimmung für die beiden Grenz- 
vwölker der Balutchen und Pathanen. 

Die zunehmenden palitischen Unruhen 

in den genannten Bevölkerungsgruppen 
wertet Daud als Kampf um die Selbstbe- 
stimmung. (52) 


Bangla Desh 


14.11.74 Die Rückführungsaktion von 
Nichtbengalen und Soldaten nach Paki- 
stan ist noch nicht abgeschlossen: 
Erst 47 000 von 93 D0D Kriegsgefange- 
nen und Zivilinternierten sind von In- 
dien entlassen worden. 78 DBD von 

120 DOD Bengalen sind schon nach Ben- 
galen zurückgekehrt. Dagegen hat Paki- 
stan erst 36 UÜ00 der etwa 300 0O0D aus- 
reisewilligen Biharis aufgenommen, ob- 
wohl es sich ursprünglich zur Annahme 
von 70 000 bereit erklärte. (NZZ) 


16.1.74 . Die bengalische Regierung 
greift zu schärferen Mitteln der poli- 
tischen Unterdrückung: Für Dacca und 
Umgebung wird ein Demonstrationsver- 
bot erlassen; um politische Aktionen 
an dem von der linksoppositionellen 
"Nationalen Sozialistischen Partei" 
ausgerufenen "Widerstandstag der Nas- 
sen" zu verhindern. Die NSP wirft der 
"Awami-lLiga" vor, sie plane mit Hilfe 
"ihres imperialistischen Meisters In- 
dien" eine Massenliquidierung ihrer 
politischen Gegner. Bisher sollen 
seit der Unabhängigkeit ca. 7000 Men- 
schen politischen Kämpfen zum Opfer 
gefallen sein. (NZZ) 


Birma 


10.1.74 In der Nordprovinz Kengtung 
kommt es zu blutigen Kämpfen zwischen 
Regierungstruppen und der im Unter- 
grund arbeitenden kommunistischen Par- 
tei: nach kommunistischen Angaben sol- 
len mehr als 300 Kommunisten ums. Le- 
ben gekommen sein. (SZ) 


Indien 


14.11.74 In Indien mehren sich Anzei- 
chen einer breiten Konfrontation zwi- 
schen der Regierungspartei und der Be- 
völkerung: die Eisenbafner kündigen 


einen Generalstreik an, in Westindien 
kommt es zu dauernden Hungerdemonstra- 
tionen, in Bombay tritt eine militan- 
te Gruppe von Unberührbaren, die ge- 
gen ihre Diskriminierung demonstrie- 
ren, auf, in Chandigarh, der Haupt- 
stadt von Punjab und Haryana, liefern 
sich Hunderte von Studenten Straßen- 
schlachten mit der Polizei. (NZZ) 


16.1.74 Die Sowjetunion verpflichtet 
sich in einem Abkommen mit Indien, die 
indischen Dlfelder vor Gujrat und in 
Assam beschleunigt auszubeuten. (NZZ) 


22.1.74 Die 3 Erdölkonzerne: Esso, 
SBurma-Shell und Caltex, die bisher 

50 % der indischen Gesamtölimporte 

(16 Mill. t) vermittelten und die in 
Indien Raffinerien mit einer Jahreska- 
pazität von 10,2 Mio. t unterhalten, 
sollen "indianisiert" (verstaatlicht) 
werden: Als erster hat Esso nach 2jäh- 
rigen Verhandlungen 74 % der Dividen- 
denpapiere abgegeben, nach Ablauf von 
7 Jahren sollen sämtliche Vermögens- 
werte von ca. 150 Mio. DM an den indi- 
schen Staat gehen. (NZZ) 


23.1.-6.2.74 Aufgrund einer immer 
prikärer werdenden Ernährungslage wei- 
ten sich die Hungerunruhen in dem 
westindischen Gliedstaat Gujrat immer 
stärker aus und haben inzwischen auch 
auf den benachbarten Gliedstaat Maha- 
rashtra übergegriffen. Trugen die Un- 
ruhen anfangs noch ganz die Züge ei- 
ner reinen Hungerrevolte (Plünderung 
von Geschäften, Brandstiftungen...), 
so nehmen sie jetzt stellenweise 

schon den Charakter politischer Pro- 
testaktionen gegen Regierung und Ver- 
waltung an. Ber schonungslose Einsatz 
von Militär gegen die Hungernden, dem 
nach offizieller Darstellung bereits 
39 Menschen zum Opfer gefallen sein 
sollen, hat sich bislang noch als wir- 
kungslos erwiesen. (SZ, NZZ) 


25.1.74 Die indische Regierung ver- 
handelt mit dem ceylonesischen Pre- 
mierminister Lanka Über die Lösung 
der sog. Tamilenfrage und Über die 
Kiärung der Hoheitsrechte bezüglich 
der südindischen Insel Kachchativu, 
in deren Küstenbereich kürzlich 0l- 
quellen entdeckt worden sind. In der 
Tamilenfrage geht es um die Repatri- 
sierung der in Ceylon lebenden südin- 
dischen Tamilen. Die Tamilen waren 
während der Kolonialzeit als Kaffee- 
und Teeplantagenarbeiter nach Ceylon 
deportiert worden und stellen dort 
heute eine diskriminierte ethnische 
Minderheit dar. (NZZ) 


Indonesien 


15.17.74 Der Chef der illegalen KP 
Borneos wird von indonesischen Sicher- 
heitsbeamten erschossen. (572 ‘ 


16.1.74 Beim Besuch Tanakas kommt es 
zu tagelangen schweren Protestdemon- 
strationen von Schülern und Studenten. 
Hierbei werden zahllose japanische 

und chinesische Geschäfte geplündert 


und japanische Waren zerstört. 13 Per- 


sonen kommen ums Leben. Wenige Stun- 
den nach Abflug Tanakas wird die Uni- 


versität Djakartas von Truppen besetzt. 


(NZZ) 


16.1.74 In einem Protestschreiben an 


Präsident Suharto meldet Amnesty Inter- 


national unter Berufung auf zuverläs- 
sige Quellen, daß in indonesischen 
Gefängnissen und Konzentrationslagern 
Tausende von politischen Häftlingen 
vom Hungertod bedroht seien. Allsin 

in einem Gefängnis von Djakarta seien 
innerhalb einer Woche 3 Häftlinge am 
Hungertod gestorben. Diese Meldung 
legt den Verdacht nahe, daß die Suhar- 
to-Regierung sich der für sie unange- 
nehmen Häftlingsfrage (seit dem Putsch 
gegen Sukarno hält das Regime Zehntau- 
sende von Systemgegnern gefangen) sich 
nun auf diese lautlose Weise zu entle- 
digen beabsichtigt. (52) 


Commerzbank in Indonesien 


Tokio (VWD) — Die Financial Corporation of 
Indonesia soll Anfang 1974 als gemeinsame In- 
vestitionsbank von der Commerzbank AG, Bank 
Negara 1946 Indonesia, Barclays Bank Interna- 
tional Ltd., Manufacturers Hanover Internatio- 

“ nal Financial Corporation, Banque Frangais du 
Commerce Exterieur, Nomura Securities and Co. 
Ltd. und Mitsui Bank gegründet werden. Am 
Grundkapital von 300 Mill. Rupiah (5,26 Mill. 
DM) werden sich die Nomura mit 19%, die Mit- 
sui, Barclays und Manufacturers Hanover mit je 
17°/o beteiligen. Die restlichen 30% werden zu 


gleichen Teilen von der Commerzbank, Bank 
Negara und Banque Francais du Commerce Ex- 


terieur übernommen. 


s2,12,./13, Januar 1974 


19.1.74 In der Nähe von Djakarta 
baut ein deutsches Firmenkonsortium 
unter Führung der deutschen "Ferro- 
stahl"-Gesellschaft eine Handelsge- 
sellschaft der "Gute Hoffnungshütte", 
ein Eisen- und Stahlwerk mit einer 
vorläufigen Produktionskapazität von 
500 000 t. Die sich auf 300 Mill. DM 


belaufenden Kosten für diese Unterneh- 


mung werden von einem internationalen 
Bankkonsortium getragen. Am Umsatz 
wird die Ferrostahl mit 20 % betei- 
ligt sein. Der Rest fällt dem indone- 
sischen Staatsunternehmen "Krakatau 
Steel" zu. (SZ) 

1.2.74 Frankreich gewährt Indone- 
sien einen Kredit in der Höhe von 

4170 Mill. Francs. 115 Mill. sollen 
für den Ankauf von Industrieausrü- 
stungen verwendet werden. (SZ) 


Kambodscha 


Der Druck der Truppen des Roten Khmer 
auf die kambodschanische Hauptstadt 
Pnom Penh hat in den letzten Wochen 
weiter zugenommen. Truppenteile der 
Befreiungsorganisation sind bereits 
zeitweilig bis ins Zentrum der Stadt 
vorgedrungen. Alle Teile der Stadt 
liegen inzwischen in Artilleriereich- 


weite. Die Luftwaffe des Lon-Nol-Regi- 


mes sucht durch pausenlose Angriffe 


auf die Stellungen des Roten Khmer im 
Umkreis von Pnom Penh, wobei auch Na- 
palmbomben eingesetzt werden, den Be- 
lagerungsdruck auf Pnom Penh zu ver- 
mindern. (NZZ, 52) 


30.1.74 Präsident Nixon sichert Lon 
Nol weitere amerikanische Unterstüt- 
zung in dem "heldenhaften Verteidi- 

gungskampf" um Pnam Penh zu. (SZ) 


6.2.74 Die US-Regierung kündigt 
eine Verdoppelung ihrer Wirtschafts- 
und Nilitärhilfe für das Lon-Nol- 
Regime auf insgesamt 2 Milliarden DM 
an. 


Pakistan 


24.1.74 China und Pakistan wollen in 
Pakistan gemeinsam Boden-Luftraketen 
bauen. Das Abkommen soll bereits im 


Januar 1973 abgeschlossen worden sein. 
{NZZ) 


Phillipinen 

28.1.-8.2.74 Der Kampf zwischen auf- 
ständischen Muslim-Gruppen im südli- 
chen Teil der Phillipinen (Insel Jolo) 
und der Zentralregierung hat an Inten- 
sität zugenommen. Den Aufständischen 
gelang der Abschuß von 2 Kampfflugzeu- 
gen der Zentralregierung.. In Reaktion 
darauf verstärkte diese das Luftwaf- 
fenbombardement auf Orte, in denen 
Stellungen der Aufständischen vermu- 
tet werden. (NZZ) 


Südkorea 


30.17.74 Südkorea und Japan unter- 
zeichnen ein in 2jährigen Verhandlun- 
gen ausgearbeitetes Abkommen, das ei- 


ine gemeinsame Erdölsuche in dem 

195 000 qkm großen Gebiet zwischen 
der koreanischen Insel Tschedschu 
und der südjapanischen Insel Kiuschu 
vorsieht. (NZZ) 


6.2.74 Sieben Studenten werden we- 
gen verbotener Kritik an der gegenwär- 
tigen Verfassung zu 5-10 Jahren Ge- 
fängnis verurteilt. Sie fielen unter 
ein zu Beginn des Jahres erlassenes 
Dekret des Staatspräsidenten Park 
Tschung Hi, das jegliche Kritik an 

der neuen, diktatorialen Verfassung 
verbietet. Gleichzeitig werden 2 be- 
kannte Schriftsteller und 3 Kritiker, 
Anführer einer Gruppe von 61 Litera- 
ten, unter "Spionageverdacht" verhaf- 
tet. Sie hatten wie die Studenten eine 
Revision der gegenwärtigen Verfassung 
gefordert. Die Kampagne der 61 Litera- 
ten galt der Forderung nach Wiederher- 
stellung demokratischer Zustände in 
Südkorea. (NZZ) 


Thailand 


10.1.74 In Thailand zeigt sich, daß 
die Studentenbewegung, die im Oktober 
das Militärregime zum Rücktritt zwang, 
eine wesentliche Rolle zu spielen be- 
ginnt: so führte auch der Besuch des 
japanischen Premiers Tanaka zu einer 
Serie antiimperialistischer Demonstra- 


tionen. Die Studentenführer, die mit 
Tanaka über die künftige Wirtschafts- 
politik Japans gegenüber Thailand ver- 
handalten, zeigten sich über das Ge- 
spräch unzufrieden und drohen mit ei- 
nem 3oykottaufruf gegen japanische 
Waren. Das Generalsekretariat des 
rund 400 00D Mitglieder umfassenden 
Studentenbundes erklärte dazu: "Wir 
können gegen jeden Japaner in Thai- 
land aktiv werden." Nach Angaben des 
thailändischen Handelsministeriums 
sei Japan daran interessiert, aus 
Thailand Reis, Zinn und Kautschuk zu 
importieren. In Gegenleistung dazu 
wolle man zu "Freundschaftspreisen" 
Güter zum Aufbau einer thailändischen 
Schwerindustrie liefern. (NZZ, SZ) 
Vietnam 


10.1.74 Die USA werden Vietnam dem- 
nächst 60 bis 100 Maschinen des ei- 
gens für Vietnam entwickelten leich- 
ten Kampfflugzeugs F5 Tiger II lie- 
fern. Weiterhin wird Saigon Panzer, 
Tow-Panzerabwehrraketen, Flugabwehrra- 
keten und Munition im Wert von 1,5 
Mrd. Dollar von den USA erhalten. 

Nach Artikel 7 des Vietnamsabkommens 
(Jan. 1973) darf die USA Saigon nur 
verbrauchtes, militärisches Material 
im Verhältnis 1:1 ersetzen. Die vorge- 
sehenen Waffenlieferungen stellen da- 
nach einen klaren Vertragsbruch dar. 


„Mister Nixon, ich habe Sie so ins Herz geschlossen 


— ein Leben ohne Sie könnte ich mir gar nicht mehr vorstellen!” 

DT  UUUI‚[{( [I u 
16.1.74 Die Mehrheit der Parlaments- 
abgeordneten in S.V. hat einen Antrag, 
auf Verfassungsänderung unterzeichnet, 
der eine dritte Amtszeit für Präsi- 
dent Thieu ermöglichen soll. 


21.1.74 China besetzt die Paracel 
und Spratley Inseln und vertreibt die 
dort stationierten südvietnamesischen 
Truppen. Die Chinesen berufen sich 
dabei auf eine aus der Ming-Dynastie 
stammende Karte, die die umstrittenen 
Inseln als chinesisches Territorium 
ausweisen. Die genannten Inseln, die 
bis vor kurzem noch unbewohnt waren, 
sind durch außerordentlich fündige 
Olbohrungen im Umkreis der Inseln in- 
teressant geworden. 


ARABISCHE LÄNDER UND VDRDERASIEN 


18.1.74 Somalia stellt den Antrag 
auf Mitgliedschaft in der Arabischen 
Liga. Im November war der Liga Maure- 
tanien beigetreten. (SZ,NZZ) 


23.1.74 Auf der Konferenz der Arabi- 
schen Liga wird beschlossen, einen 
Hilfsfonds für afrikanische Länder 
über 400 Mio. Dollar einzurichten. 

Ein Sonderfond von 200 Mio. Dollar 
soll afrikanischen Ländern bei der 
Erschließung eigener Ülquellen helfen. 
Weitere 195 Mio. Dollar soll der sog. 
"Arabischen Bank für die Entwicklung 
Afrikas" zukommen. (SZ) 


15.1.74 Die "Drganisation Erdölexpor- 
tierender Länder" (DAPEC) hält die 
allgemeinen Preiserhöhungen für Ben- 
zin und Mineralölprodukte für nicht 
gerechtfertigt und fordert eine Kon- 
trolle der Olkonzerne durch die Var- 
braucherländer. (SZ) 


Ägypten 

21.1.74 Sadat erteilt den Auftrag 

zur Instandsetzung des Suezkanals. Is- 
rael soll den Kanal jedoch erst nach 
einem Friedensschluß zwischen Ägypten 
und Israel oenützen dürfen. (52) 


4.2.74 Das deutsche Konsortium 
DEMINEX unterzeichnet den ersten 
deutsch-ägyptischen Bohrkontrakt mit 
der Allgemeinen Ägyptischen Petro- 
leum Korporation. Der Bohrkontrakt 
gilt für ein 2DOO qkm großes Konzes- 
sionsgebiet am Golf von Suez. (5Z) 


Abu _Ohabi 


30.1.74 Die UdSSR bietet der "Födera- 

tion Arabischer Emirate" die Liefe- 
rung eines Luftwaffenverteidigungssy- 
(57° mit SAN-Boden-Luft-Raketen an. 
SZ 


Algerien 


19.1.74 Der algerischen Wirtschafts- 
minister Abdessalam äußert beim Zusanm- 
mentreffen mit dem bayrischen Wirt- 
schaftsminister Jaumann Interesse an 
einer Verstärkung deutscher Investi- 
tionen in Algerien. (52) 


21.1.74 Die deutsche Erdölgesell- 
schaft DEMINEX schließt mit der alge- 
rischen Staatsgesellschaft SONATRACH 
einen Vertrag über gemeinsame Explora- 
tionsarbeiten im östlichen Teil der 
algerischen Sahara ab. (SZ) 


1.2.74 Boumedienne fordert eine 
Weltenergiekonferenz unter der Schirm- 
herrschaft der Vereinten Nationen. 

Die von Nixon einberufene Washingto- 
ner Öl-Konferenz wird von ihm als Ma- 
növer gewertet, die Profitinteressen 
der internationalen Dl-Konzerne zu 
schützen. (NZZ) 


Irak 


18.1.74 Irak und.Japan unterzeichnen „| 
ein Abkommen über irakische Dlliefe- 


16.1.74 Das westdeutsche Firmenkon- 
sortium DEKORFA plant unter Führung 
des Krupp-Konzerns den Bau einer Rei- 
fenfabrik in Tripolis; Höhe der ge- 
planten Investitionssumme: 100 Mill. 
DM. (NZZ) 


Marokko 


19.- 30.1.74 In einem gegen die ma- 
rokkanische Linke gerichteten Schau- 
prozeß werden 6 von 13 der Verschwö- 
rung gegen das Hassan-Regime angeklag- 
te Marokkaner zum Tod verurteilt, 3 
erhalten lebenslange, 4 weitere 30 
Jahre Haft. 

Weitere 62 Personen, die gleichfalls 
staats-verschwörerischer Absichten an- 
geklagt sind, werden in Abwesenheit 
zum Tode verurteilt. Unter ihnen be- 
findet sich Mohammed Basri, Mitbegrün- 
der der marokkanischen Oppositionspar- 
tei UNFP und Freund des UNFP-General- 
sekretärs Mehdi Ben Barka. (SZ, NZZ) 


Saudi-Arabian 


11.1.74 Erdölminister Jamani spricht 
sich für direkte Üllieferverträge mit 
den ölverbrauchenden Staaten unter 
Ausschluß der Konzerne aus. [5Z) 


2.2.74 Das geplante britische Abkon- 
men mit Saudi-Arabien über langfristi- 
ge Üllieferungen im Austausch gegen 
industrielle Entwicklungshilfe ist ge- 
scheitert. Dagegen vereinbart man mit 
Japan ein Abkommen über wirtschaftli- 
che und technische Zusammenarbeit. 


Sudan 


14.1.74 Zahlreiche Gegner des Regi- 
mes von Präsident Numeiri sind verhaf- 
tet worden; unter ihnen auch der ehe- 
malige Regierungschef Sadek Mahdi, 
Vorsitzender der Oppositionspartei 
ummA. (52) 


Syrien 

19.1.74 Die israelisch-ägyptische 
Vereinbarung über ein Truppen-Disen- 
gagement an der Suezkanal-fFront hat 
zu einer Auseinandersetzung innerhalb 
der Führung Syriens geführt. Staats- 
präsident Assad soll Verhandlungen 
über ein Auseinanderrücken der isras- 
lischen und syrischen Truppen nicht 
abgeneigt sein, während dis Führung 
der syrischen Baath-Partei dies ent- 
schieden ablehnt. (52) 


26.1.74 Zwischen Syrien und Israel 
soll es nun aber doch zu ersten Kon- 
takten über den Abschluß eines Trup- 
penentflechtungsabkommens gekommen 
sein. Man nimmt an, daß Syrien sich 
hierzu auf Grund massiven Drucks sei- 
tens der Sowjetunion bereit gefunden 
hat. Die USA wird vermutlich die Rol- 
le des Vermittlers übernehmen. (SZ) 


30.1.74 Der französische Außennini- 
ster Jobert ist in Damaskus eingetrof- 
fen um über Waffenlieferungen zu ver- 
handeln. (5Z) 


26.1.74 Der Vorsitzende der sozial- 
demokratischen "Republikanischen 
Volkspartei" Bülent Ecevit und der 
Chef der "Nationalen Heilspartei" 
Necmettin Erbakan unterzeichnen ein 
Koalitionsabkommen. Ein allgemeines 
Amnestiegesetz ist als eine der er- 
sten Aktionen der neuen Koalitionsre- 
gierung vorgesehen. (SZ, NZZ) 


Tunesien 


16.1.74 Die tunesische Regierung ver- 
tagt die Volksabstimmung über den ge- 

planten Zusammenschluß mit Libyen auf 

unbestimmte Zeit. (SZ) 


8.2.74 Die tunesische Nationalver- 
sammlung kritisiert die Handlungswei- 
sen des libyschen Staatschefs Khad- 
hafi und seine Auffassung von der pan- 
arabischen Idee. (5Z, NZZ) 


Palästinensische Befreiungsbewegungen 


24.1.74 Die Gesamtzahl der Vertriebe- 
nen und Flüchtlinge Palästinas beträgt 
zur Zeit 1,9 Mio. Die meisten leben 

in Lagern in Ost-Jordanien und im 
saza-Streifen. Dies meldet das "Bei- 
ruter Hauptquartier für Palästinensi- 
sche Flüchtlinge". 

Das Exekutivkomitee der PLO verur- 
teilt bei Abwesenheit ihres Vorsitzen- 
den Arafats Sadats Disengagement-Ab- 
kommen mit Israel. 


LATEINAMERIKA 


Argentinien 


Um seine wirtschaftliche Position in 
Lateinamerika, besonders gegenüber 
dem Rivalen Brasilien, zu stärken, 
schließt Argentinien mit Paraguay ein 
Wirtschaftsabkommen, das Lieferungen 
von Erdöl, Weizen und Mehl zu Vorzugs- 
preisen einschließt. Ein Abkommen mit 
Uruguay beinhaltet u.a. Zusammenar- 
beit im Transportwesen, Absprachen in 
der Außenhandelspolitik sowie Kredit- 
hilfe an Uruguay. 


23.1.74 Bei einem Anschlag auf eine 
Panzerkaserne in Azul versuchten Mit- 
glieder der ERP (Ejercito Revolucio- 
nario del Pueblo) in einem 7stündigen 
Kampf vergeblich, in den Besitz von 
Waffen zu gelangen. Dabei wurden 4 Ar- 
meeangehörige und eine Frau getötet. 
(NZZ) 


27.1.74 Die Strafrechtsreform zur 
verschärften Bekämpfung von Gusrilla- 
bewegungen trat in Kraft. Aus Protest 
dagegen gaben 8- Parlamentarier, die 
der peronistischen Jugendbewegung an- 
gehören, ihr Mandat zurück. (Reuter) 


Bolivien 


Die Regierungskrise, die mit der Ver- 
bannung mehrerer Koalitionspolitiker 
der MNR (Nationalistische Revolutions- 


rungen im Austausch gegen einen japa- 
nischen Kredit von 1 Mia. Dollar. 
(NZZ) 


Iran 


11.1.74 Die 5 der geplanten Entfüh- 
rung und Ermordung der kaisarlichen 
Familie angeklagten Perser werden zum 
Tod verurteilt. (SZ) 


14.1.74 Die iranische Regierung un- 
terzeichnet einen Vorvertrag über den 
Kauf von 30 amerikanischen F-14 Jä- 
gern. (52) 


23.1.74 Bayer/Leverkusen plant den 
Bau einer Petrochemischen Fabrik im 
Iran. Die geplante Investitionssumme 
beläuft sich auf 270 Mill. DM. (SZ) 


26.1.74 Schah Reza Pahlewi verhandelt 
in St. Moritz mit britischen und deut- 
schen Regierungsvertretern. Dar BRD 
geht es um eine feste iranische Zusa- 
ge über die Lieferung bestimmter Nen- 
gen von Erdgas. Der UdSSR soll hierbei 
eine Zwischenträgerrolle zufallen (der 
Iran liefert an die UdSSR, die ihrer- 
seits Erdgas an die BRD liefert). 
Verhandelt wird außerdem über den von 
der BRD zu finanzierenden Bau einer 

25 Mio.-Tonnen-Raffinerie im Hafen 

von Busair. Die Raffinerie soll nach 
15 Jahren in den Besitz des Irans 
übergehen. (52) 


30.1.74 Jordanien wird von der BRD 
einen Kredit in Höhe von 40 Mio. DM 
erhalten. (52) 


8.2.74 Im jordanischen Militär soll 
es Putschbestrebungen gegen die Regie- 
rung gegeben haben, was den jordani- 
schen König Hussein veranlaßt habe, 
seinen Aufenthalt in Großbritannien 
sofort zu unterbrechen. (3Z, NZZ) 


Kuwait 


18.1.74 Die Regierung schließt mit, 
den beiden im Land operierenden Ölgs- 
sellschaften GULF CIL und BRITISH 
PETRDLEUM einen Vertrag, der eine in 
zwei Schritten zu vollzishende Ver- 
staatlichung der in der Hand von BP 
und GULF OIL befindlichen Ölquellen 
Yazsieht (Vollverstaatlichung 1979). 
SZ 


5.2.74 Kuwait verhandelt mit Frank- 
reich über einen Austausch von Erdöl 
gegen französische Mirage-Jagdbomber. 


Libanon 


10.1.74 Eine firma der BRD hat mit 
dem libanesischen Verteidigungsmini- 
sterium einen Vertrag Über den Kauf 
von 3 bewaffneten Schnellbooten für 
die libanesische Küstenwache abge- 
schlossen. (SZ) 


Israel 


18.1.74 Unterzeichnung. des israe- 
lisch-ägyptischen Suez-Abkommens am 
Kilometerstein 101. Israel zieht sich 
auf die Gidi-Mitla-Linie zurück. UND- 
Sicherheitstruppen beziehen in den 
geräumten Gebieten Stellung. (NZZ/SZ) 


8.2.74 Ein Sprecher des Vatikans er- 
klärt, daß Israel vom Vatikan erst 
dann als Staat anerkannt wird, wenn 
sich die arabischen Staaten hierzu 
entschlossen haben sollten. (NZZ) 


Jordanien 


25.1.74 König Hussein soll mit dem 
stellvertretenden israelischen Regie- 
rungschef Allon zu Verhandlungen Über 
die Übergabe von Verwaltungsbefugnis- 
sen im besetzten West-Jordanien an 

die Regierung von Amman sowie über ei- 
ne Ausweitung des Verkehrs zwischen 
beiden Seiten zusammengetroffen sein. 


Libyen 

11.1.74 Die libyschen Behörden haben 
die Abnahme einer Lieferung italieni- 
scher fiat-Traktoren verweigert. Die 
Abnahmeverweigerung gilt als erste 

der vom arabischen Boykottbüro ange- 
drohten Sanktionen in der Auseinander- 
setzung um die Entlassung des jüdi- 
schen Chefredakteurs der Turiner Zei- 
tung "La Stampa". (52) 


14.1.74 Die Staatspräsidenten von Li- 
byen und Tunesien, Burgiba und Khadafi, 
unterzeichnen einen Vertrag, der die 
politische Fusionierung von Libyen 

und Tunesien vorsieht. Die Staatenver- 
einigung soll den Namen "Arabisch- 
Islamische Republik" tragen. Burgiba 
ist als Präsident vorgesehen. Eine 

auf den 20. März datierte Volksabstim- 
mung soll das Vertragswerk sanktionie- 
ren. (NZZ) 
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bewegung) einen Höhepunkt erreichte, 
weitet sich mehr und mehr zu einer Sy- 
stemkrise aus. Mit der Ausweisung 
Estensoros beginnen sich angesichts 
rapid steigender Preise nun auch die 
Bauern gegen Banzer zu stellen. Esten- 
soros war es, der bisher immer den 
3anzer-Regime die Loyalität der Klein- 
bauern. zu sichern verstand. 


24.11.74 Ein Proteststreik von Fabrik- 
arbeitern und Angestellten legte fast 
die gesamte Industrie und den Handel 
lahm. (afp, Reuter) 


25.1.74 In La Paz, Quillacollo und 

Cochabanba kommt es zu blutigen Zusam- 
menstößen zwischen Polizei und demon- 
strierenden Arbeitern und Bauern. (5Z) 


29.1.74 Staatspräsident Banzer ver- 
hängte das Kriegsrecht über das ganze 
Land. (dpa) 


30.1.74 Bewaffnete Bauern und Landar- 
beiter (Tagelüöhner) - letztere machen 
70 % der arbeitenden Bevölkerung aus 

- blockierten die Nahrungsmittelzu- 
fuhr zu dicht besiedelten Gebieten 

des Landes. (5Z) 


1.2.74 Obwohl die Armee mit Flugzeu- 
gen und Panzern gegen den Aufstand, 

an dem sich inzwischen 12 000 Campesi- 
nos beteiligten, vorgeht, breitete er 
sich von Cochabamba nach West-Boli- 
vien aus. (NZZ) 


2.2.74 Über besetzte Radiostationen 
und Geheimsender wird die Regierung 
aufgefordert, den Terror zu beenden 
und die Preissteigerungen zurückzuneh- 
men. Die Bevölkerung wird zum lWider- 
‚stand aufgerufen. 


3.2.74 4000 Bergarbeiter solidari- 
sieren sich in einem Streik mit dem 
Bauernaufstand. 

Banzer rief eine Gruppe loyaler Bau- 
ernführer dazu auf, so wörtlich, 
"kommunistische Agitatoren" auszu- 
rotten. (ap) 


5.2.74 Nach Angaben der katholi- 
schen "Kommission für. Gerechtigkeit 
und Frieden" hat die Armee in einer 
Woche etwa 100 Menschen getötet. (SZ) 


Brasilien 


16.1.74 Der deutschstämmige General 
Ernesto Geisel wurde von einen nicht 
demokratisch legitimierten Wahlmänner- 
gremium zum Nachfolger des Präsiden- 
ten Medici bestimmt. Die als Minder- 
heitspartei zugelassene "Demokrati- 
sche Bewegung" (MDB) hatte vor den 
Wahlakt keine Möglichkeit, die Bevöl- 
kerung ohne Zensur zu informieren. 


1.2.74 Präsident Medici eröffnet 

die sog. "Transamazonica"-Straße - 
eine Straße, die das gesamte brasilia- 
nische Amazonasbecken durchquert und 
der Erschließung von Gebieten dienen 
soll, in denen Bodenschätze gefunden 
wurden. Die in den durch den Straßen- 
bau erschlossenen Gebieten aufgeblüh- 
te Bodenspekulation hat zur Massenent- 


eignung und Vertreibung von zahllo- 
sen Kleinbauern sowie zur Ausrottung 
oder Versklavung von ganzen Indianer- 
stämmen geführt. (vgl. iz3w/14, 5.54) 


OBERTT 
{1 


Wie aus Kreisen der Bundesregierung 
bekannt wurde, will die BRD bis Fe- 
bruar 1350 Flüchtlinge aus Chile auf- 
nehmen. (5Z 17.1.74) 


13.1.74 Die rechtsgerichteten Zeitun- 
gen in Chile unterliegen wieder der 
staatlichen Zensur, Linksstehende Zei- 
tungen Unterliegen seit dem September- 
Putsch einem totalen Publikationsver- 
bot. 


15.1.74 Die Junta will Landarbeiter 
"nrobeweise" zu Privateigentümern des 
von ihnen bearbeitenden Landes machen. 
Diese als "Agrarreform" ausgegebene 
Maßnahme zielt auf eine Liquidierung 
der in der Allende-Zeit gebildeten 
Produktionskollektiva ab. Von einer 
entproletarisierten Kleinbauernschaft 
verspricht sich die Junta mehr Systen- 
loyalität (Kulakkisierungsstrategie). 


24.11.74 Unter den Mitgliedern der 
evangelisch-lutherischen Kirchen, be- 
sonders den Landwirten im Süden Chi- 
les, wurden Forderungen nach Abset- 
zung von Bischof Helmut Frenz laut. 
Frenz hatte sich für politische 
Flüchtlinge eingesetzt. (SZ) 


25.1.74 Angesichts der steigenden 
Preise fahren Kaufleute und Spekulan- 
ten fort, wichtige Lebensmittel zu 
horten. Pinochet drohte mit hohen Ge- 
fängnisstrafen. (DZ) 

Eine Delegation des Internationalen 
Frauenbundes berichtet nach ihrer 
Rückkehr von 80 000 Toten seit dem 
Putsch. Sie stützt sich auf Angaben 
von Klerus, ausländischen Botschaften, 
Rechtsanwälten und Angehörigen der 0Op- 
fer. (SZ) 


26.1.74 Die elf größten - unter Al- 
lende verstaatlichten oder treuhände- 


risch verwalteten — Textilbetriebe 
wurden offiziell privatisiert. 


4.2.74 Der Internationale Währungs- 

fonds (IMF) räumte Chile für ein Jahr 

einen Beistandskredit von 79 Mio. Dol- 
lar zu Sonderziehungsrechten ein. Die 

IMF will damit das Wirtschaftsprogramm 
der Junta unterstützen. 


ei, PR 


„Ich? Nein, ich ticke nicht!“ 
Costa Rica 


3.2.74 Daniel Ddube:, Kandidat der 
bisherigen Regierungspartei PLN (Par- 
tei der Nationalen Befreiung) wurde 
nit 42,3 % der abgegebenen Stimman 
zum Präsidenten gewählt. 


Sranada (Kleine Antillen) 


7,2.74 Nachdem ihr das Terrorregi- 
me des Premierministers Eric Gairy 
wieder ausreichend gefestigt scheint, 
entläßt die englische Regierung Grana- 
da -— seit 1784 britische Kolonie und 
nach 1967 assoziierter Staat - in die 
politische Unabhängigkeit. Zuvor war. 
es zu einem Generalstreik und zu FPro- 
testdemonstrationen gegen Gairy ge- 
kommen. 


Kuba 


6.2.74 In einer gemeinsamen Dekla- 
ration forderten Breschneuw und Fidel 
Castro die Aufhebung der Wirtschafts- 
Blockade und Räumung des Militär- 
stützpunktes Guantanamo durch die 
USA. (SZ) 

Die Autonobilfirmen General Motors, 
Ford und Chrysler haben ein Txportge- 
such für Kuba gestellt, das von ihren 
argentinischen Tochtergesellschaften 
erfüllt werden soll. 


Mexiko 


7.2.74 In Puebla wurde eine Demon- 
stration von 3000 Bauern von 600 be- 
waffneten Soldaten und Polizisten zer- 
schlagen. Sie war gegen die auf Grund 
illegaler Landbesetzung erfolgte In- 
haftierung eines Bauernführers gerich- 
tet. (Reuter) 


Panama 


7.2.74 Die Außenminister Panamas 
und der USA - Tack und Kissinger - 
unterzeichneten ein Grundsatzabkom- 
men für die künftigen Verhandlungen 
über einen neuen Kanalvertrag. Danach 
sollen der Panamakanal und die Kanal- 
zone schrittweise der Republik Panama 
übergeben werden. Seit 1903 besitzen 
die USA unbeschränkte Dberhoheit über 
den Kanal. 
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BITTE 
beachten 


Sie die 
LESER — 
UMFRAGE 


Los, bring ihn in Bewegung; flitsch ihm 
ne! Leserumfrage an den Latz! 


in der Mitte 
dieses 
Heftes! 
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RECHTSPRECHUNG IN 


DER BRD 


AM BEISPIEL DES SIEMENS-PROZESSES 


Am 29.10.1973 fand vor der 7. Straf- 
kammer des Landgerichts München I die 
Berufungsverhandlung gegen (Wolff Geis- 
ler, Josef Geue und Hartmut Müller 
statt. Die drei Angeklagten hatten 
während der Hauptversammlung ‘der Sie- 
mens-AG vom 16.3.1972 zusammen mit 
Genossen aus verschiedenen antiimpe- 
rialistischen Aktionsgruppen das Po- 
dium der Versammlungsleitung umringt 
und bestiegen, um ihr Rede- und Aus- 
kunftsrecht als Kleinaktionäre des 
Unternehmens, das die Versammlungslei- 
tung {Aufsichtsratsvorsitzender Peter 
von Siemens) durch vorsätzliche Mani- 
pulationen offenkundig verletzt hatte, 
an Ort und Stelle wahrzunehmen. Sie 
wollten die anwesenden Aktionäre und 
Journalisten über die unheilvollen 
Folgen unterrichten, die der Bau das 
Cabora Bassa-Kraftwerkes, an dem sich 
die Weltfirma Siemsns maßgeblich und 
einträglich beteiligt, bei der gage- 
benen Verteilung der Macht im südli- 
chen Afrika für dessen unterdrückte 
farbige Völker haben wird und teilwei- 
se jetzt schon hat. Hausherr v. Sie- 
mens ließ die "Störenfriede" schließ- 
lich von der Schutzpsalizei abführen. 


Nachdem die Staatsanwaltschaft Ankla- 
ge gegen Geisler, Geue und Müller er- 
hoben hatte, fand am 29.1.1973 die 
erste Hauptverhandlung vor dem Ants- 
gericht München statt, das die drei 
Angeklagten wegen versuchter Nötigung 
zu 400,-- bzw. 200,-- DM Geldstrafe 
verurteilte. Die Berufungsinstanz be- 
stätigte dieses Urteil. ") 


Der folgende Artikel soll keinen chro- 
nologischen und detaillierten Bericht 
von der Berufungsverhandlung im "Sie- 
mens-Prozeß". geben, sondern versucht 
anhand ihres Beispiels zu ergründen, 
welche Funktion die "Rechtspflege" in 
der Wirtschaftsgesellschaft der Bun- 
destrepublik erfüllt. Insbesondere geht 
es dabei um die Reaktion der (Straf) 
Justiz auf die antiimperialistische 
Kritik an der geschäftigen Tätigkeit 
westdeutscher Industriekonzerne in 

der Dritten Welt, eine Kritik, die 
heute in der BRD immer vernehmlicher 
wird. Stellt die Justiz dabei Unabhän- 
gigkeit und Kritikfähigkeit unter Be- 
weis, was das uns abverlangte vorbe- 
haltlose Vertrauen in die "freiheit- 
lich-demokratische Grundordnung" recht- 
fertigen könnte, oder stellt sie Unab- 
hängigkeit und Kritikfähigkeit nur de- 
mnonstrativ zur Schau und verbirgt hin- 
ter dieser Fassade (möglicherweise 


auch vor sich selbst), daß sie ein 
Werkzeug der herrschenden Klasse ist? 
Lin Werkzeug, welches dazu. dient, die 
großen Kapitale und den mit ihnen er- 
wirtschafteten Profit zu schützen in- 
dem es sogar hilft, das lückenhafte 
und deshalb falsche Bewußtsein, wel- 
ches den inhumanen Prozeß der Kapital- 
verwertung begleitet und rechtfertigt, 
gegen kritische Informationen abzu- 


schirmen? 


SIEMENS 


In den "blättern" und anderen Veröf- 
fentlichungen des iz3w ist immer wie- 
der ausführlich über politische, wirt- 
schaftliche und soziale Voroänge im 
südlichen Afrika berichtet und poli- 
tisch dazu Stellung genommen worden. 
Auch über den Befreiungskampf gegen 
die portugiesische Kolonialherrschaft 
in Guinea, Angola und Mozambique so- 
wie über das geplante Bollwerk dage- 
gen, das Caroba Bassa-Projekt, haben 
wir schon oft informiert. Die wichtig- 
sten Tatsachen sollen trotzdem zu- 
nächst noch einmal zusammengefaßt wer- 
den, damit über der Ideologiekritik 

an einem kulturellen Reflex des Impe- 
rialismus bei uns nicht dessen rohe 
Wirklichkeit in der. Dritten Welt in 
Vergessenheit gerät; damit nicht in 
Vergessenheit gerät, daß das Gedeihen 
und Verderben ganzer Völker bei dan 
auf der Siemens-HV, verdrängten politi- 
schen Fragen auf dem Spiele steht. 


Kritische Informationen verlieren 
nicht dadurch an Wert, Jaß man sie 
wiederholt: Die Scheu vor ihrer stän- 
digen Wiederholung trägt vielmehr da- 
zu bei, daß ihre Gegenstände, auf de- 
ren Veränderung es ankommt, in Ruhe 
gelassen werden. Insofern ist die ÜDri- 
ginalitätsforderung, die in den bür- 
gerlichen Denkgewohnheiten eine Haupt- 
rolle spielt, ein konservatives Ele- 
ment. Vielen Lesern längst bekannte 
Informationen.über die Verhältnisse 

im südlichen Afrika aus Scheu vor Wie- 
derholung hier auszusparen, hieße im 
übrigen bei den folgenden Uberlegun- 
gen mit derselben Blindheit umherzu- 
tapsen wie die Göttin des Rechts, die 
bekanntlich eine Binde vor den Augen 
trägt. Im allgemeinen wird angenommen, 


daß ihr.dies ermöglichen soll, gegen- 
über den Prozeßparteien vollkommen ob- 
jektiv zu bleiben. Aber man kann es 
auch als Selbsttäuschungstrick deuten, 
welcher dazu verhilft, der äinhumanen 
Wirklichkeit nicht ins Auge blicken 

zu müssen. 


1. Hintergrund: Der portugiesische 
Kolonialismus, seine Verbündeten 


und das Cabora Bassa-Pro jekt 


Als die hochindustrialisierten Kolo- 
nialmächte England, Frankreich und 
Belgien den afrikanischen Völkern zu 
Beginn der 60er Jahre die staatliche 
Unabhängigkeit zugestanden, weil sie 
sich damit politischen Ärger vom Hal- 
se schaffen konnten und die wirt-. 
schaftliche Ausbeutung der ehemaligen 
Kolonien über Kredite, Privatinvesti- 
tionen und dis Machtstruktur des Welt- 
handels auch ohne formales Abhängig- 
keitsverhältnis möglich war, stand 

die rückständige Kolonialmacht Portu- 
gal erst an der Schwelle zum indu- 
striellen Kapitalismus. Die Großgrund- 
besitzer hatten hier noch bis in die 
50er Jahre hinein die stärkste Frak- 
tion der herrschenden Klasse gebildet 
und sich des faschistischen Staates 
als Werkzeug ihrer ultrakonservativen 
Interessen ungehindert bedient. Hohe 
Subventionen für die wegen des AT- 
beitskräfteüberschusses auf niedrig- 
stem Lohn- und Preisniveau produzie- 
rende, halbfeudale Landwirtschaft so- 
wie eine investitionshemmende Gesetz- 
gebung hatten dafür gesorgt, daß ange- 
sammelte Gewinne kaum im Industriesek- 
tor angelegt worden waren. Die Produk- 
tivkräfte des Landes waren daher ge- 
ring,.der Lebensstandard des Volkes 
dürftig. Von gewisser Bedeutung war 
lediglich eine in ihrer technischen 
Ausstattung veraltete Veredelungsin- 
dustrie, die ihre Rohstoffe noch heu- 
te billig aus den Kolonien bezieht 

und einen großen Teil ihrer Produkte 
auf dem geschützten Markt der Kolo- 
nien teuer wieder absetzt. 


Um Gewinne zu erzielen, war die portu- 
giesische Bourgeoisie also auf die 
überseeischen Gebiete als Rohstoff- 
quellen und Absatzmärkte angewiesen, 
konnte ihnen wegen der Rückständig- 
keit (mangelnden Produktivität) der 
eigenen Volkswirtschaft aber im Gegen- 
satz zu den hochindustrialisierten im- 
perialistischen Mächte nicht die 
staatliche Unabhängigkeit zugestehen, 
da sie ohne staatlichen Schutz von 
ausländischen Konkurrenten hinausge- 
drängt worden wäre. Das Salazar-Regi- 
me war bis 1960 erfolgreich bemüht, 
das Eindringen von internationalem Fi- 
nanzkapital nach Portugal und in die 
Kolonien zu behindern, und Angola, 
Guinea und Mozambique blieben auch 
weiterhin unter portugiesischer Ver- 
waltung. Man versuchte lediglich, ih- 
ren kolonialen Status dadurch zu ka- 
schieren, daß sie dem "lusitanischen 
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Mutterland" offiziell als Provinzen 
einverleibt wurden und die Lissaboner 
Regierung sich zwar lauthals, aber 
ohne praktische Folgen für die Gleich- 
berechtigung und Integration der Ras- 
sen aussprach,. 


Heute ist dis portugiesische Bourgeoi- 
sie zwar bestrebt,. den wirtschaftli- 
chen Anschluß an die anderen westeuro- 
päischen Länder zu finden, will aber: 
deshalb auf die Kolonien keineswegs 
verzichten, sondern sieht in ihnen 

die Chance, fehlende Produktivkraft 
durch niedrigere Kosten für Rohstoffe 
auszugleichen und dadurch. wenigstens 
in bestimmten Branchen auf dem euro- 
päischen Markt wettbewerbsfähig zu 
werden. Die Behauptung von Erhard Epp- 
ler, Portugal müsse sich auf die Dauer 
zwischen Europa und seinen Kolonien 
entscheiden, mag zwar bürgerlichen 
Kritikern des Kolonialismus wie Honig 
eingehen, verkennt aber diesen ökono- 
mischen Zusammenhang zwischen kolonia- 
ler Ausbeutung und europäischer Inte- 
gration. 


Die anachronistische Kolonialpolitik 
Portugals stieß bald auf den Wider- 
stand der betroffenen afrikanischen 
Völker. Sie organisieren sich in Be- 
freiungsbewegungen, die nach vergebli- 
chen legalen Bemühungen in allen drei 
ändern den Guerillakampf aufnehmen. 
Im Frühjahr 1961 führen MPLA und UPA 
Aufstände in Gefängnissen und Kaffee- 
plantagen Angolas an. Heute sind die- 
se Befreiungsbewegungen überall im 
Norden und Osten des Landes aktiv. Im 
Sommer 1952 beginnt die PAISC in Gui- 
nea-Bissau den bewaffneten Kampf und 


Der BDI warnt Bonn 
Von unserer Bonner Redaktion 


BONN (hz) - Vor einer weiteren Politi- 
sierung der außenwirtschaftlichen Bezie- 
hungen der Bundesrepublik haben Spre- 
cher des Bundesverbandes der deutschen 
Industrie in Bonn gewarnt. Die Kampagne 
gegen den Bau eines Staudamms in Mozam- 
bique könnte die an diesem Projekt betei- 
ligten deutschen Firmen in der entlich- 
keit in Mißkredit bringen. Die Exportwirt- 
schaft würde nachhaltig gestört, wenn in 
Zukunft nicht nur Rentabilitätsgesichts- 
punkte, sondern auch außenpolitische und 
innenpolitische Rücksichten die Vergabe 
von Bundesbürgschaften für Investitions- 
kredite bestimmen sollten. Die Bundesre- 
gierung würde ihre eigene Handelsfreiheit 
erheblich einschränken, wollte sie ihre 
Bürgschaftspolitik politisieren. 


Schwäbische Zeitung 10/9/70 


ist so erfolgreich, daß im Nerbst 

1973 die Unabhängigkeit ausgerufen 
werden kann. 1964 gelingt es der FRE- 
LIMO, den Portugiesen Gebiete im Nord- 
westen Mozambiques zu entreißen. Ihre 
Trupps stoßen seitdem immer weiter 
nach Süden vor. 


Die Befreiungsbewegungen geben in den 
Gebieten, die sie der portugiesischen 
Armee abgerungen haben, das Land an 
die Afrikaner zurück. Sie bauen medi- 
zinische Versorgungsdienste und das 
Schulwesen auf, um die tropischen Seu- 
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chen und den Analphabetismus zurückzu- 
drängen. Obwohl diese Aufbauarbeit un- 
ter den Bedingungen des Krieges notge- 
drungen improvisiert werden muß, hat 
sie der Bevölkerung der befreiten Ge- 
biete schon heute mehr geholfen, als 
es die jahrhundertelange portugiesi- 
sche Kolonialherrschaft vermochte. 

Die Portugiesen haben sich seit jeher 
darauf beschränkt, die einheimische 
Bevölkerung durch Sklavenhandel, Land- 
raub und Zwangsarbeit auszubeuten. 
Erst in den letzten Jahren sind sie 

in Konkurrenz zu den Befreiungsbewe- 
gungen dazu übergegangen, auch das Er- 
ziehungs- und Gesundheitswesen ein 
wenig zu fördern, um die Sympathie 

der Weltöffentlichkeit nicht vollends 
zu verspielen, 


‘Die ernsthafte Entgegnung der portu- 
giesischen Bourgeoisie auf den Befrei- 
ungskampf ist allerdings weniger fort- 
schrittlich und human: Sie hetzt das 
eigene Volk in einen Krieg, der nicht 
nur deshalb mit den brutalsten Nit- 
teln geführt wird, weil die der herr- 
schenden Klasse angehörenden hohen Df- 
fiziere es so befehlen, sondern auch 
weil die proletarischen Mannschafts- 
soldaten durch die ständige Angst vor 
dem "Feind" einerseits und anderer- 
seits durch den Zwang zu einem verhaß- 
ten, gegen die eigenen Interessen ge- 
richteten Dienst, dessen Sinn sie 
nicht verstehen, ihres Identitätsbe- 
wußtseins als Personen und als Klasse 
beraubt werden. Viele reagieren auf 
die psychische Not mit der Flucht zur 
Droge oder überdecken den Identitäts- 
verlust durch eine bestialische Grau- 
samkeit, woraus die von Missionaren 
bezeugten entsetzlichen Massaker zu 
erklären sind. (2) 

Wegen des Kolonialkriegs wurde dis Mi- 
litärdienstzeit in Portugal auf vier 
und sogar auf sechs Jahre verlängert. 
Portugal hält in Afrika ungefähr 

150 000 Soldaten unter Waffen. Die 
Ausrüstung dieser Armee wurde großen- 
teils von den NATO-Verbündeten (darun- 
ter die BRD) gelisfert. Rund dis Hälf- 
te des portugiesischen Budgets wird 
von den Militärausgaben geschluckt. 
Die Kriegsführung selbst beschränkt 
sich nicht nur darauf, die Aktionen 
der Befreiungsbewegungen mit modern- 
sten Kampfmitteln zu vereiteln oder 

zu vergelten, sondern sie erstreckt 
sich auch auf Maßnahmen der "Raumord- 
nung" und "Bevölkerungspolitik": In 
den Kampfzonen werden die Ortschaften 
zerstört, um deren Bewohner - sofern 
sie danach noch am Leben sind - in so- 
genannten "Wehrdörfern" unter der Auf- 
sicht der Armee zusammenzufassen. Die- 
se Zwangsumsiedlung in Konzentrations- 
lager soll den Guerillas der Befrei- 
ungsbewegungen, die von den Einheimi- 
schen aufgenommen und versorgt werden, 
die Lebensgrundlage entziehen und 
gleichzeitig die koloniale Kontrolle 
und Indoktrination des Volkes erleich- 
tern. 


Verständlicherweise sucht die portu- 


giesische Bourgeoisie Verbündete, um 
den enormen finanziellen und militäri- 
schen Belastungen dieses Kolonialkrie- 
ges gewachsen zu sein. Ihre "natürli- 
chen" Verbündeten sind die rassisti- 
schen Regimes in Rhodesien und der 
Südafrikanischen Republik, die die af- 
rikanische Bevölkerung ihrer Länder 
ebenfalls durch Zwangsarbeit und Land- 
raub ausbeuten. Tatsächlich operieren 
rhodesische und südafrikanische Trup- 
pen auf dem Territorium Mozambiques. 


Die portugiesische Regierung hat es 
aber seit dem Beginn des bewaffneten 
Aufstandes durch einen Wandel ihrer 
Außenwirtschaftspolitik verstanden, 
noch einen anderen, ungleich mächtige- 
ren Verbündeten an sich zu binden: . 
das internationale Finanzkapital. In- 
folge der richtigen Einsicht, daß nur 
der ein zuverlässiger Verbündeter 
sein kann, der ebenso wie die portu- 
giesische Bourgeoisie ein massives 
Profitinteresse an den Kolonien hat, 
wurden nach 1960 die Investitionsbe- 
schränkungen für ausländisches Kapi- 
tal fallengelassen und hauptsächlich 


Unter Opfern und Strapazen 


bauen sie den größten Staudamm 
Afrikas: 3000 Männer, Schwarze 


und Weiße, darunter viele 
Deutsche. Fanatische Afrikaner 
versuchen, ihr Werk zu 


sabotieren. Aber die Männer von 


Cabora Bassa geben nicht auf 
Quick Nr.50/1970 


solche Branchen zu Anlagen in den Ko- 
lonien, aber auch in Portugal selbst 
ermuntert, in denen die rückständige 
eigene Industrie ohnehin kaum vertre- 
ten ist und mit denen deshalb vorerst 
auch kaum Konkurrenzspannungen be- 
fürchtet werden müssen: vor allem die 
Schwerindustrie der weiterentwickel- 
ten kapitalistischen Länder. 


Dieser Politik kamen die reichen Erz- 
vorkommen in Angola und Mozambique 
entgegen, so daß die Bemühungen der 
Lissaboner Regierung um ausländische 
Investitionen erfolgreich waren. Krupp 
z.B. erwarb die Erlaubnis zur Ausbeu- 
tung des Eisenerzvorkommens von [Las- 
singa (Angola) und baute hier für meh- 
rere hundert Millionen Mark seine pri- 
vate Kolonie auf. Wie in allen Ländern 
der Dritten Welt kommt den Konzernen 
neben den leicht zugänglichen Roh- 
stoffressourcen bei der Realisierung 
ihrer Profite auch in den portugiesi- 
schen Kolonien entgegen, daß der Preis 
der Ware Arbeit, der Lohn für die ein- 
heimischen Arbeiter, wegen des Ar- 
beitskräfteüberschusses besonders 
niedrig sein kann. 


Bei einem Sieg der Befreiungsbewegun- 
gen müssen die Konzerne um ihr Kapi- 
tal und ihre Gewinne fürchten, da 
PAIGE, MPLA und FRELIMO nicht nur an- 
tikolonialistische, sondern auch anti- 
imperialistische Ziele verfolgen. (Ne- 
ben den unabhängigen schwarzafrikani- 
schen Staaten werden sie hauptsäch- 
lich von den "sozialistischen Ländern" 
unterstützt.) Die Konzerne beteiligen 
sich daher mehr oder weniger direkt 

an den Kosten des Kolonialkrieges und 
üben Druck auf die Regierungen ihrer 
Heimatländer aus, damit diese das Lis- 
saboner Kolonialregime ebenfalls un- 
terstützen oder ihm zumindest keine 
politischen Schwierigkeiten machen. 


Endlich sucht die portugiesische Bour- 
geoisie Verbündete in den weißen Ein- 
wanderern aus verschiedenen westli- 
chen Ländern, denen sie in den frucht- 
barsten Gebieten der Kolonien günsti- 
ge Ansiedlungsmöglichkeiten bietet, 


Die festeste Klammer der den portugie- 
sischen Kolonialismus absichernden 
Bündnispolitik ist bisher das Cabora 
Bassa-Projekt in Mozambique. 1969 be- 
auftragte das Lissaboner Regime die 
ZAMCO, ein Konsortium deutscher, fran- 
zösischer, südafrikanischer und portu- 
giesischer Tiefbau- und Elektrofirmen 
unter Federführung des südafrikani- 
schen Konzerns A.A.C., den Sambesi in 
der Provinz Tete zu stauen und dort 
ein riesiges Kraftwerk zu errichten. 
Außerdem wurden Verträge mit der süd- 
afrikanischen Elektrizitätsbehörde ge- 
schlossen, denn 95 des im Cabora 


Cabora-Bassa-Anteil vergrößert 


JOHANNESBURG, 30. Dezember (dpa/FR). 
Auf fast zwei Drittel ist Südafrikas Anteil am 
umstrittenenCabora-Bassa-Staudamm-Projekt 
in Mosambik nach einer Meldung der Johan- 
nesburger „Rand Daily Mail“ vom: Dienstag 
angewachsen. Die beiden 1800 Kilometer lan- 
gen Hochspannungsleitungen nach Südafrika 
werden jetzt von südafrikanischen Spezialfir- 
men gebaut, nachdem die italienische „Societa 
Anonima Elettrificazione“ (SAE) in Mailand 
von dem Vertrag zurückgetreten ist.’ 


FR 31/12/70 


Bassa-Kraftwerk erzeugten Stroms waer- 
den an die Südafrikanische Republik 
verkauft und über eine 1 400 km lange 
Spezial-Hochspannungsleitung nach Jo- 
hannesburg transportiert. Neben 

der Stromerzeugung soll der Cabora 
Bassa-Damm dazu dienen, zusätzliche 
Flächen der ohnehin fruchtbaren und 
voller Bodenschätze steckenden Tete- 
Provinz, die schon immer das von den 
Weißen bevorzugte Siedlungsgebiet in 
Mozambique war, zu bewässern und er- 
schließen. 


Für den Lieferanteil der fünf west- 
deutschen Firmen im ZAMCO-Konsortium 

- AEG, BBE, Hochtief, Siemens, Voith - 
übernahm der westdeutsche Staat durch 
Hermes-Bürgschaften das Risiko, Außer- 
dem beteiligte sich die Dautsche For- 
schungsgemeinschaft mit mehreren Mil- 
lionen Mark an den Forschungsarbeiten, 
die notwendig waren, um für das Cabo- 
ra Bassa-Projekt eine neuartige Über- 
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tragungstechnik von elektrischer Ener- 
gie über weite. Entfernungen verWend- 
bar zu machen. Die Deutsche Bank be- 
teiligt sich an der Finanzierung. 


Das Cabora Bassa-Projekt ist ohne 
Zweifel hervorragend geeignet, die 
Interessenverbindungen zwischen der 
portugiesischen Bourgeoisie und ihren 
verschiedenen Verbündeten im Kolonial- 
krieg gegen die Befreiungsbewegungen 
noch fester zu gestalten als bisher 
und gibt Portugal selbst außerdem zu- 
sätzliche wirtschaftliche Machtmittel 
an die Hand. 


Südafrika, in das seit einigen Jahren 
von westlichen Konzernen bevorzugt in- 
vestiert wird, benötigt dringend die 
Energie aus Mozambique als Herzstück 
einer Infrastruktur, die ein rasches 
industrielles Wachstum auch weiterhin 
ermöglichen wird, Sabotageakte gegen 
die Übertragungsleitung oder gar ei- 
nen endgültigen Stopp der Stromliefe- 
rung wird das Regime in Pretoria des- 
halb nicht riskieren wollen und sein 
Militär daher stets bereithalten zum 
Einsatz gegen die FRELIMO, 


Was die am Cabora Bassa-Projekt betei- 
ligten deutschen und französischen 
Firmen angeht, rechnen sie sich zwar 
keine besonders großen unmittelbaren 
Gewinne durch den Auftrag aus. Sie 
hoffen jedoch auf den Werbeeffekt, 

der von dem Prestigeprojekt ausgeht 
und ihnen internationale Nachfolgeauf- 
träge sinbringen soll. Diese Firmen 
sowie die sie fürdernden Regierungen 
und Institutionen werden daher be- 
strebt sein, das durch den Bau von 
Damm und Kraftwerk erworbene Imags 
nicht dureh politische Zwistigkeiten 
mit dem Auftraggeber Portugal aufs 
Spiel zu setzen. Im übrigen schafft 
das Kraftwerk die Infrastrukturbedin- 
gungen dafür, daß auch die Bodenschät- 
ze der Tete-Provinz in Zukunft ausge- 
beutet werden können. Es sind also 
Investitionen der Schwerindustrie 

nach dem Muster Angolas zu erwarten. 


Die Lissaboner Regierung hatte ur- 
sprünglich den Plan, in den neu be- 
wässerten und erschlossenen Gebieten 
der Tete-Provinz eine Million weiße 
Portugiesen anzusiedeln. Inzwischen 
mußte sie diesen Plan aufgeben, weil 
durch die lange Militärdienstzeit und 
die Auswanderung partugiesischer Ar- 
beiter nach Frankreich und in andere 
westeuropäische Länder der Arbeits- 
kräfteüberschuß in Portugal selbst 
zurückgegangen ist. Gegenwärtig fin- 
den sich nicht mehr genug Portugiesen 
für diese Umsiedlung im großen Stil. 
Gleichwohl werden durch Cabora Bassa 
zusätzliche Möglichkeiten geschaffen, 
Weiße aus verschiedenen Herkunftslän- 
dern in Mozambique anzusiedeln, die 
sich um ihrer Privilegien willen na- 
türlich ebenso wie die Weißen Rhoda- 
siens gegen die Unabhängigkeit unter 
afrikanischem Vorzeichen sträuben uer- 
den und insofern zuverlässige Verbün- 
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dete gegen die Befreiungsbeswegungen 
wären. Im übrigen hat auch der Stau- 
see selbst eine wichtige militärstra- 
tegische Bedeutung für die Portugie- 
sen, weil er die Kampfregion der Tete- 
Provinz in zwei Teile zerschneiden 
wird. 


Last not least wird der Verkauf der 
elektrischen Energie dem Lissaboner 
Regime so hohe Deviseneinnahmen ein- 
bringen, daß es den Unterdrückungs- 
krieg gegen die Befrsiungsbewegungen 
in Zukunft leichter finanzieren kann. 


Das Cabora Bassa-Projekt ist also 
zweifellos dazu bestimmt und geeignet, 
die Position der portugiesischen Bour- 
geoisie in ihrem grausamen Krieg zu 
verstärken und damit den anachronisti- 
schen und wie eh und je dem Zwecke der 
Ausbeutung von Menschen und fremden 
Ressourcen dienenden Kolonialismus zu 
verlängern. Außerdem wird es den Regi- 
men in Pretoria und Salisbury behilf- 
lich sein, ihre rassistische Herr- 
schaft auch weiterhin auszuüben. Wenn 
es fertiggestellt werden kann, wird 

es die farbigen Völker im südlichen 
Afrika daran hindern, endlich ihre 
staatliche und wirtschaftliche Unab- 
hängigkeit zu erringen. Eduardo Mond- 
lane, der ermordete Präsident der 
FRELIMO, hat das sehr deutlich ausge- 
drückt: "Wenn wir den Damm nicht zer- 
stören, wird er uns für immer zerstö- 
ren, und das weiße und rassistische 
Afrika wird endgültig die Partie ge- 
wonnen haben." 


Die der ZAMCO angehörenden deutschen 
Firmen und die sie durch Bürgschaften 
unterstützende Bundesregierung betei- 
ligen sich also keineswegs indirekt, 
sondern ganz unmittelbar an der kolo- 
nialistischen und rassistischen Poli- 
tik der Regimes in Portugal und Süd- 
afrika, auch wenn sie noch so oft 

ihre politische Zurückhaltung oder so- 
gar ihre antikolonialistischen Absich- 
ten beteuern. In Verfolgung ihrer ei- 
genen Kapitalverwertungsinteressen 
leisten sie einen erheblichen Beitrag 
dazu, daß die Völker im südlichen Af- 
rika auch in Zukunft von einer profit- 
hungrigen europäischen Minderheit um 
ihre simpelsten Menschenrechte und 
ihre materiellen Güter betrogen wer- 
den. 


Die Regierungen und Parlamente ande- 
rer westeuropäischer Industrieländer 
mit einer gewissen demokratischen Tra- 
dition haben diese Zusammenhänge 
längst erkannt und - nicht zuletzt si- 
cher auch aus dem Bestreben heraus, 
ihren wirtschaftlichen und politischen 
Einfluß im unabhängigen Schwarzafrika 
zu sichern —- Firmen ihrer Länder den 
Austritt aus der ZAMCO nahegelegt. 

Die italienische Regierung bewilligte 
den Kreditantrag des auf den Bau von 
Hochspannungsleitungen spezialisier- 
ten Elektrounternehmens S.A.E. nicht, 
so daß dieses sich zurückzog. Die 
schwedische Regierung bewog die Firma 
ASEA, deren Ingenieure die beim Cabora 


Bassa-Projekt geplante neue Übertra- 
gungstechnik erfunden haben, aus dem 
Konsortium auszutreten. Als daraufhin 
bekannt wurde, daß das englische Un- 
ternehmen GECEE an die Stelle der 
ASEA treten sollte, beschäftigte sich 
das englische Parlament mit dem Thema 
und stellte u.a. fest, daß das Cabora 
Bassa-Projekt eine Unternehmung gegen 
die Interessen der afrikanischen Mehr- 
heit in Mozambique ist. Schließlich 
nahm die Siemens AG den Platz der 
ASEA ein . 


In der Bundesrepublik hingegen kann 
es sich der Aufsichtsratsvorsitzende 
eben dieser Siemens AG leisten, Fra- 
gen und Informationen von Aktionären 
zur Beteiligung seiner Firma am Cabo- 
ra Bassa-Projekt noch bevor sie über- 


Siemens-Ingenieur oder -Monteur, der an 
Cabora Bassa mitwirkt, leistet mehr für 
die Befreiung der Afrikaner aus wirtschaft- 
licher Not als die Ideologen, die hier dum- 
mes Zeug daher reden.” W.M. 


Tacke, zitiert nach Siemens-Mitteilungen 
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haupt geäußert worden sind als "un- 
sachlich" und "emotional" abzuqualifi- 
zieren und als "irregulären" Verhand- 
lungsgegenstand an den Schluß der Ak- 
tionärs-Hauptversammlung zu verlegen, 
ohne daß irgendeine einflußreiche Ta- 
geszeitung oder gar ein mit diesen 
Vorgängen befaßtes Gericht darin eine 
Manipulation und Rechtsverletzung er- 
blicken würde. Im Gegenteil: er kann 
sich des 3eifalls sicher sein. Davon 
jedoch im folgenden genauer. (3) 


2. Fragestellung: Objektive Rechts- 
sprechung oder befangene Klassen- 
justiz in der BRD? 


Um die Frage zu verdeutlichen, von 
der sich die folgende Analyse der Be- 
rufungsverhandlung gegen Geisler, 
Geue und Müller leiten läßt, sollen 
zunächst die bürgerlich-idealistische 
und die marxistisch-materialistische 
Auffassung von der Rolle der Justiz 
in einem Gesellschaftssystem wie der 
BRD gegenübergestellt werden. Notge- 
drungen muß es sich um verkürzte Dar- 
stellungen handeln, die manche Fein- 
heiten der beiden gegensätzlichen Auf- 
fassungen übergehen, So läßt z.B. der 
Bericht über die marxistisch-materia- 
listische Auffassung außer acht, daß 
sie auch Widersprüche und zeitliche 
Verschiebungen zwischen ökonomischer 
Basis und kulturellem Überbau beach- 
tet sowie Rückwirkungen des Bewußt- 
seins auf das Sein, die sozialisti- 
sche Strategien nicht vernachlässigen 
dürfen, wenn sie erfolgreich sein 
wollen. 


Die idealistische Auffassung kenn- 
zeichnet das Gesellschaftssystem in 
der BRD durch den obersten Strukturbe- 
griff "freiheitlich-demokratische, 
rechtsstaatliche Grundordnung". Sie 


setzt voraus, daß die Rechtssprechung 
zusammen mit der gesetzgebenden und 
vollziehenden Gewalt des Staates die 
Grundlage einer Gesellschaft bildet. 
Entscheidungen, die von "politischen" 
Grganen (Wahlvoik, Parlamente, Regie- 
rungen, Parteien, Verbände) oder Ge- 
richten gefällt und in die Tat umge- 
setzt werden, lenken aus sich heraus 
alle Bereiche des sozialen Lebens 
mindestens von ferne. 


(Daraus würde folgen, daß der Staat 
z.B. .auf dem Gebiet der Wirtschafts- 
ordnung nicht nur das letzte Wort, 
sondern auch genügend Macht hat, um 
radikale Veränderungen der bestehen- 
den Verhältnisse herbeiführen zu kön- 
nen, wenn dies auf dem Wege der "poli- 
tischen Willensbildung" so entschie- 
den worden ist. Daß das zumal in kapi- 
talistischen Wirtschaftsgesellschaf- 
ten in der Regel nicht der Fall ist, 
hat sich 1936 in Spani:n und 1973 in 
Chile gezeigt, um nur zwei Beispiele 
zu nennen: Das Volk hatte in diesen 
beiden Ländern den legalen Weg zum S0- 
zialismus über die legislativen, exe- 
kutiven und judikativen Institutionen 
beschritten und wurde von der Klasse 
der Kapitaleigentümer mit illegaler 
Waffengewalt, durch Klassenkampf von 
oben, aufgehalten.) 


Bereits aus dieser allgemeinen Vor- 
stellung vom Staat als Grundlage der 
gesellschaftlichen Verhältnisse folgt, 
daß neben dem Souverän (in demokra- 
tischen Ländern das Volk) auch die Ju- 
stiz unabhängig ist, denn wenn sie ab- 
hängig wäre, würde nicht sie, sondern 
der Faktor, von dem sie abhängig ist, 
zum Fundament des sozialen Gebäudes 
gehören. 


Daß die Justiz unabhängig ist, gilt 
der bürgerlichen Auffassung zufolge 
aber noch in besonderem Maße für eine 
"freiheitlich-demokratische Grundord- 
nung", die sich dadurch auszeichnet, 
daß sie allen Bürgern ein Höchstmaß 

an Freiheit (Seibstbestimmung) und 
Gleichheit (Gerechtigkeit) gewährt. 
Denn diese außerordentlichen Leistun- 
gen bringt sie zustande, weil die Le- 
gislative unter Beteiligung jedes Bür- 
gers öffentlich und nach dem Mehr- 
heitsprinzip arbeitet, weil die Exeku- 
tive von Parlamenten, Gerichten und 
der Presse überwacht wird und vor al- 
lem, weil die Justiz als oberste In- 
stitution der Kontrolle von keiner 
Seite zu beeinflussen ist, d.h. völlig 
autonom, unparteiisch untersucht und 
urteilt. Gerade auch die Strafjustiz 
ist sozusagen das letzte Mittel in ei- 
nem freiheitlich-demokratischen 
Rechtsstaat, das dessen Errungenschaf- 
ten (Freiheit und Gleichheit) für je- 
dermam jederzeit garantiert. Jeder 
soll vor Gericht sein Recht suchen 

und erhalten können, wenn er es durch 
andere verletzt glaubt oder wenn ihm 
kriminelle Handlungen vorgeworfen wer- 
den. Weil allein die Justiz letztlich 
die Rechtmäßigkeit aller Vorgänge ga- 
rantiert, gründet das Vertrauen in 
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die demokratische, rechtstaatliche 
Ordnung in allererster Linie auf der 
Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
der Gerichte, 


Da die Justiz als Kontroll- und Garan- 
tieorgan jederzeit angerufen werden 
kann, ist es der bürgerlichen Auffas- 
sung zufolge nicht erlaubt, sich ver- 
letzte oder vorenthaltene Rechte 

durch eigenmächtiges Handeln selbst 
(zurück}zuerobern, wenn dabei Rechte 
anderer in irgendeiner Form (z.B. 
durch die Anwendung von Gewalt) be- 
droht werden. Nur ein Gericht, das ja 
notfalls die legale Gewalt der Exeku- 
tive auf den Plan rufen kann, darf in 
diesem Fall einschreiten. Auch dieser 
Grundsatz steht und fällt allerdings 
mit der Unabhängigkeit der Justiz, 
denn wenn sie als oberstes Garantioor- 
gan zum Werkzeug der Interessen privi- 
legierter Personen oder Gruppen wird, 
muß es erlaubt sein, daß unterprivile- 
gierte Personen oder Gruppen ihre In- 
teressen und Rechte selbst mit den 
ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 
durchzusetzen suchen, weil keine In- 
stitution des Rechtsstaats mehr exi- 
stiert, die diese Aufgabe sonst über- 
nehmen könnte. 


Die marxistisch-materialistischs Auf- 
Fassung hingegen kennzeichnet die ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse in der 
BRD durch den obersten Strukturbe- 
griff "Monopolkapitalismus". Ihre all- 
gemeine Grundvoraussetzung ist, daß 
die Wirtschaftsstruktur, die Art und 
Weise der gesellschaftlichen Produk- 
tion (und Verteilung) von materiellen 
Lebensgütern, die "Basis" jedes sozia- 
len Systems bildet. Von dieser Basis 
wird der kulturelle "Überbau": Kunst, 
Wissenschaft, Religion, Erziehungsws- 
sen, Massenkommunikation und nicht zu- 
letzt eben auch Gesetze und Rechts- 
sprechung entscheidend bestimmt. 


"In der gesellschaftlichen Produk- 
tion ihres Lebens gehen die Men- 
schen bestimmte, notwendige, von 
ihrem Willen unabhängige Verhält- 
nisse ein, Produktionsverhältnisse, 
die einer bestimmten Entwicklungs- 
stufe ihrer materiellen Produktiv- 
kräfte entsprechen. Die Gesamtheit 
dieser Produktionsverhältnisse bil- 
det die ökonomische Struktur der 
Gesellschaft, die reale Basis, wor- 
auf sich ein juristischer und poli- 
tischer Überbau erhebt, und wel- 
cher bestimmte gesellschaftliche 
Bewußtseinsformen entsprechen. Die 
Produktionsweise des materiellen 
Lebens bedingt den sozialen, poli- 
tischen und geistigen Lebensprozeß 
überhaupt. Es ist nicht das Beuwußt- 
sein der Menschen, das ihr Sein, 
sondern umgekehrt ihr gesellschaft- 
liches Sein, das ihr Bewußtsein be- 
stimmt... Mit der Veränderung der 
ökonomischen Grundlage wälzt sich 
der ganze ungeheure Überbau langsa- 
mer oder rascher um. In der Betrach- 
tung solcher Umwälzungen muß man 
stets unterscheiden zwischen der 
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- materiellen, naturwissenschaftlich 
treu zu konstatierenden Umwälzung 
in den ökonomischen Produktionsbe- 


dingungen und den juristischen, po-_ 


litischen, religiösen, künstleri- 
schen oder philosophischen, kurz, 
ideologischen Formen, worin sich 
die Menschen dieses Konflikts be- 
wußt werden und ihn ausfechten. 
Sowenig man das, was ein Indivi- 
duum ist, nach dem beurteilt, was 
es sich selbst dünkt, ebensowenig 
kann man eine solche Umwälzungs- 
epoche aus ihrem Bewußtsein beur- 
teilen, sondern muß vielmehr dies 
Bewußtsein aus den Widersprüchen 
des materiellen Lebens, aus dem 
vorhandenen Konflikt zwischen g8e- 
sellschaftlichen Produktivkräften 
und Produktionsverhältnissen ar- 
klären. (4) 
Bereits aus dieser Basis-Überbau-The- 
se folgt, daß die Justiz nicht unab- 
hängig, unparteiisch, nur sich selbst 
und den Gesetzen verpflichtet sein 
kann, sondern als seine Funktion der 
ökonomischen Verhältnisse betrachtet 
werden muß. 


Das gilt auch für kapitalistische 
Wirtschaftsgesellschaften: Für die ka- 
pitalistische Produktionsweise ist 
kennzeichnend, daß das Produktivvermö- 
gen sich in privaten Händen befindet 
und deshalb als "Kapital", d.h. mit 
dem Ziel, Mehrwert in der Form von Ge- 
winn abzuschöpfen, verwertet wird. 
Dieser Gewinn (oder "Profit") wird 

von der kapitalverwertenden Klasse 
entweder verbraucht (Luxuskonsum) 

oder angesammelt und wiederum als Ka- 
pital verwertet (Investitionen). Die 
Mitglieder der nicht über Erwerbsver- 
mögen verfügenden Klasse sind dagegen 
gezwungen, ihre Arbeit zu den Bedin- 
gungen der Kapitalisten an diese zu 
verkaufen, um leben zu können. Sie er- 
halten kaum mehr Lohn als nötig ist, 
um ihre Arbeitskraft erneuern zu kön- 
nen (in Krisenzeiten sogar weniger) 
und werden von ihrer Arbeit und deren 
Erzeugnissen entfremdet. 


Die Aufgabe des kulturellen Überbaus 
der kapitalistischen Produktionsweise 
besteht darin, diese ökonomischen Ver- 
hältnisse, die fortwährend materielles 
Elend und Entfremdung erzeugen, vor 
einschneidenden Veränderungen (z.B. 
der Vergesellschaftung des Produktiv- 
vermögens) zu bewahren, indem kriti- 
sches Denken und widerstrebendes Han- 
deln der Lohnabhängigen erschwert 
werden. Den Gesetzen und der Justiz 
fällt dabei die Sonderaufgabe zu, Ein- 
stellungen und vor allem Aktionen, 

die Hauptbestandteile der kapitalisti- 
schen Produktionsweise wie das Privat- 
eigentum an den Produktionsmitteln 
oder die Dominanz des Profitmotivs 

für die Wirtschaftstätigkeit gefähr- 
den könnten, als kriminell zu verun- 
glimpfen und die legale Gewalt der 
staatlichen Exekutivordgane (Polizei, 
Armee) dagegen ins Feld des "Klassen- 
kampfs von oben" zu führen. Rechts- 


sprechung in der bürgerlichen Gesell- 
schaft, welche die Interessen der 
mächtigen Klasse auf disse Weise vaer- 
tritt, nennen Marxisten deshalb "Klas- 
senjustiz". 


Klassenjustiz schließt nicht aus, daß 
sich die Gerichte den Anschein der Un- 
abhängigkeit geben und von diesem An- 
schein selbst überzeugt sind. Im Ge- 
genteil: Die Charaktermaske der Unbe- 
stechlichkeit, die je überzeugender 


wirkt, desto mehr ein Richter an sie 


glaubt, ist sogar ein notwendiges Re- 
quisit, um die ideologische Rolle 
überzeugend spielen zu können. Als 
nach dem Blutmai von 1929 (der Berli- 
ner Polizeipräsident Zörgiebel hatte 
in jenem Jahr die traditionellen De- 
monstrationen der Arbeiter am 1. Mai 
verboten, zahlreiche Sozialisten gin- 
gen dennoch auf die Straße, 33 von ih- 
nen wurden von der für "Drdnung" sor- 
genden Polizei kaltblütig erschossen) 
ein sechzehn jähriger Demonstrant, der 
die Scheibe eines Straßenbahnwagens 
zertrümmert hatte, zu einem Jahr 
Zuchthaus verurteilt wurde, schrieb 
Andor Gäbor, Mitglied des Bundes Pro- 
letarisch-Revolutionärer Schriftstel- 
ler (BPRS) und Mitherausgeber der 
Zeitschrift "Linkskurve": "Linksste- 
hende deutsche Schriftsteller pflegen 
von der deutschen Justizhure. zu 
schreiben. Ich bin überzeugt, daß sie 
die Huren damit beleidigen." (5) Um 


dennoch beim Bild zu bleiben: Ebenso 


Splitter kontra Balken 


wie Huren, wenn sie Kunden angeln und 
gut an ihnen verdienen wollen, darauf 
angewiesen sind so zu tun, als ginge 
es dabei um Liebe und nicht ums Ge- 
schäft, so ist auch die Klassenjustiz 
darauf angewiesen so zu tun, als gin- 
ge es um Gerechtigkeit, wenn sie ihre 
eigentliche Aufgabe erfüllen will, 
die Lohnabhängigen über 'ihre Ausbeu- 
tung hinwegzutäuschen und so die Ge- 
schäfte der Kapitalisten zu ermögli- 
chen. Der Überbau verschleiert nicht 
nur die sozioökonomischen Verhältnis- 
se, sondern auch seine eigene ideolo- 
gische Funktion, weil diese sonst auf 
die sozioökonomischen Verhältnisse 


verweisen würde. Aus dieser Perspekti- 
ve betrachtet ist die oben dargestell- 
te Auffassung von der "freiheitlich- 
demokratischen, rechtsstaatlichen 
Grundordnung" und von der strikten Un- 
parteilichkeit der Justiz selbst eine 
typische Überbauerscheinung. " 


Unter den Bedingungen des Monopolkapi- 
talismus verstärken sich nach marxi- 
stischer Auffassung die ideologischen 
Bindungen des Überbaus an die Basis. 
Sesonders der Staat und damit auch 

die Justiz werden immer fester mit 

den Profitinteressen der großen, be- 
stimmte Marktbereiche beherrschenden 
Konzerne verflochten. Durch die fort- 
geschrittene Kapitalkonzentration ist 
die Macht dieser Monopolunternehmen 
ins Gigantische gewachsen. Ganze Bran- 
chen von Zuliefer- und Abnehmerbetrie- 
ben, öffentliche Unternehmen wie Bahn 
oder Post, Presseverlage (wegen der 
Anzeigen) usw. geraten ihrerseits in 
die Abhängigkeit von den Monopolen. 


Weil es keine Konkurrenz mit ähnlich 
starker Macht mehr gibt, können die 
Monopolkonzerne den Staat ganz ohne 
Umschweife zum Vertreter ihrer Kapi- 
talverwertungsinteressen gegenüber 
den Versorgungsinteressen der lohnab- 
hängigen Klasse, aber auch gegenüber 
den Profit- und Versorgungsinteressen 
der mittleren und kleinen Unternehmer 
machen. 


(Das zeigt die gegenwärtige "Ölkrise" 
sehr deutlich: Die Politik der Bundes- 
regierung ist schon, was ihre sachli- 
che Grundlage, die Information über 
vorhandene Rohölmengen etc., betrifft, 
von den Mineralölkonzernen wie Shell, 
BP oder Esso abhängig; die Verbrau- 
cher müssen wegen des überproportio- 
nalen Steige 'ns der Benzin- und Heiz- 
ölpreise Extraprofite der Konzerne be- 
zahlen, was der Staat dadurch absi- 
chert, daß er soziale Härten durch öf- 
fentliche Zuschüsse ausgleicht; die 
freien Tankstellen werden von den Mi- 
nsralölmonopolen systematisch rui- 
niert, was die Regierung zwar unter 
Krokodilstränen beklagt, aber nicht 
wirksam zu verhindern versteht. 


Mit zunehmender Kapitalkonzentration 
muß auch die Justiz erhöhte Rücksicht 
auf die Interessen der zu Monopolun- 
ternehmen avancierten Kapitale nehmen. 
Sie kann diese Interessen, wenn sie 
vor Gericht in irgendeiner Form zur 
Debatte stehen, nicht verletzen, ohne 
verschärften Druck wenn nicht auf 

sich selbst, dann doch auf andere öf- 
fentliche Institutionen oder unmittel- 
bar auf das Volk befürchten zu müssen. 
Klassenjustiz ist auch in der monopol- 
kapitalistischen Phase noch daran zu 
erkennen, daß sie die Angehörigen der 
kapitalverwertenden und der lohnabhän- 
gigen Klasse mit zweierlei Maß mißt, 
weil die Richter in der Regel selbst 
der oberen Sphäre der Gesellschaft 
entstammen. Außerdem entlarvt sie 


sich aber auch dadurch, daß die men- 
schenfeindlichen Aktivitäten der mul- 
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tinationalen Konzerne, die an den 
elenden sozialen Verhältnissen in der 
Dritten Welt unmittelbar augenfällig 
sind, von den Gerichten tabuisiert 

und verdrängt werden,. während Verhand- 
lungen gegen politisch motivierte 
Straftäter zu monströsen Schauprozes- 
sen gegen "Subjekte" hochstilisiert 
werden, bei denen -.nach einem Wort 
des CSU-Vorsitzenden Franz Strauß - 
die Anwendung der für Menschen gemach- 
ten Gesetze eigentlich nicht mehr mög- 
lich ist. 


Die marxistische Auffassung impli- 
ziert, daß unterprivilegierte Perso- 
nen oder Gruppen die Vertretung ihrer 
Rechte nicht an Politiker, Beamte 

oder Richter abtreten können, denn 

der Staat leistet ja gerade den Pro- 
fitinteressen ihres Klassengegners 
Vorschub. Sie müssen ihr authentisches 
Interesse an bestmöglicher Versorgung 
und einem menschenwürdigen Leben ge- 
meinsam selbst durchsetzen, ohne sich 
dabei auf die politischen und juristi- 
schen Institutionen verlassen zu kön- 
nen. 


3. Analyse: Das Verhandlungsgeschehen 
im "Siemens-Prozeß" 


Die Berufungsverhandlung im "Siemens- 
Prozeß" ist besonders geeignet für 
eine Überprüfung der marxistisch-mate- 
rialistischen Auffassung auf ihren 
Realitätsgehalt, weil hier die mit 

dem portugiesischen Kolonialismus ver- 
flochtenen Kapitalverwertungsintsres- 
sen eines multinationalen Konzerns 
direkt berührt wurden. Die Angeklag- 
ten hatten auf der fraglichen Siemens- 
HV versucht, unter konsequenter Aus- 
nutzung des Aktienrechts Informatio- 
nen über die oben geschilderten un- 
heilvollen Folgen der langfristig auf 
Profit abgestellten Siemens-Beteili- 
gung am Cabora Bassa-Frojekt an die 
Öffentlichkeit zu bringen und Anträge 
auf Beendigung dieser Beteiligung zu 
stellen. Damit hatten sie zwar nicht 
den Kern der kapitalistischen Produk- 
tionsweise - das Privateigentum am 
Produktivvermögen - kritisiert, son- 
dern durch den Kauf von Aktien und 

die Absicht, sich als Kleineigentümer 
mit Diskussionsbeiträgen auf der HV 
sozusagen an der Geschäftspolitik. des 
Konzerns zu beteiligen, sogar aus- 
drücklich bestätigt; aber einen ande- 
ren Bestandteil der .kapitalistischen 
Produktionsweise, ein anderes kapita- 
listisches Produktionsverhältnis, 
drohten sie damit gleichwohl seiner 
uneingeschränkten Wirksamkeit zu be- 
rauben: das Profitmotiv. Denn wenn 

man von einem Konzern verlangt, er 
solle wegen der damit verbundenen Fol- 
gen für die Menschen des betroffenen 
Landes von einem auf lange Sicht ge- 
winnträchtigen Prestigeauftrag zurück- 
treten, dann stellt man an seine Ge- 
schäftsleitung eben das Ansinnen, das 
Profitmotiv hinter andere, humane Be- 
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weggründe zu setzen. Auch während des 
Prozesses brachten die Angeklagten 
ihre Kritik an der rücksichtslosen Ge- 
schäftspolitik der Siemens AG in ih- 
ren Angaben zur Person und zur Sache 
wieder vor. 


der Geschäftsleitung, dem Aufsichts- 
rat und den Großaktionären der Siemens 
AG mußte die Kritik der Angeklagten 
unangenehm sein, denn diese wider- 
sprach immerhin ihrem Klasseninteres- 
se an der uneingeschränkten Freiheit 
des Profits mit wirklichkeitsnahen 
Argumenten und drohte die Legitima- 
tionsgrundlage dieser "liberalen" Er- 
rungenschaft zu schwächen. Da ihnen 
die Absichten der Cabora Bassa-Dppo- 
nenten zu Ohren gekommen waren, er- 
griffen sie leidlich raffinierte Ab- 
wehrmaßnahmsn: Der Versammlungsleiter 
Peter v. Siemens trennte das Thema [a- 
bora Bassa vom "regulären" Teil der 
Hauptversammlung ab und stellte die- 
sen "emotionalen" Abschnitt ganz ans 
Ende. Nachdem einer der unbequemen 
Dpponenten eine Viertelstunde hatte 
reden und fragen dürfen, schloß er 

die Rednerliste und ließ damit 57 wei- 
tere Wortmeldungen, die zu diesem The- 
ma vorlagen, unter den Tisch fallen. 
Als diese Abwehrstrategie wegen der 
Podiumsbesetzung erfolglos blieb, 

nahm Peter v. Siemens mit größter 
Selbstverständlichkeit die legale 
Macht der staatlichen Exekutive zu 
Hilfe, ganz wie es im marxistischen 
Lehrbuch über das Verhältnis von Mono- 
polkapital und Staat nachzulesen ist, 
und ließ die opponierenden Kleinaktio- 
näre, die er vorsätzlich nicht hatte 
zu Wort kommen lassen, von der Schutz- 
polizei abführen. Die Staatsanwalt- 
schaft erhob daraufhin Anklage - 

nicht etwa gegen Herrn v. Siemens we- 
gen Verletzung des Aktienrechts, son- 
dern gegen drei Podiumsbesetzer wegen 
"erschwertem Hausfriedensbruch" und 
"gemeinschaftlich begangener Nötigung". 
Nun war es an der Reihe der Justiz 

als neutrale, unabhängige Garantie- 
stelle demokratischer Rechte, das ma- 
nipulative, selbstherrliche Vorgehen 
der Siemens-Bosse entweder durch ei- 
nen Freispruch der Angeklagten wenig- 
stens durch die Blume zu kritisieren 
oder es durch einen Schuldspruch von 
höchster Stelle des Rechtsstaates aus 
zu bestätigen. Sowohl dis erste als 
auch die zweite Instanz verurteilten 
die Angeklagten zu Geldstrafen, wie 

es aus marxistisch-materialistischer 
Sicht nicht anders zu erwarten ist. 


Nur die Urteile in Betracht genommen, 
bleibt allerdings auch die Möglich- 
keit, daß die eben gegebene deutende 
Darstellung der Vorgänge falsch ist 
und die Entscheidung der Justiz objek- 
tiv und der Sache angemessen war. In 
diesem Fall müßte allerdings das Ver- 
handlungsgeschehen, welches ja die 
Grundlage des Urteils sein soll, deut- 
lich die Neutralität und Unabhängig- 
keit des Gerichts dokumentieren. Die 
Fragestellung soll deshalb weniger an- 


hand des abschließenden Urteils als 
durch die Analyse des ihm vorangegan- 
genen Prozeßgeschehens beantwortet 
werden, zumal Abhängigkeit und Befan- 
genheit sich ungleich konkreter an 
der Art und Weise zeigen, wie eine Ge- 
richtsentscheidung züstände kommt, 
als an dieser seläöst. Es werden nach- 
einander drei Erscheinungsformen be- 
handelt, in dem die Justiz sich dem 
angeklagten oder zuhörenden Bürger 
darbietet: Die im Gerichtssaal herr- 


schende Atmosphäre - Die Technik und 
Intensität der vom Gericht angestell- 
ten Wahrheitssuche - Das Verhältnis 


des Verhandlungsinhalts zur sozialen 
Wirklichkeit. 


Seit 1971 
Vorsitzender des 
Aufsichtsrats 
der Siemens AG 


Aufsichtsrat: 

Allianz Versicherungs-AG 
Bayer AG 

Deutsche Bank AG 
HAPAG-Lloyd AG 
Mannesmann AG 

J.M. Voith GmbH 
29.1.1911 Mitglied des Präsidiums 


in Berlin-Charlottenburg des Bundesverbands 
der Deutschen Industrie 


Mitglied des Vorstands 


Peter von Siemens 


Studium der Wirtschafts- des Ausstellungs- 
und Sozialwissenschaften, und Messeausschusses 
Dr. rer. pol., 


hen Wirtschaft 
Diplom-Volkswirt der Deutschen Wirtscha 


Aus der offiziellen Broschüre 


Zuvor sei nozh darauf hingewiesen, 

daß die Richter und der Staatsanwalt, 
die die Berufungsverhandlung führten, 
keineswegs absichtlich böswillig oder 
verständnislos gegenüber den Angeklag- 
ten waren. Die Verhandlung nahm einen 
gemächlichen, ruhigen Verlauf, ohne 


daß Momente besonderer Schärfe oder 
Spannung aufgetreten sind. Wenn der 


Vorsitzende voreingenommen handelte 
(die beiden beisitzenden Laienrich- 
ter, die die Nähe der Justiz zum Volk, 
zur Praxis sicherstellen sollen, er- 
griffen während des öffentlichen Ver- 
handlungsgeschehens nicht ein einzi- 
ges Mal das Wort), dann war ihm das 
sicher nicht bewußt. Die Richter wa- 
ren zweifellos von ihrer Dbjektivität 
überzeugt. Ihnen (analog zu Herrn v. 
Siemens in der HV) vorsätzliche Mani- 
pulationen vorzuwerfen, wäre töricht. 
Aber gerade weil es ein völlig "norma- 
ler" Prozeß mit offenbar durchaus be- 
mühten, gutwilligen Richtern war, müs- 
sen Anzeichen von Begünstigung und Ab- 
hängigkeit doppelt bedenklich stimmen. 


a. Atmosphäre im Sitzungssaal 


Die Atmosphäre der Verhandlung wurde 


durch einige scheinbar nur formale 
Randerscheinungen geprägt, von denen 
zweifellos zahlreiche Prozesse beglei- 
tet werden. Da waren zunächst die üb- 
lichen Attribute eines feierlichen 
Ernstes, die - wie Rudolf Wassermann, 
Oberlandesgerichtspräsident von Braun- 
schweig und einer der wenigen 
fortschrittlichen hohen Juristen 
in der Bundesrepublik es ausdrückt - 
mancher Gerichtsverhandlung die Stinm- 
mung einer "juristischen Messe" ver- 
leihen (6): die Talare und Barette 
der anwesenden Voll juristen und des 
Gerichtsschreibers; der kolossale, er- 
höht stehende Tisch, hinter dem sich 
die Richter zu verschanzen und von 
dem die Angeklagten und Zeugen davor 
niedergedrückt zu werden scheinen; 
das Kruzifix von beträchtlichen Ausma- 
ßen, das die Stirnwand des Sitzungs- 
saales ziert; das wiederkehrende ge- 
räuschvolle Sich-Erheben und Sich-Set- 
zen aller Personen im Raum, wenn Zeu- 
gen vereidigt werden und während der 
Urteilsverkündung. Hinzu kommt ein li- 
taneihaft gemurmeltes, mit Paragra- 
phenangaben gespicktes, sogar aku- 
stisch kaum noch zu verfolgendes Her- 
unterleiern der Anklageschrift durch 
den Vorsitzenden zu Beginn und ver- 
schiedene andere ritualisierte Gebär- 
den und Formeln, die hier nicht in 
einzelnen aufgezählt werden sollen. 
Auf diese liturgische Feierlichkeit 
reagieren zumal die beiden Schöffen 
prompt mit einem Gesichtsausdruck, 
der je nach dem Grad der Erhabenheit 
des Augenblicks zwischen Langeweile 
und höchster Ehrerbietung. wechselt. 
Das alles wird ergänzt durch die Syn- 
bole der legalen Autorität und Gewalt: 
Der Vorsitzende droht sofort, die Öf- 
fentlichkeit auszuschließen, als die 
Prozeßbeteiligten am Richtertisch die 
Köpfe über Fotos von der Hauptversann- 
lung zusammenstecken und es darauf un- 
ter den Zuhörern hinten ein wenig un- 
ruhig wird. Im übrigen ist die meiste 
Zeit ein blau uniformierter Beanter 
mit am Gürtel baumelnder Pistole anuwe- 
send. 


Die Justiz gibt sich also nicht die 
geringste Mühe, der Offentlichkeit 

und dem Angeklagten (um deren beider 
Rechte es bei Strafverfahren schließ- 
lich geht) auch nur mit ihrer äußeren 
Erscheinung zu zeigen, daß das Gericht 
von ihrer Welt ist oder ihr wenigstens 
gerecht zu werden versucht, Im Gegen- 
teil: Die Justiz tut schon in diesen 
Außerlichkeiten alles, um Angeklagten 
und Allgemeinheit als etwas Höheres, 
Fremdes, Unnahbares gegenüberzutreten, 
vor dem sie kritiklosen Respekt oder 
sogar Angst haben sollen. Damit paßt 
sie in den Rahmen einer kapitalisti- 
schen Wirtschaftsgesellschaft, in der 
der Mehrheit der Bevölkerung aufgrund 
der Entfremdung durch die erzwungene 
Lohnarbeit schließlich alles als feind- 
liche Macht gegenübertritt: die Arbeit 
als Lohnarbeit, das Produkt der Arbeit 
als Ware, die anderen Menschen als 
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Konkurrenten und sogar das eigene 
Über-Ich als permanenter Zwang zu er- 
höhter Leistung und Erfolg. 


. Statt sich das äußere Bild der Nüch- 


ternheit zu geben, wie es der von ihr 
erwarteten strikten Übjektivität ent- 
sprechen würde, hüllt sich die Justiz 
in den entrückenden Pomp der Erhaben- 
heit. Mit diesem Imponiergehabe be- 
reits schlägt sie sich auf die Seite 
der Privilegierten, die dem Volk, in 
dessen Namen von den Gerichten Urtei- 
le verkündet werden, mit derselben 
pompösen Erhabenhei* gegenüberzutre- 
ten pflegt, um ihm Ehrfurcht einzuflö- 
Ben und so die eigene Herrschaftsposi- 
tion gegen widerstrebendes Denken und 
Handeln abzusichern. Beispiele gibt 

es genug: Erinnert sei an Soldaten- 
eide, die hohe Offiziere eben eingezo- 
genen Rekruten im flackernden Schein 
nächtlicher Feuer abnehmen; an die Im- 
matrikulatioönsfeiern mit endlosen An- 
sprachen von amtskettenbehangenen Rek- 
toren und Dekanen, wie sie vor zehn 
Jahren noch an allen Universitäten üb- 
lich waren; an die Art und Weise, wie 
Direktoren anläßlich von Weihnachts- 
feiern oder Jubiläen ernste Worte an 
ihre Belegschaft richten; schließlich 
an die Ausstattung von Empfangszim- 
nern, die "Chefs" gehören, im allge- 
meinen. - 


Den Privilegierten, denen Pomp und 
feierliches Ritual stets zugute gekon- 
men sind, werden natürlich auch vor 
Gericht davon begünstigt, wenn sie 
einmal in die unangenehme Lage gera- 
ten, dort erscheinen zu müssen - und 
sei es auch nur als Zeugen der Ankla- 
gebehörde. Sie meistern dieses Situa- 
tion mit großer Sicherheit, weil sie 
in der von hohler Feierlichkeit und 
Autorität geprägten Atmosphäre eines 
Gerichtssaals sozusagen zu Hause sind. 
Dem Zeugen Peter v. Siemens gelang 8s 
jedenfalls meisterhaft, während sei- 
ner Vernehmung die Abgeklärtheit ei- 
nes längst über den Dingen stehenden, 
von allen materiellen Interessen gelö- 
sten älteren Großindustriellen zu ent- 
falten. Er trieb die Selbstdarstel- 
lung sogar so weit, mehrfach von sich 
aus zu betonen, daß er als Versamn- 
lungsleiter von keinen der Angeklag- 
ten während der Podiumsbesetzung tät- 
lich angegriffen worden sei. Aber 

auch Herr Rechtsanwalt Beusch, Justi- 
tiar der Siemens AG und in der Beru- 
fungsverhandlung ebenfalls Zeuge, 
machte keinen schlechten Eindruck, 
wenn seine Selbstgefälligkeit auch 
nehr in die hsiter-bornierte Richtung 
ging und deshalb etwas aus dem Rahmen 
fiel. Er machte den Vorsitzenden dar- 
auf aufmerksan, daß er zwar an man- 
cherlei Vorbereitungssitzungen zur HV 
im März 1972 teilgenommen habe, aber 
zu seinem Bedauern nicht an der Vorbe-- 
reitung der antiimperialistischen Ak- 
tionsgruppen beteiligt gewesen sei. 


Offenbar auch eine Reaktion auf die 
autoritäre Atmosphäre im Gerichtssaal 
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war der hilflose Zornausbruch Wolff 
Geislers in seinem Schlußwort, der 

die feierliche Würde des Zeremoniells 
insofern verletzte, als unäappetitli- 
che Einzelheiten der von den Portugie- 
sen in Mozambique verübten Massaker 
beim Namen genannt wurden. Während 


die mit den Ritualen der Macht vertrau- 


ten Zeugen Beusch und v. Siemens von 
der im Gerichtssaal herrschenden At- 
mosphäre in ihrem sicheren Auftreten 
bestärkt wurden, wurden die Angeklag- 
ten, die aus zwingenden Gründen und 
mit gutem Recht die Siemens-Geschäfts- 
politik hatten kritisieren wollen, da- 
durch verunsichert und in die Enge 
getrieben. So mußte auch hier wieder 
der Eindruck entstehen, daß die Ge- 
schäftstätigkeit des Konzerns auf 
"rein sachlichen" Erwägungen beruht, 
während die Kritik daran "emotional" 
und "politisch" ist. Daß die Tätig- 
keit der Konzerne im südlichen Afrika 
in Wahrheit sogar kolonial-"politisch" 
ist, geriet darüber in Vergessenheit. 


Wie sich die Klassenstruktur der BRD- 
Gesellschaft in der Atmosphäre des 
Prozesses widerspiegelte, sei noch an 
einem Randereignis demonstriert, das 
aber bezeichnend ist: In der Verhand- 
lung wurden vier Zeugen vernommen: 
Kriminalinspektor Seiler, kleiner, be- 
flissener Polizeibeamter; Roland 
Beckert, Student, Mitglied einar anti- 
imperialistischen Aktionsgruppe; 
Rechtsanwalt Beusch, Justitiar der 
Siemens AG; Peter v. Siemens, Großin- 
dustrieller. Den Kriminalinspektor 
Seiler läßt man während seiner Verneh- 
mung die ganze Zeit stehen; die ande- 
ren drei Zeugen dürfen Platz nehmen, 
allerdings wird dieses Privileg sorg- 
fältig dosiert: Roland Beckert wird 
erst kurz vor Schluß seiner Vernehmung 
zum Sitzen aufgefordert, Rechtsanwalt 
Beusch gleich zu Beginn und Peter v. 
Siemens, den braucht man nicht dazu 
aufzufordern, der nimmt sofort von 
sich aus Platz und beginnt auch von 
sich aus die Vernehmung mit der Frage, 
was das Gericht denn eigentlich von 
ihm wolle. 


Daß sich der Siemens-Konzern für je- 
des während des Prozesses gesprochene 
Wort - gleichgültig von wem - bren- 
nend interessiert, liegt auf der Hand; 
wenn die Bosse in Zukunft unbequem 
verlaufende Hauptversammlungen vermei- 
den wollen, brauchen sie jede nur er- 
reichbare Information, damit ihre Ab- 
wehrstrategie gegen die eigenen Klein- 
aktionäre auch erfolgreich wird.. Tat- 
sächlich waren unter den Zuhörern.meh- 
rere Damen, die alles haarklein mit- 
stenographierten und in solcher Tätig- 
keit offenbar ausgebildet und geübt 
waren: vermutlich von der Geschäfts- 
leitung abkommandierte Sekretärinnen. 
Die Kontrolle, die die großen Kapita- 
le unbemerkt über uns alle ausüben, 
reicht eben auch in den Gerichtssaal 
hinein. Unsere freie Presse, an die 
auch die Firma Siemens einträgliche 
Anzeigenaufträge vergibt, hatte dage- 


gen weniger Interesse an dieser Ver- 
handlung. Von den beiden anwesenden 
Reportern blieb nur einer die ganze 
Zeit dabei, der andere verschwand 
schon nach einer halben Stunde wieder. 
Kein Wunder - ein Stockwerk tiefer 
wurde nämlich gleichzeitig mit enor- 
mem publikumswirksamen Aufwand (ein 
ganzer Flur war abgesperrt und konnte 
nur mit Berechtigungsschein und Aus- 
weiskontrolle durch bewaffnete Poli- 
zeibeamte betreten werden) der Prozeß 
gegen den als Anarchistenteufel ver- 
Femnten Rolf Pohle aufgeführt. 


Die Darstellung der Prozeßatmosphäre 
soll mit der Wiedergabe einer Benmer- 
kung aus der mündlichen Urteilsbegrün- 
dung abgeschlossen werden, die eine 
ans Zwanghafte grenzende Befangenheit 
des Gerichts durchblicken ließ. Das 
Gericht, so betonte der Vorsitzende, 
bedauere sein eigenes Urteil wegen 

der "ahrenwerten" Motivation der Ange- 
klagten, sähe aber keine andere Mög- 
lichkeit. Offenbar werden die Möglich- 
keiten der Justiz durch die Profitin- 
teressen der das Monopolkapital ver- 
wertenden Klasse von Großaktionären, 
Aufsichtsräten und Direktoren be- 
grenzt. 


Immerhin ist es möglich, wenn auch 
nicht sehr wahrscheinlich, daß die 

der Atmosphäre im "Siemens-Prozeß" an- 
haftenden Anzeichen für eine Begünsti- 
gung der ohnehin Begünstigten nicht 
die Regel sind in der westdeutschen 
"Rechtspflege". Andere Gerichte tagen 
in anderen Sitzungsräumen und bemühen 
sich möglicherweise um einen anderen 
Verhandlungsstil. Hier zumindest wa- 
ren die äußerlichen Merkmale der Klas- 
senjustiz aber kaum zu übersehen. 


b. Technik und Intensität der 'Wahr- 
heitssuche 


Was diesen Punkt angeht, war wieder 
die Zeugenvernehmung besonders: auf- 
schlußreich. Zuerst wurde Kriminalin- 
spektor Seiler vernommen. Er hatte 
der HV dienstlich beigewohnt und da- 
bei Kontakt zur Versammlungsleitung 
(v. Siemens) gehabt. Fragen des Ver- 
teidigers, von wem und zu welchem 
Zweck er dorthin beordert worden sei 
und ob die Versammlungsleitung einen 
Kriminalbeamten in Zivil angefordert 
habe, wies er mit dem Hinweis auf das 
Dienstgeheimnis zurück. 


Diesen Zeugen braucht der Gerichtsvor- 
sitzende nicht zu vernehmen, er redet 
schon von sich aus wie ein Buch. Sei- 
ler schildert den Zwischenfall auf 

der HV sehr drastisch und versucht 

die Angeklagten zu belasten, wo es 

nur geht: Sie hätten sich bei der tu- 
multartigen Podiumsbesetzung ihren 

Weg mit Gewalt gebahnt und dabei meh- 
rere Saalordner tätlich angegriffen. 
Die HV habe während der Podiumsbesst- 
zung nicht fortgesetzt werden können. 
Die Opponenten seien von Saalordnern 
auf dem Podium mehrfach aufgefordert 
worden, dieses zu verlassen usw. In 
seinem gut einstudierten Vortrag glei- 
Ben immer wieder Begriffe auf, die 
nicht der Schilderung der Ereignisse, 
sondern nur ihrer rechtlichen Beurtei- 
lung dienen können und deshalb dem Ge- 
richt vorgreifen: Hausfriedensbruch, 
Nötigung usw. Außerdem unterlaufen 

ihm krasse sachliche Fehler, die 

schon das Protokoll der HV aufdecken 
könnte. So behauptet er, der erste, 
"sachliche" Teil habe etwa zwei Stun- 
den gedauert, während es in Wirklich- 
keit fünf waren. Auf solche Ungereimt- 
heiten geht das Gericht mit keiner 
Frage ein, bohrt nirgends tiefer, son- 
dern vereidigt Seiler sofort, nachdem 
er seinen Vortrag beendet hat, 


So ist das also mit der Neutralität 
des Staates und der Justiz: Wenn auf 
der Hauptversammlung eines Konzerns 
unbequeme, weil sachlich begründete 
und nicht nur unfreiwillig komische, 
als demokratisches Alibi herhaltende 
Kritik von Kleinaktionären an der Ge- 
schäftspolitik laut zu werden droht, 
dann schickt die Exekutive auf Anfor- 
derung der Geschäftsleitung oder so- 
gar von sich aus einen Kriminalbean- 
ten vom Schlage des übereifrigen Spit- 
zels dorthin, damit dieser Mann spä- 
ter durch falsche Zeugenaussagen das 
spontane Widerstreben der um ihr Rede- 
und Auskunftsrecht betrogenen Kleinak- 
tionäre als kapitales Gewaltverbre- 
chen darstellen und so die Manipula- 
tionen der Versammlungsleitung noch 
nachträglich rechtfertigen kann, was 
auch hervorragend klappt, da das Ge- 
richt die offensichtlichen Fehler und 
Ausschmückungen seiner Aussage ver-. 
schläft und sich nicht darum schert, 
ob der Zeuge als zuverlässig gelten 
kann oder nicht. Der Staatsanwalt 
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nannte den Spitzel Seiler in seinem 
Plädoyer schließlich sogar einen Mann, 
"der den Ereignissen so ferne stand 
wie nur jemand ihnen fern stehen kann", 
um Seine belastende Aussage aufzuwer- 
ten. Kae 


Daß Seilers Aussage tatsächlich teil- 
weise falsch und damit als ganze unzu- 
verlässig war, bringt dann die Verneh- 
mung der Zeugen v. Siemens und Beusch 
noch deutlicher an den Tag. Beide 
schildern den Hergang anders als der 
den Ereignissen angeblich so fern ste- 
hende Polizist: .Beusch hat nur einen 
Saalordner in der Nähe des Podiums ge- 
sehen und kann sich nicht mehr genau 
erinnern, ob dieser ältere Herr viel- 
leicht mit sanfter Gewalt zur Seite 
geschoben worden ist. Herr v. Siemens 
hat von Tätlichkeiten gegen Saalord- 
ner oder gegen die auf dem Podium sit- 
zenden Mitglieder des Aufsichtsrats 
überhaupt nichts bemerkt. Sowohl v. 
Siemens als auch Beusch erwähnen, daß 
überhaupt kein Ordner das Podium be- 
treten hatte. Beide geben auf Befra- 
gen durch Verteidiger und Angeklagte 
zu, daß die Versammlung während der 
Podiumsbesetzung mit Abstimmungen usu. 
habe fortgeführt werden können. Beide 
stellen "Tumulte" in Abrede und geste- 


.hen ein, daß sie sich mit den opponie- 


renden Kleinaktionären auf dem Podium 
in ruhigem Ton unterhalten haben. 
Zahlreiche Widersprüche zur Aussage 
Seilers also - aber der Vorsitzende 
geht auf keinen davon ein und über- 
läßt es dem Verteidiger und den Ange- 
klagten, genauer nachzufragen. Der 
Staatsanwalt hält es bei diesen Zeu- 
genaussagen überhaupt nicht für nötig, 
auch nur eine einzige Frage zu stel- 
len. Sein Beitrag zur Zeugenverneh- 
mung beschränkt sich darauf zu bean- 
tragen, den von der Verteidigung gela- 
denen Zeugen Beckert, der auf der HV 
ebenfalls zum Thema Cabora Bassa hat- 
te sprechen wollen, wegen dessen zu 
erwartender Befangenheit nicht zu ver- 
eidigen, was die Aussage natürlich ab- 
werten mußte. Das Gericht ging auf 
seinen Antrag ein. 


Schließlich tat das Gericht zwar so, 
als sei das Urteil unabhängig vom 
strittigen Punkt der. Gewalt gegen Per- 
sonen gefällt worden; in der mündli- 
chen Urteilsbegründung hieß es, schon 
das Vordringen der Opponenten auf das 
Podium zu sei gewaltsam und erfülle 
den Tatbestand der Nötigung. Weil die 
Verteidigung zuvor den Antrag gestellt 
hatte, die Saalordner als Zeugen zu 
laden, wählte das Gericht nur diese 
Geringfügigkeit als offizielle Tatbe- 
standsgrundlage, um das Urteil revi- 
sionssicher zu machen. Der Grundsatz, 
daß Zeugen, die sich in wichtigen 
Punkten widersprechen, insgesamt als 
unzuverlässig gelten müssen und ihre 
Aussagen daher nicht als Grundlage ei- 
nes Urteils taugen, kam dabei zu kurz. 
Die nachlässige Art, wie der Vorsitzen- 
de die Zeugen vernahm, konnte die Üb- 
jektivität und Unparteilichkeit des 
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Gerichts jedenfalls nicht unter Be- 
weis stellen. Auch hier war es offen- 
sichtlich die Seite der Staatsanwalt- 
schaft und damit der Siemens-Bosse, 
die begünstigt wurde. 


Ein weiteres Indiz für diese Begünsti- 
gung war das Desinteresse, das Staats- 
anwalt und Richter den im Aktienge- 
setz verankerten Rechten von Aktionä- 
ren entgegenbrachten, Rechte, die in 
diesem Fall von der Geschäfts- und 
Versammlungsleitung verletzt worden 
waren. Nur der Verteidiger kommt in 
seinem Plädoyer auf diesen Punkt zu 
sprechen, den das Gericht nicht ein- 
mal in der Urteilsbegründung erwähnt. 


Noch größer ist das Desinteresse an 
den politischen Motiven, welche die 
Angeklagten bewogen, Aktien zu kaufen 
und auf der. Hauptversammlung ihr damit 
erworbenes Rede- und Auskunftsrecht 
wahrzunehmen. Der Inhalt dieser Grün- 
de muß auch vor Gericht von Belang 
sein, weil er beweist, daß z.B. durch 
die Teilung der HV in "sachlichen" 
und "emotionalen" Abschnitt (sogar in 
der Berufungsverhandlung spricht Pe- 


ter v. Siemens noch von "regulären" 
und "irregulären" Wortmeldungen, wo- 
bei das Thema Cabora Bassa sein einzi- 
ges Unterscheidungskriterium ist) das 
Aktienrecht verletzt worden war, woge- 
gen sich die Angeklagten mit harmlo- 
sen, verhältnismäßigen Mitteln zur 
Wehr gesetzt hatten. Indem das Gericht 
ihnen "Ehrenhaftigkeit" zugestand, 
schenkte es nicht dem konkreten In- 
halt, dem Realitätsgehalt ihrer Beweg- 
gründe, sondern nur der moralischen 
Form der davon angetriebenen Absich- 
ten Beachtung. 


Das Gericht verfolgte offenbar die 
Strategie, die politischen Argumente 
der Angeklagten ins Leere fallen zu 
lassen. Wenn diese vom Zusammenhang 
zwischen portugiesischem Kolonialis- 
mus und der Siemens-Beteiligung an 
Cabora Bassa reden, werden sie vom 
Vorsitzenden zwar nicht unterbrochen, 
aber der Staatsanwalt und die drei 
Richter lehnen sich bequem zurück, 
stellen abwesende Minen zur Schau, ge- 
hen sofort danach zur Tagesordnung 
über. Mit Vorliebe fragt der Vorsit- 
zende in solchen Situationen noch ein- 
mal nach den Einkommens- und Vermö- 
gensverhältnissen der Angeklagten. 
Dieser Punkt, der für die Höhe der 
Geldstrafen eine gewisse Bedeutung 
hat, ist für ihn von Beginn an derart 
wichtig, daß man den Eindruck bekommt 
als schließe er einen Freispruch von 
vornherein aus. Dafür gab es dann ja 


in der Tat auch keine "Möglichkeit". 


Das Gericht überhörte aber nicht nur 
die politischen Argumente der Ange- 
klagten geflissentlich, sondern es 
verleumdete sie teilweise auch aus- 
drücklich. Bei den Richtern schien 

die Auffassung vorzuherrschen, als 

sei selbständiges politisches Denken 
und Handeln zwar nicht gerade straf- 
bar, aber doch irgendwie anrüchig und 
verworfen, gewissermaßen nur halb le- 
gal. Der Staatsanwalt der ersten In- 
stanz hatte den Angeklagten geraten, 
die Beschäftigung mit außenpoliti- 
schen Fragen dem Bundeskanzler zu 
überlassen, der eigens dazu da sei. 
Das widerspricht zweifellos auch der 
bürgerlichen Demokratisauffassung, 

die den mündigen Staatsbürger voraus- 
setzt, der selbständig politisch den- 
ken und handeln kann. In der Beru- 
fungsverhandlung liest der Vorsitzen- 
de plötzlich das Protokoll einer Vor- 
Nreitungstagung antiimperialistischer 
Aktionsgruppen auf die fragliche Sie- 
mens-HV vor, aus dem hervorgeht, daß 
die Beteiligten beschließen, gemein- 
sam Siemens-Aktien zu kaufen und auf 
der HV durch gezielte Informationen, 
Fragen und Anträge das politische Ziel 
zu verfolgen, das anwesende Publikum 
über den portugiesischen Kolonialismus 
und seine Verbündeten aufzuklären. Da 
der portugiesische Kolonialismus und 
die Geschäftspolitik der Siemens AG 
miteinander verflochten sind, mußte 

es sich dabei zwangsläufig um Informa- 
tionen, Fragen und Anträge handeln, 
die die Geschäftspolitik der Siemens 
AG kritisch betreffen, woraus laut 
Aktiengesetz (7) hervorgeht, daß sie 
auf der Aktionärsversammlung zugelas- 
sen sein müssen. Obwohl in dem Proto- 
koll nicht das geringste von einer Ab- 
sicht steht, die HV stören oder unter- 
brechen zu wollen, und sich daher ge- 
meinschaftliches oder vorsätzliches 
Handeln der Angeklagten bei der Po- 
diumsbesetzung daraus gerade nicht 
schließen läßt, scheint der Richter 
die Verlesung des Protokolls für ei- 
nen Glanzpunkt der Verhandlung zu hal- 
ten und die Vorstellung zu haben, den 
Angeklagten damit etwas Illegales, 
Verwerfliches nachzuweisen. Er fragt 
sie anzüglich, ob sie an der protokol- 
lierten Tagung teilgenommen hätten. 


Außerdem leistet sich der Vorsitzende 
die bezeichnende Bemerkung, Aktien zu 
kaufen habe doch nur dann einen Sinn, 
wenn man sich eine große Zahl davon 
zulegt, womit er auf die Dividende an- 
spielt. Der politische Sinn, sich da- 
mit das Rede- und Auskunftsrecht auf 
der Hauptversammlung eines multinatio- 
nalen Konzerns zu erkaufen, dessen in- 
humane Geschäftspolitik man kritisie- 
ren will, scheint ihm nicht legitim 

zu sein. Er läßt nur das Motiv gelten, 
sich vom Profit des Konzerns einen 
möglichst großen Teil abschneiden zu 
wollen. Von der kapitalistischen Ord- 
nung der Dinge ist er gewohnt, daß 


. die Politik dem Geschäft dient und 


nicht umgekehrt. Solche Umkehrung ist 
ihm unbehaglich und treibt ihn dazu, 
zumal Absichten als "Politik" zu emp- 
finden und zu diffamieren, die der 
rücksichtslosen Geschäftsmacherei ein 
Ende bereiten könnten. Damit stellt 

er sich wieder einmal auf die Seite 
des Monopolkapitals, das natürlich be- 
strebt ist, nur seine eigene Politik, 
die eben nicht von humanen Beweggrün- 
den angetrieben wird, sondern in der 
Dritten Welt noch skrupelloser als 

bei uns der Profiterweiterung dient, 
als erlaubt gelten zu lassen. Deshalb 
nennen die Chefs von Siemens oder an- 
deren Konzernen ihr eigenes politi- 
sches Tun "sachlich" (was soviel 

heißt wie: am Profit orientiert) und 
das politische Tun ihrer Kritiker 
"smotional" (was in diesem Falle so- 
viel heißt wie: orientiert an den Ver- 
sorgungsbedürfnissen und MNenschenrech- 
ten der Völker im südlichen Afrika). 


Auch was die mangelhafte Technik und 
Intensität der Wahrheitssuche angeht, 
muß der Einzelfall der Berufungsver- 
handlung im "Siemens-Prozeß" nicht un- 
bedingt typisch sein für die ganze Ju- 
stiz der BRD, jedenfalls 1äßt sich 

das nicht aus dieser einen Verhand- 
lung allein schließen. Es mag wohl 
Richter irgendwo in der Bundesrepu- 
blik geben, die bei der Zeugenverneh- 
mung gründlicher und unbefangener vor- 
gegangen wären und die den konkreten 
Inhalt der politischen Motivation der 
Angeklagten mitberücksichtigt hätten. 
Mit dem Hinweis darauf ist aber nicht 
erledigt, daß es zumindest in diesem 
Fall so kraß parteiisch zuging wie 
eben geschildert worden ist. Wer denn 
soll einer Rechtspflege trauen, an 

der selbst diese krassen Merkmale der 
Klassen justiz noch zu beobachten sind 
- selbst wenn sie nur gelegentlich 
auftreten sollten? 


c. Verhältnis zur gesellschaftlichen 
Wirklichkeit 


Vom Verteidiger wurde beantragt, das 
anwesende Mitglied des Missionsordens 
der Weißen Väter, Pater Bertulli, der 
die Verhältnisse in Mozambique aus 
eigener Anschauung kennt, sowie den 
ebenfalls anwesenden Berliner Afrika- 
wissenschaftler Rainer Tetzlaff als 
sachverständige Zeugen zu vernehmen, 
um zu beweisen, daß das Cabora Bassa- 
Kraftwerk nicht nur nichts zur Ent- 
wicklung der afrikanischen Völker bei- 
trägt, sondern den portugiesischen Ko- 
lonialismus als Hemmschuh ihrer Ent- 
wicklung verlängern wird, und um fer- 
ner zu beweisen, daß die Portugiesen 
in ihren Kolonien heute Massaker von 
unbeschreiblicher Grausamkeit verüben. 
Der Sinn dieses Antrags war, dem Ge- 
richt die Beweggründe der Angeklagten 
für ihr Handeln begreiflich zu machen 
und zu zeigen, daß ihr Anliegen kei- 
neswegs "emotional" und ohne Bezie- 
hung zur Geschäftspolitik der Siemens 
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AG ist, sondern es ihnen um Fragen 
geht, für die der Gesetzgeber mit den 
einschlägigen Paragraphen des Aktien- 
rechts (7) sicherstellen wollte, daß 
sie auch von einer Aktionärsminder- 
heit in aller Deutlichkeit und Aus- 
führlichkeit gestellt werden können. 


Dies hätte die Manipulationen der Ge- 
schäfts- und Versammlungsleitung aus 
den dunklen Winkeln allzu glatter ju- 
ristischer Formulierungen in dasselbe 
helle Licht rücken können, in der die 
von den Angeklagten begangene "Gewalt- 
tat" während der Verhandlung stand. 
Jen Siemens-Bossen mußte deshalb dar- 
an gelegen sein, daß Bertulli und 
Tetzlaff nicht vernommen wurden, zu- 
mal für sie zu befürchten stand, daß 
diese beiden mit der Autorität von 
Augenzeugen und wissenschaftlichen 
Sachverständigen genau jene Tatsachen 
berichtet hätten, deren Wiedergabe 
durch die Angeklagten sie auf der HV 
hatten unterdrücken können. 


Dem Gericht stand ein vortreffliches 
Mittel zur Verfügung, diesem Wunsch 
der Siemens-Bosse entgegenzukommen: 

es brauchte den Antrag der Verteidi- 
gung nur begründet abzulehnen; die Be- 
gründung lieferte ein Antrag des 
Staatsanwalts: Die beiden sachverstän- 
digen Zeugen brauchten deshalb nicht 
vernommen zu werden, weil die "Behaup- 
tungen", die von ihren Aussagen bewie- 
sen werden sollten, für Zweck und Dau- 
er des Prozesses so behandelt werden 
könnten, "als wären sie wahr". Das Ge- 
richt gab prompt dem Antrag des Staats- 
anwalts statt, kam aber während der 
ganzen Verhandlung und auch in der Ur- 
teilsbegründung nie mehr auf diese 

für eine gerechte Beurteilung doch of- 
fenbar wichtigen und ausdrücklich als 
wahr angenommenen "Behauptungen" zu- 
rück. Durch einen formalistischen 
Trick wurde damit die Sache, um die 

es ging, die inhumane Wirklichkeit 

des Imperialismus, aus dem expliziten 
Inhalt der Versammlung herausgeshalten. 
Das war natürlich ganz im Sinne aller 
Verwerter von Monopolkapital, die ver- 
ständlicherweise kein Interesse daran 
haben, daß die Menschenfeindlichkeit 
der Verhältnisse, aus denen sie ihren 
privaten Nutzen ziehen, durch Augenzeu- 
gen und wissenschaftliche Sachverstän- 
dige offiziell belegt wird. Wenn man 
den Imperialismus von Zeit zu Zeit so 
behandelt, als gäbe es ihn, dann ver- 
gißt man allzu leicht, daß er wirk- 
lich existiert und wie seine Folgen 
konkret aussehen. 


Offenbar haben unsere mehr auf Ordnung 
als auf Freiheit bedachten Juristen 
weniger Interesse an der Wirklichkeit 
als an erdachten Gebilden, an Abstrak- 
tionen, durch die die Wirklichkeit ge- 
filtert wird, damit alles so er- 
scheint, wie es in den Gesetzen vorge- 
sehen ist. Die Wirklichkeit wird den 
Erfordernissen der Gesetzbücher ange- 
paßt und nicht umgekehrt. Deshalb ist 
das Verhältnis der Justiz zur Wirk- 
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lichkeit gebrochen. Ihre Blindheit 
macht sie automatisch zum Verbündeten 
der kapitalverwertenden Klasse, weil 
eben nur die Wirklichkeit selbst und 
nicht die idealen Abstraktionen der 
Gesetzbücher zum Vorschein bringen 
kann, daß die kapitalistische Produk- 
tionsweise das Leben unerträglich - 
macht oder Menschen umstandslos ver- 
nichtet wie im Südlichen Afrika. 


Die Berufungsverhandlung im "Siemens- 
Prozeß" demonstrierte noch an anderen 
Stellen das Desinteresse der Justiz 

an der Wirklichkeit: Der Staatsanwalt 
wirft den Angeklagten vor, sie setz- 
ten sich zwar lautstark für Rechte 

von Menschen in fernen Ländern ein, 
verletzten dabei aber die Rechte von 
Personen hier in der Bundesrepublik. 
Mit Hilfe eines von aller Sachhaltig- 
keit gereinigten Denkgebildes, des 
bürgerlichen Rechtsbegriffes nämlich, 
wird dabei die Vernichtung und rück- 
sichtslose Auspressung der Afrikaner 
in den portugiesischen Kolonien den 
gelinden Unannshmlichkeiten einiger.. 
Manager und Aktionäre gleichgesatzt; 
Unannehmlichkeiten, die sich daraus 
ergeben, daß eine Hauptversammlung 
nicht ganz so reibungslos verläuft, 
wie sie sich das arroganterweise vor- 
gestellt hatten; Unannehmlichkeiten, 
die entstehen, weil demokratische 
Rechte einmal nicht nur gespielt, son- 
dern wirklich wahrgenommen werden. Ja: 
Die Bequemlichkeit jener Bonzen wird 
sogar ausdrücklich höher bewertet als 
das Recht ganzer Völker auf ein men- 
schenwürdiges Leben. Es oibt wohl kaum 
etwas, das die erschreckende Blindheit 
unserer Justiz gegenüber den wirkli- 
chen Verhältnissen in der Dritten Welt 
deutlicher belegen könnte. Der Vorsit- 
zende konnte nicht einmal Namen wie 
"Guinea" oder "Mozambique" ausspre- 
chen. 


Ein letztes Beispiel: Die Verteidi- 
gung der Angeklagten baute auf der 
selbst deutschen Juristen möglicher-. 
weise einleuchtenden Vorstellung auf, 
daß die ohne Gewalt gegen Personen 

und ohne Beschädigung irgendwelcher 
Gegenstände verlaufene Podiumsbeset- 
zung ein in bezug auf ihren Zweck ver- 
hältnismäßiges Mittel war, um das ge- 
setzlich garantierte Rede- und Aus- 
kunftsrecht zu erlangen. Das Gericht 
erwähnte deshalb in der mündlichen Ur- 
teilsbegründung beiläufig, von Ver- 
hältnismäßigkeit der Mittel könne in 
diesem Fall nicht die Rede sein. Dar- 
aus ist zu schließen, daß die Richter 
der Auffassung sind, die Angeklagten 
hätten strikt den rechtsstaatlichen 
Prinzipien gehorchen und ihr Rede- 

und Auskunftsrecht durch eine Zivil- 
klage vor einem Gericht suchen müs- 
sen. Dabei sieht die 7. Strafkammer 
des Landgerichts München zugunsten 
einer fiktiven Abstraktion an ihrer 
eigenen Wirklichkeit und der Wirklich- 
keit der westdeutschen Justiz insge- 
samt vorbei. Sollten die Richter al- 
len Ernstes der Überzeugung sein, daß 


es Gerichte in der Bundesrepublik 
gibt, die die ganze Haupt versammlung 
wegen der von der Versammlungsleitung 
vorgenommenen Manipulationen noch ein- 
mal und dann ohne Aufgliederung in 
"sachlichen" und "emotionalen" Teil 
und ohne abrupten Schluß- der Rednerli- 
ste hätten durchführen lassen? Dis 

von der Kammer selbst durchgeführte 
Verhandlung 1äßt das höchst unwahr- 
scheinlich erscheinen, 


Die Befangenheit, die sich aus dem 
Desinteresse der Justiz an der lirk- 
lichkeit zugunsten derjenigen Klasse 
ergibt, die in Wirklichkeit die herr- 
schende ist, diese strukturelle Ab- 
hängigkeit kann kein Einzelfall sein. 


Dazu neigen sicherlich alle Gerichte 
in der BRD, weil es eine folge der po- 
sitivistischen Rechtsauffassung und 
der entsprechenden Gesetze ist, nit 
denen unsere Justiz umgeht. 


4. Folgerungen: Weniger Vertrauen in 
die staatlichen Institutionen und 


mehr Selbständigkeit 


Auf drei verschiedenen Ebenen - Atmos- 
phäre, Technik und Intensität der 
Wahrheitssuche, strukturelles Verhält- 
nis zur Wirklichkeit - haben sich am 
Beispiel der Berufungsverhandlung im 
"Siemens-Prozeß" deutliche Anzeichen 
dafür ergeben, daß unsere Justiz die 
kapitalverwertende Klasse begünstigt. 
Indizien einer - sicher von den Rich- 
tern unbeabsichtigten - Abhängigkeit 
von den Konzernen sind nicht zu über- 
sehen. Nicht alle und nicht die 
schwerwiegendsten davon sind durch 

den Einwand zu entkräften, daß es 
vielleicht nur in diesem besonderen 
Fall so war und sich in anderen Pro- 
zessen ganz anders darstellen kann. 


Demnach muß angenommen werden, daß 

die marxistische Auffassung von der 
Klassenjustiz im Monopolkapitalismus 
der Wirklichkeit in der BRD näher 
kommt, als die idealistische Auffas- 
sung, die Justiz sei sine unabhängige, 
objektive Garantiestelle der freiheit- 


lich-demokratischen Grundordnung. Das 
Vertrauen in die Justiz und damit in 
den Rechtsstaat entpuppt sich als 
naiv. Der Verlauf und das Ergebnis 

der Verhandlung würden das selbständi- 
ge Vorgehen der Angeklagten auf der 

HVY noch nachträglich rechtfertigen, 
wenn es nicht schon legitim gewesen 
wäre. j 


Aber es ergeben sich noch weitergehen- 
de Konsequenzen: Wenn die marxisti- 
sche Auffassung richtig und unsere Ju- 
stiz Klassenjustiz ist, dann folgt 
daraus, daß die auch vor Gericht be- 
nachteiligte Klasse der Lohnabhängi- 
gen ihre Interessen und Rechte nur 
selbst vertreten kann und sich dabei 
nicht auf den legalen Weg allein ver- 
lassen darf. Wenn oder wo es die frei- 
heitlich-demokratische, rechtsstaatli- 
che Grundordnung wegen der hier nicht 
behandelten Widersprüche und Hohlräu- 
me tatsächlich gibt, muß sie freilich 
gerade von Sozialisten unbedingt ver- 
teidigt und mit Leben erfüllt werden, 
schon weil Sozialismus, der diesen Na- 
men verdient, nicht anders denkbar 

ist als frei, demokratisch und ge- 
recht (auch gegenüber seinen Widersa- 
chern); denn Sozialismus heißt nichts 
anderes als die radikale Beseitigung 
ökonomischer Hindernisse, damit alle 
menschlichen Subjekte über sich selbst 
bestimmen, ihre authentischen Bedürf- 
nisse voll befriedigen und ihre Würde 
bewahren können. Nur: in Verhältnis- 
sen, in denen trotz eines parlamenta- 
rischen Systems die Substanz der de- 
mokratischen Rechte vom Staat und von 
der Justiz nicht garantiert werden 
kann, weil diese Institutionen in ei- 
ne hoffnungslose Abhängigkeit. von den 
großen Kapitalen geraten sind, genügt 
das offenbar nicht. 


Weiter folgt daraus, daß es erst 
recht nicht möglich ist, die Lebens- 
interessen der von den Monopolen aus- 
gebeuteten Völker im Südlichen Afrika 
oder anderswo in der Dritten Welt al- 
lein auf dem legalen Wege wirksam zu 
vertreten, dessen Begehbarkeit nur 
eine unabhängige Justiz zu garantie- 
ren vermag. Die Berufungsverhandlung 
hat gezeigt, daß es noch nicht einmal 
möglich ist, vor Gericht auch nur zu 
artikulieren, wie die Menschenrechte 
der farbigen Völker von den Konzernen 
mit Füßen getreten werden. Antiimpe- 
rialistische Arbeit in Parteien und 
anderen Institutionen, Hauptversamm- 
lungsaktionen, Aufklärung der Üffent- 
lichkeit mit Hilfe der etablierten 
Massenmedien, Prozesse zur Verteidi- 
gung demokratischer Rechte usw. sind 
zwar keineswegs überflüssig, weil ge- 
rade in kapitalistischen Ländern mit 
parlamentarischem System Widersprüche 
zwischen ökonomischer Basis und poli- 
tisch-kulturellem Überbau bestehen; 
aber die institutionelle Strategie 
kann nicht ausreichend sein, wenn 
selbst die Justiz als letztes Mittel 
der Demokratie nicht unabhängig ist. 
Offenbar könnte sie es nicht verhin- 
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dern, wenn alle jene legalen politi- 
schen Versuche im Ernstfall von den 
großen Geschäftemachern mit illegalen 


"Mitteln erstickt würden. 


Wirkungsvolle politische Arbeit für 

die Völker der Dritten Welt setzt al- 
so anstelle des bedingungslosen Ver- 
trauens in die legislativen, exekuti- 


-Aufgespiebt _ 
„Wie vermeide ich Gewinne?“ 

. Überschrift eines Berichts, der |: 
unter der Schlagzeile „Vermö- 
gensbildurigsgesetz" in der Mo- 
natszeitschrift „Junge Wirt 
schaft“ erschien; ber 
der „Zeitschrift für fortschritt- 
liches, Unternehmertum“ (Un- 
tertitel) sind die‘ Arbeitsge- 
meinschaft Selbständiger Un- 
ternehmer (ASU) und der 
Bundesverband. Junger Unter» 
nehmer (BJU). 

nit Diener N 


ven oder judikativen Institutionen in 
Zukunft mehr kritisches Nachdenken 
über die Abhängigkeit des Staates von 
den Konzernen, mehr Selbstbewußtsein, 
mehr Entschlossenheit, mehr konkrete 
Solidarität mit den Befreiungsbewegun- 
gen, mehr persönliche Risikobereit- 
schaft voraus als bisher. Die Podiums- 
besetzung auf der Siemens-HV war ein 
Schritt in diese Richtung, wobei da- 
hingestellt bleiben mag, ob eine Ak- 
tionärshauptversammlung überhaupt der 
Ort sein kann, wo antiimperialisti- 
sche Arbeit gegen einen Konzern er- 
folgreich geleistet werden kann. In | 
Zukunft wird es auch darauf ankommen, 
Solidaritäts- und Aktionsformen zu 
finden, die durchdachter und wirkungs- 
voller sind, als das "Aktiönohen" auf 
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IDEOLOGIEKRITIK I0 
Bildungshilfe (Schluß) 


Nach der formalen Unabhängigkeit 
stellt sich die Bildungssituation 

der Dritten Welt wie folgt dar: eine 
schmale Schicht einheimischer Eliten 
(Militärs, Geschäftsleute, Bürokraten 
und wenige Großgrundbesitzer) verfü- 
gen über eine ausländische Sprache, 
über deren Wertungen, Verhaltensasso- 
ziationen und Bildungsbegriffe und zu 
Teilen über deren technisches und so- 
ziales Wissen. Der Rest, eine überwie- 
gend bäuerliche Bevölkerung, ist illi- 
terat und ungebildet. 


In diesem Moment tritt die Bildungs- 
hilfe als Entwicklungshilfe auf. Den 
Sprachregelungen der formalen "Gleich- 
berechtigung" ung "Partnerschaftlich- 
keit" folgend, interpretiert sie sich 
nicht mehr als "Bürde des weißen Man- 
nes", sondern als Gesamtverantwor- 
tung. Sie repräsentiert sich als das 
unverhofft Neue, sie negiert ihre ei- 
gene 300 jährige Vergangenheit. Sie 
kennt die Dritte Welt nur als ur- 
sprünglich, gleichsam als Clochard 

der Weltgeschichte (so De Gaulles Aus- 
spruch über Nordafrika). Ihr zufolge 
tritt die Dritte Welt scheinbar mit 
allen Wesenszügen des Unverdorbenen 
aus dem Schatten der Geschichtslosig- 
keit auf die Bühne der Weltpolitik 
und hinter das UND-Katheder. Bildungs- 
hilfe weiß diesem Clochard zu helfen, 
weil sie die Ursachen seiner bejam- 
mernswerten Existenz zu kennen vor- 
gibt. Sie schreitet zur Analyse: die 
Vertreter der Bildungshilfe sehen die 
Rückständigkeit der Dritten Welt als 
verursacht durch den Mangel an Wissen: 


also: Überbevölkerung entsteht ihr zu- 
folge durch das Unvermögen zu lesen 
und zu schreiben und deshalb Empfäng- 
nisverhütung zu betreiben. 


Subsistenzwirtschaft, Rohstoffexport 
und Weltmarktabhängigkeit entstehen 
durch Unwissenheit über technische 
und industrielle Vorgänge. 


Bürgerkriege, Militarismus und Putsche 
entstehen durch Vorurteile, Intoleranz 
und falschen Nationalismus, also man- 
gelnden Gemeinschaftskundeunterricht. 


Slums, Arbeitslosigkeit und Unterer- 

nährung entstehen durch Unwissenheit 

über Stadtplanung, Wirtschaftspolitik 
Slums, Arbeitslosigkeit und Unterer- 

nährung entstehen. durch Unwissenheit 

über Stadtplanung, Wirtschaftspolitik 
und Ernährungswissenschaft. 


Wirtschaftsstagnation und Luxuskon- 
sumption entstehen durch mangelnde Un- 
ternehmerinitiative, mangelnde Innova- 
tionsfreudigkeit, mangelnden Lei- 
stungsansporn. 


‚Geburtsdatum lesen kann 


Der Bildungshilfetheoretiker weiß zu.. 
sagen, daß man manches ändern könnte; 
warum man es nicht ändern kann, beant- 
wortet er ebensowenig wie die Frage, 
warum je eine Situation entstand, in 
der Änderungen unabdingbar werden. Im 
Jahre 1 nach der neuesten Bildungshil- 
fe weiß die Dritte Welt deshalb, daß 
sie keine Dritte Welt sein müßte, war- 
um sie es aber immer noch ist bzu. 
erst einmal geworden ist, wagt ihr 
keiner zu sagen. 


Wir werden im folgenden die Auswirkun- 
gen der Bildungshilfe untersuchen. Da- 
bei können wir die Bildungshilfe in 
drei Arten aufteilen: 


1. Alphabetisierungs- und Verschu- 
lungsanstrengungen (Primärschulwe- 
sen, Universitätsausbau etc.). 

2. Stipendienvergabe, Austauschpro- 
gramme, Anwerbung ausländischer 
Wissenschaftler. 

3. Kulturarbeit. 


1. Alphabetisierung und Verschulung 


Die meisten Entwicklungsländer haben 
nach ihrer Unabhängigkeit große Ver- 
suche der massenhaften Alphabetisie- 
rung unternommen. (1) Westliche Bil- 
dungshilfe hat .diese Anstrengungen 
entweder unterstützt oder half weiter- 
führende Schulsysteme, etwa für das 
technische Fachtraining, aufzubauen. 
Diese Anstrengungen haben bisher an 
der Elendssituation nichts ändern kön- 
nen. Allenfalls haben sie der Bevöl- 
kerung ihre Elendssituation bewußt 
gemacht. 


Bewußtsein: Aber die Frage nach einer 


solchen Bewußtwerdung. ist abhängig 
von den Inhalten, die den Alphabeti- 
sierten zugänglich gemacht werden. 
Diese Inhalte sind abhängig von der 
jeweiligen nachkolonialen Gesell- 
schaft, also der sie konstituierenden 
Interessen. Dazu zwei Beispiele: 


Indien: In Indien führt eine Alphabe- 
tisierungskampagne tendenziell dazu, 
daß die literarische Tradition des 
Hinduismus einen neuen und riesigen 
Markt erhält: religiöse Pamphlete, 
Priesterhoroskope (die ja vorausset- 
zen, daß der Horoskopempfänger sein 
5 und überre- 
gional wirksame Sektenbewsgung haben 
in einem so erstaunlichen Maße zuge- 
nommen, daß man geradezu von einer 
Hindu-Renaissance sprechen könnte. 


Niger: In Niger läßt sich nach einer 
Beobachtung des Soziologen Gerd Spitt- 
lers das folgende beobachten: diejeni- 


gen, die in den Bereich des neuen 
frankophonen Erziehungssystems gera- 
ten sind, übernehmen mit den französi- 
schen Sprachregelungen auch die Ideo- 
logie der formalen Unabhängigkeit und 
der Wachstumsimperative: kennen nicht 
mehr Ausbeutung oder Tributzahlung, 
sondern nur noch "Steusereinsammeln" 
oder "Opfer für den nationalen Fort- 
schritt", kennen keine Zwangsarbeit, 
sondern nur "Arbeitsinvestitionen". 
(2) Der Soziologe Hanf zeigt, daß 

dies für das gesamte frankäphone Af- 
rika gilt: Die Lehrinhalte sind prak- 
tisch dieselben wie im ehemaligen 
Mutterland (S. 594). Die afrikanische 
Kultur und Tradition wird in den Lehr- 
plänen unterdrückt: "sehr oft neigt 
man dazu, Sitten, Gebräuche und reli- 
giöse Anschauung Afrikas als primitiv 
zu bezeichnen." (S. 594) Das führt 
dazu, daß der moderne Afrikaner "abso- 
lut nichts über die ctarakteristischen 
Gegebenheiten seines eigenen Lebensni- 
l1ieus" (5, 595) weiß. Da die zu ler- 
nenden Tatsachen (z.B. die Geographie 
Frankreichs) mit dem konkreten Leben 
in keiner Beziehung stehen, ist die 
vorherrschende pädagogische Methode 
das Auswendiglernen. Das Ergebnis die- 
ser Erziehung ist damit ein reiner 
Verbalismus, die Unfähigkeit gegen- 
über den afrikanischen Problemen, so- 
wie die Unfähigkeit, mit afrikanischen 
Nichtakademikern zu reden (S. 595 ff). 
Dem solchermaßen "gebildeten" Afrika- 
ner bleibt nichts.anderes übrig, als 
sich mit der Kolonialmacht zu identi- 
fizieren. 


Alphabetisierung stellt also ein Mit- 
tel zur politischen Bewußtwerdung be- 
reit, ebenso wie sie ein Nittel dar- 


stellt, koloniale Ausbeutuna sogar 

von den Betroffenen selbst rechtfer- 
tigen zu lassen. Das Beispiel Chinas 
und vieler anderer Befreiungsbewegun- 
gen zeigt andererseits, daß ’politi- 
sche Sewußtwerdung keine Sache des 
ABCs, sondern bestimmter Inhalte ist, 
die zu Anfang durchaus auch ohne 
Schulsystem vermittelt werden können. 
Während sich also Alphabetisierung 

als durchaus zweischneidiges Schwert 
bestimmen läßt, liegt die Hauptfolge 
der Alphabetisierungsanstrengungen 

auf einer ganz anderen Ebene: Privile- 
gierung: In dem Maße, in dem die Kolo- 
nie von der Existenz einer einheimi- 
schen Klassengesellschaft geprägt ist, 
kann Alphabetisierung dazu führen, daß 
Alphabetisierungschancen klassenspezi- 
fisch verwaltet werden und als neues 
Distanzierungskriterium den traditio- 
nalen Distanzierungskriterien der 
Oberschichten einverleibt werden: Der 
reiche Neger verachtet dann den armen 
Neger nicht mehr deshalb, weil er 

über eventuelle magische Qualitäten 
und über Reichtum verfügt, sondern 
weil er gebildet ist. Der Brahmane 
verachtet den Unberührbaren wegen sei- 
ner alten rituellen und seiner neuen 
intellektuellen Standards. Sofern die 
Alphabetisierung nicht direkt klassen- 


spezifisch verwaltet werden kann, so 
führt sie- zur Etablierung einer neuen 
genuinen Klasse. Dabei wird das erwor- 
bene Wissen oft in keinem anderen als 
einem sozial-zweckrationalen Sinn ver- 
wendet: als Statusnachweis der neuen 
Eliten. 


Zusätzlich aber gilt: Da die Schu- 
lungsanstrengungen in der Dritten 

Welt nichts an deren Abhängigkeit ge- 
ändert haben, also keine wesentlichen 
neuen Arbeitsplätze, Industrien etc. 
gründen kann, kann solche Bildung ent- 
weder zu neuen Klassenkriterien und/ 
oder zu einem akadenischen Proletariat 
führen. Um Teile dieses entstehenden 
und zumeist politisch instabilen aka- 
demischen Proletariats zu beschäfti- 
gen und damit zu bestechen, werden 

nun die Verwaltungs- und Bildungssy- 
steme in der Dritten Welt stets wei- 
ter aufgebläht. Diese Aufblähung er- 
folgt überwiegend im Bildungssektor; 
eine Aufblähung der Verwaltung schei- 
tert an dem Punkt, an dem die Steue- 
rungsleistung der Verwaltung so ab- 
nimmt, daß sie nicht einmal mehr die 
Eigensteuerung gewährleistet. Damit 
wird ein Zirkel in Gang gesetzt, der 
über ein Mehr an Schulen und Universi- 
täten zur Beschäftigung arbeitsloser 
Akademiker ein sich stets vergrößern- 
des Mehr an arbeitslosen Akademikern 
produzieren muß, die wiederum ver- 
stärkt auf einen weiteren Ausbau des 
Bildungssektors zur Pfründensicherung 
drängen werden. 


2. Sstipendienvergabe, Austauschpro- 
gramme, Anwerbung ausländischer 


Wissenschaftler 


Brain-drain: Unter den Bedingungen 
des Imperialismus, der heute gekenn- 
zeichnet ist durch die massive Anwen- 
dung der Produktivkraft Wissenschaft, 
durch multinationale Konzerne und 
globale Verwaltungsstrukturen, haben 
sich in zunehmendem Maße staatliche, 


„Soso, Physik wollen Sie bei uns studieren!” 


halbstaatliche und privatwirtschaftli- 
che Austauschprogramme, Stipendienver- 
gabe und Wissenschaftleranwerbung 

durchgesetzt, hat sich kurzum ein glo- 


Re) 


bales Ausbildungs- und Rekrutisrungs- 
verfahren für Spezialisten herausge- 
bildet. Als Folge dieser Sachverhalte 
hat sich eine "Internationale" der 
Wissenschaftler herausgebildst -mit 

dem für sie charakteristischen unpoli- 
tischen Spezialistentum, einem Werte- 
kanon des positivistischen "Professio- 
nalismus". Drientiert an und organi- 
siert von den Metropolen ist jene 
Gruppe von Wissenschaftlern intellek- 
tuell und finanziell von diesen abhän- 
gig. Diese "Internationale" der Wis- 
senschaftler bildet einen direkten Ab- 
schöpfungszusammenhang ab: unter Be- 
dingungen der massenhaften Anwendung 
der Produktivkraft Wissenschaft durch 
die Metropolen, dient die Dritte Welt 
nicht mehr nur zur Extraktion von Roh- 
stoffen, sondern auch zur Extraktion 
von "Rohgehirnen": die Bildungsan- 
strengungen in der Dritten Welt stel- 
len den Metropolen eine vorgebildete 
und halbfachlich spezialisierte intel- 
lektuelle Reservearmee zur Verfügung, 
aus der sie von ihrer wissenschaftli- 
chen Bedürfnisdispasition ausgehend 
die Besten zu billigsten Bedingungen 
kurzfristig oder längerfristig für 
sich forschen lassen können. Für den 
auf das Monopol technologischer Inno- 
vation angewiesenen Superimperialis- 
mus bietet dieser Brain-drain gewalti- 
ge Vorteile: 


a) Kostenminderung: die Grundausstat- 
tungskosten Lesen und Schreiben, also 
Schulen und fachliche Vorbildung, wer- 
den von der Dritten Welt aufgebracht. 
Die Folgen dieser Basisinvestition 
"erhält" sie dann in Form von erhöh- 
ten Lizenzgebühren und Patenten und 
automatisierter Produktion in ihrem 
Rohstoffbereich wieder zurück! (3) 


b) Entpolitisierung: der Brain-drain 
sorgt für eine relative Entschärfung 
der Situation des entstehenden Akade- 
mikerproletariats. Quantitativ wenig 
wirksam, bietet der Brain-drain den- 
noch ein qualitativ wesentliches Mo- 
ment des "Leistungsansporns": die va- 
ge Chance auf einen USA-Aufenthalt 
fragmentiert die künftigen akademi- 
schen Arbeitslosen, stellt jeden von 
ihnen vor die Alternative, ob er Ver- 
treter einer kommunistischen Studen- 
tenorganisation oder eventueller 
Fullbright-Stipendiat sein möchte. 


c) "Feedback" der Verwertungsinteres- 
sen: diejenigen Akademiker, die aus 
den kapitalistischen Ländern zurück- 
kehren und die dominanten Universi- 
tätspositionen besetzen, sorgen auf 
Grund ihrer Arbeitsgebiete und Ausbil- 
dungsthemen für eine enge Ausrichtung 
spezialisierter Forschungsrichtungen 
auf die technologischen und entpoliti- 
sierten Bedürfnisse der Metropolen. 
Damit kann im Zuge des Brain-drain 
sukzessive ein immer größerer Grad 

der Vorleistungen und des Trainings 

in die Dritte Welt ausgelagert wer- 
den. So arbeiten in Amerika ausgebil- 
dete Herz- und Röntgenspezialisten im 


"Tatamemorialhospital" in Bombay an 
Herztransplantationen und Bestrah- 
lungsbomben, Üben sich in Trombay 
Kernphysiker an physikalischen Pro- 
blemen, die für Indiens Industriebe- 
dürfnisse völlig irrelevant sind. 


Die Folge dieses Brain-drains ist: 


a) eine Verstärkung der Rolle der Pro- 
duktivkraft Wissenschaft in den Metro- 
polen und damit 


b) eine Verstärkung der Abhängigkei- 
ten der Entwicklungsländer von den Ne- 
tropolen durch ein immer größer wer- 
dendes Gefälle der Verfügungsgewalt 
über technische Innovationen. 


Dieser Sachverhalt stellt sich dann 
wie folgt dar: die Innovationen der 
Metropolen wirken neben anderem auf 
die Dritte Welt in Form der erhöht me- 
chanisierten Rohstoffextraktion, der 
erhöht automatisierten Monopolferti- 
gung von Waren für den Absatz in der 
Dritten Welt und der erhöht technolo- 
gisierten und verteuerten Importe (Rü- 
stungsgüter, Maschinen etc.). Während 
durch die beiden ersten Sachverhalte 
Arbeitsplätze vernichtet werden, ver- 
nichten der letzte wertvollen Devi- 
senbestände. Der Ausbau der FProduktiv- 
kraft Wissenschaft unter Beteiligung 
der arbeitslosen Wissenschaftler der 
Dritten Welt verstärkt also ständig 
die Verelendung der Dritten Welt und 
engt ihren politischen Entscheidungs- 
spielraum ein. 


Wir fassen noch einmal kurz zusammen: 
Abhängig ist der Brain-drain 


a) von der Schaffung einer ausgelager- 
ten intellektuellen Reservearmee,. 

Nur diese erzeugt einen Druck zu rela- 
tiv hoher Leistungsqualifikation, ver- 
mindert den Preis der Ware "Geistes- 
kraft" und vergünstigt die Bedingun- 
gen, unter denen die Metropolen diese 
Wissenschaftssöldner kurz- oder lang- 
fristig ohne politisch-soziale Ver- 
pflichtung übernehmen und auch wie- 
der abschieben kännen - no job, no 
permit-Basis, Ausländergesetzgebung, 
Schwierigkeiten der Einbürgerung etc. 


b) Von dem Grad der Einwilligung der 
relevanten "Eliten", die sich diesem 
Ausbeutungszusammenhang, von dem ja 
nur geringe Teile langfristig profi- 
tieren werden, auszuliefern: also von 
dem Grad entpolitisierter lWissen- 
schaftsgläubigkeit, Fortschritts- und 
Partnerschaftlichkeitsvorstellungen, 
die die realen polit-ökonomischen Kon- 
sequenzen dieses Brain-drain ver- 
schleiern. 

Diese Vorstellungen durchzusetzen, al- 
so diese Verschleierung zu leisten, 
ist die dritte Aufgabe der Bildungs- 
hilfe. 


3. Kulturarbeit 


Die Inhalte dieser Kulturarbeit las- 


sen sich nur schwer inventarisieren,. 
Auch gibt es eine Vielfalt von Instru- 
menten und Methoden, die eine durch- 
gängige Gleichheit des Interesses ver- 
stellen. In der Rahmen der Kulturar- 
beit fallen so verschiedenartige Sach- 
verhalte wie: kulturpolitische Organi- 
sationen (Amerika-Häuser, Goethe-In- 
stitute), die Organisation von Kon- 
zerttourneen, Wanderausstellungen, 
Dichterlesungen und Symposien, die 
Herausgabe von billigen Kalendern, 
Bulletins und Kulturzeitschriften, 
ebenso ließen sich darunter zählen 
private Organisationen, etwa von Un- 
ternehmer-Clubs wie der "Rotary-Club" 
und der "Lion's Club". Ebenso aber ge- 
hören dazu die "Kulturkontakte"”, die 
unsere staatlich subventionierten, 
"unpolitischen" Vereinigungen zur 
Dritten Welt pflegen, sei es der Welt- 
frauenbund, die Internationale der 
Pfadfinder, Austauschschüler, Phila- 
telisten, Sportler etc. etc. 


Die Aufgabe solcher Kulturpolitik war 
und ist die Propagierung der Formalde- 
mokratie westlich-kapitalistischer 
Prägung und eines kapitalistischen 
Entwicklungsweges. Dabei wird auf ei- 
ne Analyse der kapitalistischen Län- 
der verzichtet, wird statt dessen Hel- 
denapotheose diverser Präsidenten ge- 
leistet und wird generell ein unpoli- 
tisches Mittelstandsethos als Verall- 
gemeinerungsnenner und repräsentati- 
ver Quellschnitt präsentiert. Der Ef- 
fekt ist der einer Einstimmung auf 
europäisch-amerikanische Mittelstands- 
ressentiments. Hauptsache ist ein ge- 
schwätziges Verschweigen wesentlicher 
polit-ökonomischer Daten, Hauptwir- 
kung ist ein Informationsdefizit: daß 
die Gewaltpräsenz der Metropolen 

nicht nur in dem Raum dieser Kulturin- 
stitute, sondern auch in den Köpfen 
der Kolonisierten, ihrer Existenz, ih- 
ren Perspektiven und Lebensumständen 
selbst direkt enthalten ist, diese 
Einsicht muß verwehrt und verschlei- 
ert werden. 


Wie gewaltig die Wirkung solcher Kul- 
turarbeit sein kann, soll das folgen- 
de zeigen: 


Da die Dritte Welt von hoher Auslands- 
verschuldung und oft mangelnder Wäh- 
rungskonvertibilität gekennzeichnet 
ist, haben viele Entwicklungsländer 
hohe Schulden in inländischer Währung, 
etwa an die USA. Für die USA hat das 
nun dazu geführt, daß die USA diese 
Schulden nur in der Dritten Welt sel- 
ber verbrauchen kann: eine maßgebli- 
che Möglichkeit der Tilgung solcher 
inländischer Schulden ist, neben ex- 
tensiver Forschungstätigkeit, die Fi- 
nanzierung der Kulturarbeit. 


So drucken die USA etwa in Indien 
Lehrbücher, die faktisch nichts ko- 
sten. Finanziert wird dieser Druck 
durch die millionenstarken Rupienbe- 
träge (ca. 2 Milliarden Rupien für 
die in indischer Währung beglichenen 
amerikanischen Weizenverkäufe an In- 
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dien), die nicht rückführbar sind. 

Die billigsten Lehrbücher Indiens 

sind damit amerikanische Lehrbücher, 
einer der größten indischen Verlage 
damit ein indo-amerikanischer Verlag. 
Daneben werden im Übrigen auch Filme 
für den indischen Markt hergestellt. 
Mittelbar wird damit der indische Wis- 
senschaftsbestrieb mit amerikanischen 
Lehrinhalten ausgefüllt. Das wissen- 
schaftliche Angebot enthält neben den 
naturwissenschaftlichen Grundeinfüh- 
rungen, für die Soziologie wenige, 
ahistorische, funktionalistische Theo- 
rieeinführungen, für die Nationalöko- 
nomen maßgeblich die Einführung von 
Paul Samuelson in die Volkswirtschafts- 
lehre. Insgesamt gilt, daß für geistes- 
und gesellschaftswissenschaftliche Fä- 
cher wenig angeboten wird und daß das 
Wenige die Interessen jedes indischen 
Studenten auf ahistorische und rela- 
tiv unkritische Fragestellungen einer- 


seits und generell auf Probleme ent- 
wickelter kapitalistischer Industrie- 
gesellschaften andererseits. richten 
wird. Den Studenten werden damit sy- 
stematisch Einsichten in die Situa- 
tion ihrer eigenen kolonialen Abhän- 
gigkeit genommen. Sie werden auf die 
Perspektiven der Metropolen ebenso wie 
auf die Perspektiven ihrer indischen 
Professoren verpflichtet: denn - und 
darin schließt sich der Zirkel -: der- 
jenige wird in Indien einen hohen 
Lehrstuhl besetzen, der im Ausland 
studiert hat, Auslandsstudien sind ab- 
hängig von der Stipendiumsvergabe, 

die USA stehen dabei an einsamer Spit- 
ze. 


Anstelle einsr weiteren Aufzählung 
sollen einige fragen gestellt werden, 
die durch ihren Effekt der scheinba- 
ren Lächerlichkeit dem Leser nur nach- 
weisen sollen, wie sehr wir alle 

schon in die Gesetzmäßigkeit und Nor- 
malität dieses Kulturimperialismus 
eingewilligt haben. Warum wird den Ko- 
lonisierten zwar die Bibel auf Suahe- 
li zugänglich gemacht, aber nicht die 
Thesen Fanons? Wieso organisiert das 
Goethe-Institut für Millionenbeträge 
jährlich Konzerttourneen, aber empfän- 
de es als Zumutung, einen Imperialis- 
muskritiker auf Vortragsrteise zu 
schicken? Wie verträgt es sich mit 

der Meinungsfreiheit, wenn im groben 
Querschnitt in deutschen-ausländi- 
schen Kulturinstitutionen zwar die 
FAZ, Welt und der Spiegel ausliegen, 
nicht aber wenigstens auch die Frank- 
furter Rundschau oder einige kolonia- 
lismuskritische Zeitschriften. 
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Die Folgen solcher Kulturarbeit beste- 
hen nun in der ständigen Absorption 
kritischen Bewußtseins. Die Folgen 
solcher Kulturarbeit laufen letztlich 
auf globale Ideologieplanung hinaus. 
Außerkoloniale Identitäten kann das 
ohnehin traditionell entfremdete Pu- 
blikum solcher Kulturarbeit bald 

nicht mehr gewinnen: ob es sich "in- 
ternationalisiert" und als Coca-Cola- 
Konsument Anschluß an die neue Inter- 
nationale des Mittelstandsaethos zu 
finden sucht, ob es sich retraditiona- 
lisiert und auf Goeths-institutionel- 
len Dichterlesungen Senghors "Negri- 
tude" schluckt, ob es den präzisen 
fremdsprachigen Fachtechnokraten - 

one man, ons job - hervorkehrt, wie 

es sich. auch drehen und wenden mag, 
jede Form der Selbstdeutung ist ihm 
kolonial vermittelt. Sofern es aber 
diese kolonialen Identitäten beiseite 
wirft, selbstreflektierend und selbst- 
bewußt jene Literatur fordert, die es 
braucht oder sie etwa selbst zu 
schreiben beginnt, so wird sich die 
fröhliche Jovialität der Kulturfrater- 
nisierung rasch von ihm abkehren. 


Wie aber steht ss um die grundlegende 
Behauptung, daß Bildungshilfe neben 
anderem Ursache für wirtschaftliches 
Wachstum sein könne? Wenn Bildungshil- 
fe instrumental für wirtschaftliches 
Wachstum sein kann, so müßten wir dis- 
se Behauptung am Prozeß unserer sige- 
nen Industrialisierung zu allererst 
überprüfen können. Aber jeder, der 

nur annäherungsweise mit der Indu- 
strialisierung Westeuropas vertraut 
ist,. weiß, daß in der Industrialisie- 
rung Westeuropas Bildungsprozesse 

erst nachträglich in relevantem Ausma- 
ße und produktivitätssteigernd aufge- 
treten sind. Diese Erinnerung ist 
nicht nur von historischem Interesse. 
Denn wenn die Bildungstheoretiker von 
Bildungshilfe sprechen, so meinen sie 
so etwas wie Produktivkraft Wissen- 
schaft. Produktivkraft Wissenschaft 
aber meint unter kapitalistischen Be- 
dingungen: 


a) einerseits Erhöhung der Produktivi- 
tät menschlicher Arbeit durch Einsatz 
von Maschinen und Rationalisierung 


b) andererseits die Erschließung neu- 
er Märkte durch Schaffung neuer Pro- 
dukte über wissenschaftlich-technolo- 
gische Neuerung. 


aa) Die Erhöhung der Produktivität 
menschlicher Arbeit durch den Einsatz 
von Maschinen sollte dann zum sozia- 
len Problem werden, wenn Menschen- 
kraft rar wird. Massenhafts maschinen- 
intensive Produktion hat aber immer 
nur die soziale Katastrophe von Ar- 
beitslosigkeit und Menschenüberschuß 
mitbegleitet. Die völlige Katastrophe 
trat im 19. Jahrhundert nicht ein, 
weil die Kolonien, und vor allsm Nord- 
amerika, die riesigen Überschüsss an 


Arbeitslosen (geschaffen durch das 


"Bauernlegen" der die Landwirtschaft 


kommerzialisierenden Grundherren, et- 
wa bei den Stein'schen Reformen) ab- 
sorbisren konnten. Dis Übertragung 
dieses Gedankens auf die Entwicklungs- 
länder legt den Zynismus der Argumen- 
tation offen: während die Entwick- 
lungsländer von verdeckter und offe- 
ner Arbeitslosigkeit gekennzeichnet 


“sind, muß weniger dis Erhöhung der 


Produktivität menschlicher Arbeit zum 
Problem gemacht werden, als die An- 
stellung möglichst vieler Arbeitskräf- 
te — wobei das letztere das Wesentli- 
che ist, was dann allerdings auch wis- 
der zur Erhöhung der Produktivität 

der Arbeit beitragen muß und soll. 
Bisher aber hat sich technische Bil- 
dungshilfe oft nur insoweit ausge- 
wirkt, daß maschinsnintensiv arbeiten- 
de Teile der nationalen Wirtschaften 
sich um den Preis der Zerstörung ein- 
heimischer arbeitsintensiver Teile 
ausweiten konnten. 


b)) Dis Bildung neuer Märkte für tech- 
nische Produkte ist für die Entwick- 
lungsländer völlig irrelevant, da sie 
noch nicht einmal in der Lage sind, 
die Produkte zur vitalsten Bedürfnis- 
befriedigung, wie Nahrung, Kleider 

und Wohnungen, herzustellen. Die Pro- 
duktivkraft Wissenschaft als Motor 

zur Herstellung neuer Produkte und da- 
mit neuer Märkte ist allerdings für 
unseren Monopolimperialismus ein vita- 
ler Sachverhalt. Das Überleben unse- 
rer monopolkapitalistischen Struktu- 
ren hängt wesentlich davon ab. Wenn 
Bildungshilfe dazu beiträgt, daß die 
Metropolen auf ein arbeitswilliges 

und relativ effizientes akadsmisches 
Proletariat in der Dritten Welt zu- 
rückgreifen können, und wenn Kulturar- 
beit (die ja unter anderem auch maß- 
geblich mittelständisches Konsumver- 
halten propagiert) dazu beiträgt, daß 
die in absoluten Zahlen durchaus we- 
sentlichen Eliten der Entwicklungslän- 
der als Abnehmer technischer Produkte 
(Fernsshapparate, Radios, Autos etc.) 
infrage kommen, so ist dies ein wert- 
voller Beitrag zur Entwicklung unseres 
Monopolkapitalismus. Diese Entwick- 
lung der Industrieländer führt aller- 
dings wieder einmal über die weitere 
Unterentwicklung der Dritten Welt. 


Da weder Menschenmangel noch Überfluß 
an vitalen Gebrauchsgütern die Dritte 
Welt kennzeichnen, damit also die bei- 
den wirtschaftlichen Wirkungsweisen 
kapitalistischer Bildungshilfe - ma- 
schinenintensive Produktion und Pro- 
duktion nsuer technischer Güter - ab- 
surd erscheinen, müssen wir uns nun 
fragen, unter welchen Umständen eine 
Bildungshilfe mit anderen Inhalten 

und damit andsren Folgen sehr wohl 

für rasches wirtschaftliches Wachstum 
wesentlich sein könnte. Mir scheint, 
daß eine "Bildungshilfe", die einen 
dauernden radikalen Selbstbezug, dau- 
ernde Kritik und eine daraus resultie- 


rende Praxisbezogenheit aufweist, für 
die Dritte Welt sehr nützlich wäre. 
Eine solche "Bildungshilfe" aber wür- 
de gerade jene Inhalte aufweisen, von 
denen die globalen Ideologieplaner 
nicht sprechen, die sie statt dessen 
aber um so skrupelloser verfolgen, 
verschleiern und vernichten. Der In- 
halt einer so beschaffenen "Bildungs- 
hilfe" würde die Abhängigkeit der Län- 
der der Dritten Welt reflektieren, 
die Geschichte dieser Abhängigkeit 
und den Kampf, sie zu beenden. Eine 


Zeichnung: Heigle 
so geartete Entwicklungshilfe hat in 
solchen Ländern der Dritten Welt eine 
wesentliche Rolle bei der nationalen 
Entwicklung gespielt, die eine Ent- 
wicklung im Interesse der armen und 
jetzt nicht mehr hungernden Massen 
eingeleitet haben. 


jarö 


Anmerkungen 


1) Ägypten hatte beispielsweise 1907 
noch 95 % Analphabeten, Indonesien 
1948 noch 85 %. Nach der Unabhängig- 
keit ändern sich solche Zahlen: 


Anzahl der Volksschüler an der Gesamt- 
bevölkerung: 


um 1960 


bei der Unab- 
hängigkeit 
Indien 7% 3% 
Indonesien 10% TR 
Tunesien 15% - 
Guinea 4% 2% 
China 13% 6% 
Kuba 18% 10% 


Alle Zahlen Statistical Yearbock der 
UNO und Statesman Ysarbock, Zahlen zu 
Ägypten und Indonesien aus: 3. Cole- 


man: Education and Political Develop- 


ment, Princeton 1965, 5. 169 und 92. 


Zu Alphabetisiserungsanstrengungen in 
Afrika schreibt etwa H. Röhrs: "So wa- 
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ren beispielsweise 1958 die Aufwendun- 
gen für das Schulwesen und Bildungswe- 
sen im Rahmen der jährlichen Ausgaben 
in den folgenden Staaten (Afrikas) pro- 
zentual ungewöhnlich hoch: 


Ost-Nigeria 31% 
Uganda 22% 
Nord-Nigeria 21% 
Ghana 20% 
Sierra Leone 16% 
Kenia 16 % 
Tanganika 14 Ar 


(H. Röhrs: Afrika - Bildungsprobleme 
eines Kontinents, Stuttgart 1961, 
5. 29). 


2) Gerd Spittler: Probleme bei der 
Durchsetzung sozialer Normen, S. 219, 
aus: Jahrbuch für Rechtssoziologie 
und Rechtstheorie, Band I, 1970, 

S. 203-225. 


3) So schreibt H. Schipulle: "In der 
Brain Drain Studie des amerikanischen 
Repräsentantenhauses wird der Ausbil- 
dungswert der 2563 Naturwissenschaft- 
ler, Ingenieure und"Ärzte, die 1966 
aus den 13 Entwicklungsländern einwan- 
derten, die den weitaus größten Teil 
der amerikanischen Auslandshilfe er- 
hielten mit 50 Mill. Dollar (20 000 
Dollar pro Person) angegeben. Diese 
"reverse foreign aid", so heißt es 
dann, "more than offsets the 

40 285 000 Dollar spent in US Aid 
Funds to give technical training to 
about 16 000 persons from the develop- 
ing countries". (US Congress, 1967) 


Dabei darf aber nicht übersehen uwer- 
den, daß die Berechnungsgrundlage 

20 000 Dollar allenfalls als Ausbil- 
dungskosten des Entwicklungslandes 
verrechnet werden. Wie hoch der Ge- 
winn der Industrieländer durch sol- 
chen Import von "Humankapital" ist, 
geht ja schon daraus hervor, daß 

20 000 Dollar in etwa einem Jahresein- 
kommen entspricht, also dem, was die 
US bereit sind für Söldnerdienste zu 
bezahlen. Die Kosten einer Ausbildung 
eines amerikanischen Wissenschaftlers 
und der jährliche Gewinn von seiten 
der Auftraggeber können da nur erahnt 
werden. Trotzdem mag sich Schipulle 
der Aufforderung seines zitierten Ge- 
währsmannes, immerhin aus dem US Coun- 
cil nicht anschließen "Let us call it 
with the right name!", denn: der "Im- 
perialismusvorwurf" scheint ihm als 
ein "Mit idsologischem Ballast über- 
frachteter Begriff" zu sein, kein 
"analytisches Werkzeug". 


(Hanspeter Schipulle: Ausverkauf der 
Intelligenz aus Entwicklungsländern?, 
München 1973, 5. 319/20 und 344). 
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Serie: Indonesien 7 
Zur Entwicklungspolitik der 


Bundesregierung 


I. Einige Vorbemerkungen zur Entwick- 
lZungspolitik im allgemeinen 


In den Heften 26/27 und 28 der "blät- 
ter des iz3w" haben wir Auszüge.des 
Gutachtens "Makro- und Sektoranalyse 
zur Erstellung eines mehr jährigen 
deutschen Hilfsprogramms für Indone- 
sien" abgedruckt. In Heft 26/27 waren 
die dort wiedergegebenen Teile dieses 
im Auftrag des Bundesministeriunms für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit (BMZ) 
erstellten Gutachtens auch kurz kom- 
mentiert. In Heft 28 waren die Ergeb- 
nisse des Gutachtens, nämlich "Ein- 
stiegsmöglichkeiten für deutsche Ent- 
wicklungshilfemaßnahmen" wiedergege- 
ben. Dabei wurde auch ein Überblick 
über die bisherige Entwicklungspoli- 
tik der Bundesregierung gegenüber In- 
donesien vermittelt. Damals haben wir 
diese Auszüge allerdings nicht kri- 
tisch kommentiert und auch keine Quer- 
verbindungen zwischen der Entwick- 
lungshilfepolitik und anderen Berei- 
chen der Beziehungen zwischen Indone- 
sien und der BRD aufgezeigt. 


Bedeutsam für eine ’Einschätzung der 
Entwicklungspolitik ist es, Zusammen- 
hänge zwischen öffentlicher Entwick- 
lungshilfe und privatwirtschaftlichen 
Interessen (hier speziell von Unterneh- 
men aus der BRD) herauszufinden. Bei 
solchen Versuchen stößt man aber auf 
einige Schwierigkeiten: diese liegen 
zum einen in der Vielzahl und der Un- 
terschiedlichkeit der Projekte der 
Entwicklungshilfe (z.B. Flughafenbau 

- Bau von landwirtschaftlichen Bewäs- 
serungsanlagen), zum zweiten in dem 
weitgehenden Angewiesensein auf die 
offizielle (und aus guten Gründen oft 
sehr beschönigende) Berichterstattung 
über die Projekte, zum dritten in der 
Tatsache, daß häufig erst einige Jah- 
re nachdem im Rahmen der Entwicklungs- 
hilfe sozusagen staatliche Vorleistun- 
gen erbracht worden sind (etwa die 
verkehrs- und nachrichtentechnische 
Erschließung einer Region) die priva- 
ten Investitionen nachfolgen. 


So bewegt sich die übliche Beurtei- 
lung der Entwicklungshilfepolitik zwi- 
schen zwei Polen: einerseits wird aus 
der Sicht einzelner Projekte der Ent- 
wicklungshilfe eine - zumeist positi- 
ve - Sicht der gesamten Entwicklungs- 
hilfepolitik abgeleitet. Andererseits 
beurteilen viele Autoren, die von Im- 
perialismustheorien her argumentieren, 
oft jegliche Entwicklungshilfepolitik 


als ein selbst imperialistisches In- 
strument,. 


Die erste Betrachtungsweise übernimmt 
zumeist widerspruchslos die offiziel- 
le Aufteilung der Beziehungen zuwi- 
schen "Geber"- und "Nehmerländern" 

(in traditionelle Außenpolitik, Außen- 
wirtschaftspolitik, auswärtige Mili- 
tärpolitik, auswärtige Kulturpolitik 
und Entwicklungspolitik) und konzen- 
triert sich ausschließlich auf einen 
Bereich dieser Beziehungen, eben auf 
die Entwicklungspolitik. Indem sich 
diese Sichtweise aber diese offiziel- 
le "Arbeitsteilung" in den auswärti- 
gen Beziehungen aufzwingen läßt und » 
sich isoliert der Betrachtung der Ent- 
wicklungshilfepolitik zuwendet, wer- 
den ihre Fragestellungen in hohem Ma- 
ße ideologieverdächtig. Denn sie ver- 
liert den Blick auf das Ganze der Be- 
ziehungen zwischen Geber"- und "Neh- 
merländern" und klammert .damit von 
vornherein die Frage nach den Zusam- 
menhängen der verschiedenen Teilberei- 
che der Beziehungen aus. 


Die Hilflosigkeit dieser Betrachtungs- 
weise wird dann deutlich, wenn sich 
zwar einerseits in einem Entwicklungs- 
land einige - isoliert betrachtet ak- 
zeptable - Entwicklungsprojekte der 
Bundesregierung finden lassen, wenn 
dieselbe Bundesregierung aber anderer- 
seits durch Förderung von privaten In- 
vestitionen deutscher Konzerne in die- 
sem Land, durch militärische Unter- 
stützung seiner entwicklungshemmenden 
Regierung, durch eine restriktive Au- 
ßRenhandelspolitik etc. die Unterent- 
wicklung eines solchen Landes verlän- 
gern hilft. Dann stellt. sich nämlich 
unmittelbar die Frage, ob die Bezie- 
hungen zwischen der BRD und diesem 
Entwicklungsland denn nun zur Entwick- 
lung oder zur Unterentwicklung beitra- 
gen. Aber diese Fragestellung nach 


der Gesamtheit der Beziehungen zuwi- 


schen den zwei Ländern unterbleibt 
bei dieser Betrachtungsueise. 


Diesen Fehler vermeidet die zweite 

der oben genannten Beurteilungen der 
Entwicklungshilfepolitik (der von Im- 
perialismustheorien her kommenden Au- 
toren). Ihr Blick ist unmittelbar auf 
die Gesamtheit der Beziehungen gerich- 
tet. Aus einer Analyse der aktuellen 
Situation des Kapitalismus in den NMe- 
tropolen (den westlichen Industrielän- 
dern) wird die Funktion der Entwick- 
lungshilfe abgeleitet als ein. die Ka- 
pitalinteressen und Kapitalbewegungen 


bitte herausreissen und- ausfüllen und abschicken |! | 


LESERUMFRAGE 


Dieser Ausgabe der "blätter des iz3uw" liegt ein Fragebogen bei. 
Werfen Sie den bitte nicht weg, sondern füllen Sie ihn aus und 
schicken Sie ihn uns zurück! 


Uns geht es bei dieser Fragebogenaktion darum, Informationen 

zu. erhalten, wie die "blätter" bei unseren Lesern ankommen, ob 

die Beiträge verständlich geschrieben sind, ob die Inhalte der 
"blätter" für die Praxis der Dritte-Welt- Arbeit brauchbar sind,... 


Wir hoffen, durch disase Umfrage die Meinungen unserer Leser bes- 
ser kennenzulernen, um so die "blätter" in Zukunft noch besser 
gestalten zu können. 


Machen Sie sich deshalb die kleine Mühe und senden Sie uns den 
beiliegenden Fragebogen ausgefüllt zurück. Dies liegt ja auch 

in Ihrem Interesse, denn: Wir können Ihre Meinung nur dann be- 
rücksichtigen, wenn Ihr Fragebogen ausgefüllt bei uns ankommt. 


Leserumfrage der "blätter des izöw" 


I. Zur Person des Lesars: Ber 
‚a) Beruf: [schüler Jrehriing Student 
| Pe (Schultyp: Pe 


Journalist Olsonst. Akademiker! „voceereceore.e 


Pfarrer 


Ol rbeiter: ernereeeneenernnnnnne [Hausfrau 


Angestellter: ereneneensonnenne 
onstiger Beruf, und zwar: „eocceesoennrenn ee 


b) Alter: ET:5-20 Jahre W:0-25 Jahres D125-30 Jahre 
030-4 Jahre (0-50 Jahre Us: und älter 
c) Geschlecht: 2 männlich Ülveiblich 


d) Welcher der folgenden Parteien oder politischen Gruppen 


stehen Sie am nächsten? 


ondg° Ei u u; öl re oa KPD 


sonstige Dur Er Pur Er Br Er Er Er Er ze a 


e) Arbeiten Sie in einer Gruppe mit, die sich mit einen der 
folgenden Themen (bzw. Bereiche) beschäftigt? 
(Nehrfachankreuzungen möglich) 

Die, und zwar: Dritte weit 


[J schule [DJ Hochschule. 


[):ewerkschaft Dietrieb 
[lWohnungsfrage Ülnveltverschmutzung 
Okirche ÜlSo2ialarbeit 


U s . 
Ü]’ auenenanzipation sonstiges Thema: eo. ..... 2. e-— 2000000. 
Orein 


f) Lesen Sie eine der folgenden Zeitschriften? D;: Elnein 


Wenn ja, welche? 


Olinks . Ohrrika heute Ülser überblick 
[kritischer Katholizismus Olekid 
U publik forum B\eues Forum Der 


Wir sind an dieser Frage interessiert, weil wir häufig 
überlegen, ob wir Dritte Welt-Artikel aus diesen Zeit- 
schriften in die, »blätter" übernehmen Bar unßudem sthlayı 
R 
dar lauue U gar! l nt Khu maheu vom , 
un \Tugspihg 
Il. Zu Lesestil. un nd Benutzung der "blätter": Kelu N 


a) Wie intensiv lesen Sie die "blätter"? 


Ühnsistens vollständig etwa die n:;°:er oder 
Hälfte jenen Artikel 


b) Seit wann lesen Sie die "blätter"? ab Nr.r eeeeeeee 


c) Geht es Ihnen beim Lesen der "blätter" vornehmlich um 
0 aktuelle Information 
oder | Erwerb von Hintergrundwissen 
oder On beides? 
d) Wozu benutzen Sie die "blätter" schwerpunktmäßig? 


1: Fire Material für Gruppenarbeit mit Schülern, 
Lehrlingen o.ä. 


Drür politische Agitation und Flugblätter 
-—) M:1s Diskussionsgrundlage 

Ofür den Beruf 

Osonstiges: Deore eenenne 


DH RB 


III. Zur Beurteilung _ der "blätter": _ 1 | | 


a) Nennen Sie einen oder mehrere Artikel aus den letzten 
"blättern", die Ihnen 


gut gefallen haben: 
(evtl. Begründung) 


schlecht gefallen haben: 
(evt1. Begründung) 


:b) Die "blätter" hatten bislang eine relativ breit gefächerte 
Themenauswahl. Wie stellen Sie sich dazu? 
Brir sagt das zu. 


Die "blätter" sollen sich auf spezielle Bereiche konzen- 
trieren. 


keine Meinung 

c) An welchen Themen sind Sie besonders interessiert? 
ÜJPrivatinvestitionen / Konzerne in der Dritten Welt 
ÜJEntwicklungspolitik (bestimmter Staaten? ..........) 
Danalyse einzelner Entwicklungshilfeprojekte 
Blanalyse einzelner Länder in 

Drsien Nahost Jarrika (Lateinamerika 

D]Berichte über Befreiungsbewegungen 
D)Kirche in der Dritten Welt 
DfKirchliche Entwioklungspolitik 
W"Pritte Welt"-Arbeit (Aktionen, Strategie) 


Analyse von Berichten in Presse und Fernsehen über 
Dritte Welt 


DFremdarbeiter in der BRD (Gastarbeiter) 
Wldeologiekritik | 
Mchronik 


DJsenstises: FE EEESEEEEER 


IV 


d) Cibt es in den "blättern" Artikel, die Ihnen schwer oder 
gar nicht verständlich waren? D:: Dein 
Wenn ja, welche? 


Grund für die Schwıierig- 
keiten (Bitte Kennbuch- 
staben ankreuzen!) 


1) eessoseneenennreenneneenenrr er en AB DE FG 
2) enesessenenorenneneeneeeeerrn re AB CD E FG 
3) aeonenorseserenenerseeeerener en AB ED E FG 

ABCDEFG 


1 


Erläuterung der Kennbuchstaben: 


u 


A = Setzen zu großes Grundwissen B zu hoher Abstraktions- 


voraus grad 
C = zu viele Fremdwörter D = zu komplizierter Satzbau 
= unklare Argumentation F = schlechte Gliederung 


= sonstiges: Pur 


e) Gibt es etwas, was Ihnen rein äußerlich an den "blättern" 
mißfällt (Drucktechnik, Qualität, Layont, Grafiken, Karri- 
katuren, Einband, Titelblatt vu), 
nn Vnsihleg: hlunubur v. Kan Ku ku 
nein ? - | $ * 
Wenn ja, was? u b [ | geh. 


. „m. ...... .. ....e—. mm ee 0 0 ee ee 0000001100 ee 


Bitte haben Sie keine Hemmungen, auch unvollständig ausgefüllte Frage- 
bögen einzuschicken! 


unterstützendes Instrument. Dieses Ein- 
schätzung der Entwicklungshilfepoli- 
tik gerät allerdings dann zuweilen in 
Schwierigkeiten, wenn sie mit Projek- 
ten der Entwicklungshilfe konfrontiert 
wird, die als einzelne offenbar eine 
Bestätigung der These vom imperiali- 
stischen Charakter der Entwicklungs- 
hilfe nicht zulassen. 


Es ist in diesem Beitrag zur Entwick- 
lungspolitik gegenüber Indonesien nun 
nicht möglich, eine zufriedenstellen- 
de Einschätzung der Entwicklungspoli- 
tik im allgemeinen zu entwickeln. 
Diese Aufgabe muß einem eigenen späte- 
ren Artikel vorbehalten bleiben. Aus- 
gehend von der Entwicklungspolitik 
der Bundesregierung gegenüber Indons- 
sien sollen hier lediglich in einigen 
Beispielen Querverbindungen zu ande- 
ren Bereichen der Bezishungen dargs- 
stellt werden. 


. II. Zum finanziellen Umfang und zur 
sektoralen Aufteilung der Entwick- 
Zungspolitik der Bundesregierung 


Nach der Machtergreifung Suhartos 
stieg das Engagement der BRD stark an. 
Bis 1965 betrug die gesamte Kapital- 
hilfe (1) der Bundesregierung an Indo- 
nesien lediglich 100 Mic. DM. Zwi- 
schen 1966 und 1971 dagegen belief 
sich die Kapitalhilfe auf 600,7 Mio. 
DM. Mit 145 Mio. DM im Jahre .1972 und 
161 Mio. DM im Jahre 1973 liegt dis 
Bundesrepublik an vierter Stelle der 
"Geberländer" Indonesiens. 


Seit 1966 ist Indonesien ein Schwer- 
punktland bundesdeutscher Entwick- 
lungshilfe. 


Etwa 60 % der Kapitalhilfe der Bundes- 
regierung an Indonesien wurden bis 
Mitte 1971 in.der Form von Warenhilfe 
gewährt; diese Mittel, dis vornehm- 
lich den privaten und staatlichen In- 
dustrieunternehmen zugute gekommen 
sind, weil sie in der Läge waren, die 
erforderlichen Rupiah-Gegenuwerte auf- 
zubringen, konnten also zum Kauf von 
Waren im Ausland verwendet werden, 
ohne einen direkten Bezug zu konkre- 
ten Entwicklungsprojekten in Indone- 
sien haben zu müssen. 


Von der gesamten deutschen Pro jekthil- 
fe entfielen bis 30.6.1971 92,8 % auf 
Maßnahmen im Bereich der indonesi- 
schen Infrastruktur (des Verkehrsue- 
sens:67,2 %, des Fernmeldewssens so- 
wie der Elektrizität) (2). 


Aus dieser überragenden Bedeutung der 
Infrastrukturprojekte für die bundes- 
deutsche Entwicklungshilfe an Indone- 
sien läßt sich nun - auch ohne genaue 
Kenntnis einzelner Infrastrukturpro- 
jekte - eine ganz grundsätzliche Quer- 
verbindung zur kapitalistischen Ent- 
wicklung in Indonesien ziehen. Denn 
die Funktion der Infrastrukturprojek- 
te als "Wegbereiter" "produktiver" 
(und das heißt in Indonesien: kapita- 
listischer) Investitionen ist unun- 
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stritten und unbestreitbar: Nach ei- 
nem Prospekt des BMZ zur Kapitalhilfe 
ist es Aufgabe der Infrastrukturpro- 
jekte, "das erforderliche Industriali- 
sierungsklima" zu schaffen. Und H. 


Dumke, Leiter der Abteilung "Grund- 


satz und Planung" im BZ (also ein 
Mann, der es wissen muß), hat sich zu 
diesem Themenbereich einmal so geäu- 
Bert: "Die staatliche Kapitalhilfe 
wurde ursprünglich nur als eine zeit- 
lich begrenzte Überbrückungsfinanzie- 
rung zur Kompensation des Mangels an 
Privatkapital verstanden. Sie sollte 
die Basis für die zukünftige Finanzie- 
rung aus privatwirtschaftlichen Kapi- 
talimporten schaffen, indem sie vor 
allem nicht rentable Invsestitionspro- 
jekte (Infrastrukturvorhaben) fördert, 
die von.privaten Unternehmern nicht 
durchgeführt werden. Dagegen sollte 
die Investition in rentablen Entwick- 
lungsprojekten schon jetzt soweit wie 
möglich der Privatwirtschaft überlas- 
sen bleiben." (3) Im selben Sinne 
heißt es im BMZ-Gutachten zu Indone- 
sien (blätter des iz3w, Nr. 26/27, 


S. 26): "Der Aufbau einer materiellen 
Infrastruktur_ist Voraussetzung für 
sinnvolle Aktivitäten in. den unmittel- 
bar produktiven Sektoren; sie ist die 
technologische Vorbedingung industriel- 
ler Entwicklung." 


Es wäre also ganz unsinnig, wenn man 
Projekte der Infrastruktur (also z.B. 
den Ausbau von Häfen, Flughäfen, den 
Bau von Straßen und Eisenbahnlinien) 
als splche als gelungene (oder miß- 


lungene) Entwicklungshilfe beurteilen 


wollte (wie es die oben kritisierte 
Sichtweise der Entwicklungspolitik 
tut). Denn die "Wegbereiter-Funktion" 
der Infrastrukturprojekte für (in In- 
donesien: privatwirtschaftlich ausge- 
richtete) Investitionen bedeutet ja 
nichts anderes, als daß sich erst 

nach Abschluß der Infrastrukturprojek- 
te (nämlich dann, wenn entweder priva- 
te Investitionen folgen und die Infra- 
struktur nutzen oder nicht) erweist, 
cb es richtig war, diese Entwicklungs- 
hilfemaßnahnmen durchzuführen oder 
nicht. 


In Indonesien spricht fast alles da- 
für, daß es (in diesem Sinne) richtig 
war, die Entwicklungshilfemittel in 

so starkem Maße für Infrastrukturpro- 
jekte zu verwenden, denn private deut- 
sche Investitionen sind in letzter 
Zeit in Indonesien sehr deutlich im 
Steigen begriffen. (4) Und das gilt 
nieht nur für Entwicklungshilfe und 
private ‚Investitionen aus der BRD: es 
gilt auch für die Inter-Governmental 
Group on Indonesia. (IGGI), in der die 
wichtigsten Gläubiger und "Entwick- 
lungshelfer" Indonesiens verbunden 
sind (u.a. Frankreich, Holland, Japan, 
Australien, BRD, Großbritannien, USA, 
Weltbank) (5). 62 % der von der IGCI 
zugssagten Pro jektkreditse für Indone- 
sien entfielen auf Vorhaben der Infra- 
struktur (6), während ebenfalls in 

den letzten. Jahren der Zufluß auslän- 
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dischen Kapitals nach Indonesien (vor 
allem aus den in der IGGI zusammenge- 
schlossenen Ländern) an Bedeutung er- 
heblich zugenommen hat. 


Aus dieser Einordnung der Infrastruk- 
turprojekte in den Zusammenhang der 

indonesischen Entwicklung ist es mög- 
lich und naheliegend, eine ganze Rei- 
he der in dem Beitrag in Heft 28 auf- 


geführten Projekte der deutschen Ent- 
wicklungshilfe unter einem anderen 
Blickwinkel zu betrachten. 


III, Zu einigen entwicklungspoliti- 
schen Maßnahmen im einzelnen 


Der "Kupferberg" in West-Irian (7) 


Ein Projekt, das die in Abschnitt II 
vorgetragenen Überlegungen bestätigt, 
ist der Abbau der Kupfererzvorkommen 
in West-Irian (der zu Indonesien gehö- 
renden und mittlerweile auf den Namen 
Irian Djaya umgetauften Westhälfte 

der Insel Neuguinea). 


Dort liegt, 120 km von der Küste ent- 
fernt, in einem völlig unwegsamen Ge- 
biet in den Carstenz-Bergen in etwa: 
39300 m Höhe das größte oberirdische 
Kupfererzvorkommen der Welt. Der "Erz- 
berg" überragt um 150 m seine Umge- 
bung und reicht 400 m in die Erdober- 
fläche hinein. Er hat einen Durchmes- 
ser von 300 mal 200 m. Das Vorkommen 
wird auf 33 Mio. t Erz mit einen Ge- 
halt von 2,5 % Kupfer sowie 0,025 Un- 
zen Gold und 0,265 Unzen Silber pro 
Tonne geschätzt. Damit rückt Indone- 
sien in den nächsten Jahren in den 
Kreis der größeren kupferproduzieren- 
den Länder auf. 


Im Jahre 3966 begannen die Verhandlun- 
gen zwischen der Regierung Suharto und 
dem US-Konzern Freeport Sulphur Co. 
über die Rechte zum Abbau des Erzber- 
ges. Nachdem diese Verhandlungen gün- 
stig anliefen, gründete die Freeport 
Sulphur Co. eine äindonesische Tochter- 
gesellschaft, die Freeport Indonesia 
Inc., deren Kapital zu 87 % bei der 
Muttergesellschaft liegt; der Rest 
verteilt sich auf kleinere indonesi- 
sche und holländische Unternehmen. 


Das größte Problem, das sich dem Ab- 
bau der Vorkonmen entgegenstellte, wa- 
ren die Transportschwisrigkeiten. Man 
brauchte sine Verkehrsverbindung von 
der Küste zum Erzberg und baute 
schließlich eine Straße durch Mangro- 
vesümpfe, tropischen Regenwald und 
Hochgebirgslandschaften. 

Die gesamten Vorarbeiten bis zur Inbe- 
triebnahme der Kupfergrube der Free- 
port Indonesia Inc. im März 1973 ko- 
steten rund 135.Mio. US-Dollar. Neben 
U5S-amerikanischen und japanischen Ban- 
ken und Gesellschaften steuerte auch 
die im Eigentum der Bundesregierung 
befindliche Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (über sie wird die Kapitalhil- 
fe finanziell abgewickelt). einen Kre-: 
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dit von 22 Mio. Dollar bei. Dadurch 
wurde es möglich, daß ein Drittel der 
gesamten erwarteten Fördermenge schon 
vor Beginn des Abbaus. an ein deutsches 
Unternehmen verkauft wurde: an die 
Norddeutsche Affinerie, Hamburg, die 
größte Kupferschmelzanlage Europas. 
Die Norddeutsche Affinerie gehört zur 
Konzerngruppe der Metallgesellschaft 
AG, Frankfurt, deren Aktienkapital 
wiederum zu je 25 % bei der Deutschen 
Bank und der Dresdner Bank liegt. 
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„Natürlich macht mir die Arbeit als Entwicklungshelfer hier Freude, 
trotzdem habe ich in letzter Zeit ein ziemlich ungutes Gefühl dabei.“ 


Es ist wohl nicht auszuschließen 
(wenn auch kaum zu beweisen), daß das 
gemeinsame Engagement von Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau und Norddeut- 
scher Affinerie im indonesischen Kup- 
ferbergbau von der Wahl des Marxisten 
Allende im "Kupferland" Chile im Jah- 
re 1970 mit.begünstigt wurde. (Die 
BRD ist in ihrem Kupferbedarf zu 100% 
auf Importe angewiesen. 


Das Kupferförderungsprojekt der Free- 
port Indonesia Inc. wurde von Präsi- 
dent Suharto feierlich seiner Bestin- 
mung übergeben. An dem Festakt nahmen 
von deutscher Seite aus Botschafter 
Richard Balken sowie die Herren Bachem 
von der Kreditanstalt für Wiederauf- 
bau und Gleich vom Vorstand der Nord- 
deutschen Affinerie teil. 


Ein Grund zum Feiern mag das für die 
ausländischen Konzerne und für die Re- 
gierung Suharto wohl sein. Das indone- 
sische Volk aber dürfte einmal mehr 
nichts zu spüren bekommen von den er- 
schlossenen und ans Ausland verkauf- 
ten Reichtümer seines Landes. 


Landwirtschaftliches Beraterteam in 
West-Sumatra (8 


Von anderem Charakter ist das im fol- 
genden zu beschreibende Projekt der 
Technischen Hilfe (9) im Bezirk Tanah 
Datar in West-Sumatra. Es handelt sich 
um ein Landwirtschaftsprojekt, das vor 
allem der Steigerung der Reiserträge 
dienen soll. Traditionell geht es den 
Bauern in Tanah Datar - für indonesi- 


sche Verhältnisse - nicht schlecht, 
sie besitzen im Durchschnitt 1,2 Hak- 
tar Land pro Familie. (Ein halber Hak- 
tar Reisland reicht zur Versorgung 
einer Familie aus; er erbringt rund 
eine Tonne Reis pro Jahr für eine 10- 
11-köpfige Familie.) 


Das Projekt begann im Jahre 1968 mit 
der Lieferung von landwirtschaftli- 
chen Produktionsmitteln (Saatgut, Mi- 
neraldünger, Pflanzenschutzmittel, Ge- 
räte und Fahrzeuge) durch die Bundes- 
regierung. Diese Produktionsmittel 
wurden von der indonesischen Regie- 
rung zu den "üblichen Marktpreisen" 
an die Bauern verkauft. In Tanah Da- 
tar können viele Bauern bar bezahlen; 
wenn nicht, können sie auch einen 
Kredit aufnehmen (6 Monate Laufzeit, 
3 % Zinsen pro Monat) und diesen nach 
der Ernte zurückzahlen, Die bei die- 
sem Verkauf der Produktionsmittel an 
die Bauern erzielten Beträge wurden 
in einen Fonds bei der indonesischen 
Zentralbank eingezahlt und später für 
den Kauf weiterer landwirtschaftli- 
cher Produktionsmittel verwendet, 


Die von der Bundesregierung geliefer- 
ten Produktionsmittel. stammen prak- 
tisch durchweg von westeuropäischen 
bzw. westdeutschen Unternehmen, so 
etwa von den Farbwerken Hosechst, der 
Aachener Hydro Technik (AHT) und Ciba- 
Geigy. (Für einzelne Regionen verein- 
barte die indonesische Regierung so- 
gar mit europäischen Chemiefirmen, 

den gesamten Bedarf an landwirtschaft- 
lichen Produktionsmitteln durch diese 
finanzieren und auch verteilen zu las- 
sen.) 


Europäische Firmen verdienen so als 
erste an dieser Entwicklungshilfe. 


Die 5 Personen umfassende landwirt- 
schaftliche Beratergruppe aus der Bun- 
desrepublik hilft den Bauern, den Um- 
gang mit den neuen Produktionsmitteln 
zu erlernen. Sie beraten bei der Ver- 
besserung der Anbaumethoden und beim 
Bau von Lagerschuppen für Düngemittel, 
bei der Unterhaltung von Saatzuchtbe- 
trieben und der Verbesserung der tier- 
hygienischen Bedingungen. 


Aus Mitteln der deutschen Entwick- 
iungshilfe wurde ein 600 m langer 
Damm wiederhergestellt, durch den 180 
Hektar Reisland bewässert und dadurch 
die Lebensgrundlage von 360 Familien 
sichergestellt werden konnte. In vier 
Dörfern in Tanah Datar soll die Er- 
tragssteigerung bei Reis in der Folge 
der Entwicklungshilfemaßnahmen 75 % 
betragen. 


Es ist klar, daß ein solches Entwick- 
lAungshilfeprojekt die landwirtschaft- 
lichen Besitzverhältnisse unberührt 
156t bzw. bestehende Ungleichheiten 
eher noch verstärkt. Denn die ver- 
gleichsweise wohlhabenderen Bauern 
können sich nun in stärkerem Maße die 
im Rahmen der Entwicklungshilfe ange- 
botenen, neuen Produktionsmittel lei- 
sten. Es stellen sich dann häufig Wir- 
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kungen ein, wie sie vielfach im Zusan- 
menhang mit der "Grünen Revolution" 

in Asien zu beobachten sind (10): für 
die reicheren Bauern wird die Land- 
wirtschaft aufgrund der neuen Agrar- 
technologie (die sich die ärneren 
Bauern gar nicht leisten können) plötz- 
lich hochprofitabel, Pächter und Land- 
arbeiter, die nicht mehr benötigt wer- 
den, werden entlassen und vergrößern 
das Heer der Arbeitslosen. 


Die deutsche Entwicklungshilfe in Ta- 
nah Datar spielt sich also durchaus 
unter kapitalistischen Vorzeichen ab, 
auch wenn — wie es den Anschein hat - 
bis heute recht viele der bäuerlichen 
Großfamilien dort eine Besserstellung 
ihrer Lage in der Folge der Entwick- 
iungshilfe erfahren haben. Und ohne 
solche Basserstellungen (die sich in 
wachsender Nachfrage niederschlagen) 
wären, wie es in einer BMZ-Broschüre 
heißt, auch "die heute breit angeleyg- 
ten kommerziellen Produktionsmittel- 
projekte privater Firmen nicht denk- 
bar." 


Zudem ist hier noch allgemein anzumer- 
ken, daß bis zum 30.6.1971 nur 7,2 % 
der gesamten deutschen Projekthilfe 
für Indonesien auf den landwirtschaft- 
lichen Sektor entfiel. Bei den Mitte 
1971.in Vorbereitung befindlichen Pro- 
jekten der deutschen Entwicklungshil- 
fe betrug dieser Anteil sogar nur 

noch 2 %. (11) 


Eisenbahnwesen 


Ein sehr lukratives Geschäft für deut- 
sche Unternehmen folgt aus den Aktivi- 
täten der Bundesregierung zur Förde- 
rung des indonesischen Eisenbahnsek- 
tors. So betrug 1971 die Projekthilfe 
der BRD auf diesem Sektor 16,33 Mio. 
pm (12). Neben den früher innerhalb 
des sog. Projekts "Eisenbahn II" ge- 
lieferten Diesellokomotiven von Krupp 
konnte Rheinstahl 1972 innerhalb des 
Projektes "Eisenbahn IV" 15 Diesello- 
komotiven für 16 Mio. DM unterbringen, 
die aus Warenhilfekrediten der BRD fi- 
nanziert wurden. (13) Weitere Liefe- 
rungen sind geplant. Das Projekt Sig- 
nalanlagen aus dem Jahre 1971 mit 4,4 
Mio. DM beinhaltet ein Sicherungssy- 
stem der Strecke Djakarta-Semarang- 
Surabaja. Weitere 24,5 Mio. DM sollen 
bis 1976 für Streckensicherungssyste- 
me aus Kapitalhilfegeldern investiert 
werden. (14) 


Ganz ähnliche Verbindungslinien wie 
die hier zwischen deutscher Entwick- 
lungshilfe im Eisenbahnsektor und 
deutschen Lieferfirmen aufgezeigten, 
lassen sich in Indonesien auch zwi- 
schen der Entwicklungshilfe der BRD 
im Fernmeldewesen (Siemens) und in 
der Elektrizitätsversorgung (AEG- 
Telefunken) darstellen. 
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Industrieentwicklungszone Suraba ja 


Die indonesischen Behörden sehen in 
ihren Planungen die Errichtung von 
drei größeren Industrieentwicklungszo- 
nen (industrial estates) in Djakarta, 
Surabaja und Tjilatjap vor. Nach An- 
sicht der indonesischen Regierung sol- 
len sich dabei dis deutschen Entwick- 
lungshilfemittel auf Surabaja konzen- 
trieren. "Bei allen drei Vorhaben sol- 
len Infrastrukturmaßnahmen (Straßen, 
Wasser- und Stromversorgung, atc.) 
finanziert werden, sodaß die Basis 

für den Aufbau der Industrieanlagen 
durch örtliche und ausländische Inve- 
storen geschaffen wird. Es muß früh- 
zeitig genug die Gewißheit bestehen, 
daß sich auch tatsächlich Investoren 
finden, die bereit sind, in diesen 
Raum zu gehen." (15) Dieses Projekt, 
bei dem gegenwärtig aus deutschen Nit- 
teln eine Gießerei und eine Reismühle 
gebaut werden, soll also einen umfas- 
senden Verbundcharakter erhalten, was 
nichts anderes heißt, als daß nicht 
isolierte Infrastrukturprojekte ar- 
richtet werden sollen, sondern ein in- 
einandergreifendes System solcher Maß- 
nahmen mit dem Ziel, dann mit größe- 
rer Wahrscheinlichkeit private Inve- 
storen in disse Region zu "locken". 


0b dieses Ziel erreicht wird, darüber 
wird man in 4-5 Jahren mehr wissen. 


Die Deutsche Entwicklungsgesellschaft 
(DEG) ist in Indonesien an zwei deut- 
schen Unternehmen beteiligt: zum ei- 
nen an einer Tochtergesellschaft des 
Klett-Verlages, Stuttgart, auf dem Me- 
dienssektor, zum andaren an einer Ka- 
belfabrik der Gutehoffnungshütte AG, 
Oberhausen. (16) Die DEG ist eine im 
Eigentum dar Bundesregierung befindli- 
che Gesellschaft, die sich an priva- 
ten Direktinvestitionen deutscher Un- 
ternehmen in Entwicklungsländern in 
den Anfangsjahren kapitalmäßig betei- 
ligt. Nach einiger Zeit, wenn die we- 
niger gewinnträchtigen Jahre vorüber 
sind, veräußert die DEG ihre Beteili- 
gungen an private Unternehmen. Die 

DEG stellt praktisch eine staatliche 


Förderung bzw. Subventionierung für 
den Export des Kapitalismus aus der 
BRD in die Dritte Welt in Form von 
privaten Direktinvestitionen dar. 


Es ist zu erwarten, daß das Engage- 
ment der DEG in Indonesien in den 
nächsten Jahren anwächst.,. 


Da hier nicht der Anspruch auf voll- 
ständige oder auch nur annähernd voll- 
ständige Darstellung der Entwicklungs- 
politik der BRD gegenüber Indonesien 
erhoben wird, soll die Erörterung an 
dieser Stelle abgebrochen werden, ob- 
wohl zweifellos noch eine Reihe "in- 
teressanter" Entwickiungshilfeprojekte 
zu diskutieren wären: so etwa dis 
Stelle eines Beraters (Technische Hil- 
fe) für das "Investment Promotion Cen- 
ter", die zentrale Anlaufstelle für 
ausländische Investitionen in Indone- 
sien, die Stelle eines Beraters für 
die Djakarta-Messe (Technische Hilfe), 
sowie die Ausrüstung von indonesi- 
schen Flughäfen, für die 1969-1971 
28,8 Mio. DM an deutschen Hilfsgel- 
dern aufgewendet wurden usw. 


Zur zusammenfassenden Beurteilung der 
Entwicklungspolitik wird vor allem ei- 
nes festzuhalten sein: die Entwick- 
lungshilfe führt kein gesellschaftli- 
ches Eigenleben. Sie ist vielmehr - 
aus der Sicht des "Geberlandes" - 
durchaus spezifischer Ausdruck der g8- 


Leer-Lauf 


sellschaftlichen Verhältnisse dieses 
Landes. Und sie paßt sich - aus der 

Sicht des "Nehmerlandes" — durchaus 

"dienend" in die gesellschaftlichen 

Verhältnisse dieses Landes ein. 
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Anmerkungen 


1) Bei der Kapitalhilfe handelt es 
sich um Kredite zu günstigeren als . 
den normalen Marktbedingungen. Im Jah- 
re 1972 waren die Bedingungen der Ka- 
pitalhilfe der Bundesregierung: Zins- 
satz: 2,18 % (pro Jahr); Laufzeit dr 


FR w Ge en 
Politische Häftlinge auf Buru 


Kredite, d.h. Zeitraum, innerhalb des- 
sen die Kredite zurückgezahlt werden 
müssen: 31,3 Jahre; 9 tilgungsfreie 
Jahre, d.h. in den ersten 9 Jahren 
müssen vom Kreditnehmer noch keine 
Rückzahlungen des Kredits vorgenommen 
werden, er braucht in diesen Jahren 
nur die 2,18 % Zinsen zu zahlen. 


2) Vgl. Sonderbericht der Kreditan- 
stalt für Wiederaufbau (KfW) zu Indo- 
nesien vom 8.10.1871 (im folgenden 
zitiert als: Kfl-Bericht), Tab. 5.28. 


3) Vgl. Kruse-Rodenacker, Dumke, v. 
Götz, Kapitalhilfe, Berlin 1970, 

5. 100; vgl. auch blätter des iz3w 
Nr. 26/27, S. 26 (Abschnitt Textilin- 
dustrie). 


4) Vgl. Makro- und Sektoranalyse (BM7- 
Gutachten), Anhang XI d sowie: Ar- 
beitskollektiv BRD-Imperialismus in 
Indonesien, Köln-Bonn, Informations- 
und Investitionspolitik der BRD im 
Rahmen der Ausbeutung Indonesiens, 

in: Südostasien-Korrespondenz, Nr. 2, 
Juli 1971, S. 18 (dabei handelt es 
sich um einen sehr matsrialreichen 
Artikel). 


5) Die Gründung der IGCI war eine Ant- 
wort der Gläubigerländer Indonesiens 
auf die internationale Verschuldung 
des Landes unter Sukarno. Mittlerwei- 
le hat die IGGI die Funktion der in- 
ternationalen Koordinierung der Ent- 
wicklungshilfe. für Indonesien, was in 
regelmäßig staatfindenden Konferenzen 
geschieht. Seit Gründung der IGGI ist 
die Verschuldung Indonesiens stark an- 
gestiegen, aber das ist für die MNit- 
glieder der IGGI offenbar nicht be- 
denklich, solange Suharto in Indons- 
sien die Nacht in Händen hält. Außer 
den schon genannten Mitgliedern gehö- 
ren der IGGI noch an: Belgien, Italien, 
Kanada, die Asiatische Entwicklungs- 
bank und der Internationale Währungs- 
fonds. 


6) KfW-Bericht, S. 27. 


7) Bei diesem Abschnitt wurde verwen- 
det: — Indonesien erschließt das größ- 
te oberirdische Kupfererzvorkommen 

der Welt, in: Wirtschaftsblätter der 
Bank für Gemeinwirtschaft, Juli 1971, 
S. 15; - D.C. Roeder, Der raffinierte 
Dschungelmensch Moses, in: Handels- 
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blatt vom 16.4.73 sowie: 0o.V., Indone- 
sien: Kupfer per Pipeline, in: Han- 
delsblatt vom 9.10.70. 


8) Vgl. H.-G. Glaser, Tanah Datar in 
West-Sumatra wird zum Modellprojekt, 
in: Westdeutsche Allgemeine vom 19.2. 
72; BMZ (Hrsg.), Reis für Indonesien, 
Reihe Projekte, Bonn 1971 sowie Hand- 
buch der Entwicklungshilfe. 


9) Technische Hilfe ist "Bildungshil- 
fe" im weitesten Sinne. Sie stellt, 

im Gegensatz zu den Krediten der Kapi- 
talhilfe, unentgeltliche Leistungen 
dar und umfaßt die Entsendung von Leh- 
rern, landwirtschaftlichen Beratern, 
Technikern, handwerklichen Beratern, 
die Einrichtung von Gewerbeschulen, 
Lehrwerkstätten und schließlich auch 
die Ausbildung von Praktikanten und 
Studenten in der BRD. 


10) Vgl. auch den Artikel: Revolution 
für die Reichen über die Grüne Revolu- 
tion in Indien, in: blätter des izäuw, 
Nr. 21/22, 5. 41 . 


11) KfW-Bericht, S. 28 f. 


12) Makro- und Sektoranalyse (BMZ- 
Gutachten), Anhang XI j. 


13) Brief der Kfü! vom 20.8.71 an das 
Auswärtige Amt. 


14) Projektbericht der KfW 1971, 
5. 5-7, 
15) Kfü-Bericht, S. 45. 


16) R. Sutter und K.W. Menk, Inve- 
stieren in Südostasien, hrsg. vom 
Südostasiatischen Verein, Hamburg 
1973, 5. 58. 


Riesiges Stahlwerk 
für Indonesien 


Eine Milliarde Dollar Investitionskosten 
Chemische Fabrik in Java geplant 


Sz. FRANKFURT, 14. Januar. Mit Investi- 
tionen in Höhe von rund einer Milliarde Dollar 
im Verlauf der nächsten zehn Jahre wollen 
sich die Nippon Steel sowie die beiden großen 
japanischen Handelshäuser Marubeni und Mit- 
sul & Company am Bau eines großen inte- 
grierten Stahlwerks im Westen der indonesi- 
schen Insel Java beteiligen. Das Werk soll 
jährlich allein über vier Millionen Tonnen 
Rohstahl erzeugen. Eine Anlage ähnlicherGrö- 
Senoränung war bereits vor etwa zehn Jahren 
mit Unterstützung der Sowjetunion geplant. 
Aus Gründen des politischen Umschwungs im 
Jahr 1968 in Indonesien wurde der Plan jedoch 


gegenstandslos, 
Des weiteren haben die staatliche indonesi- 
sche Ölgesellschaft Pertamina und Japans füh- 


render Textilproduzent Teijin sowie das Han- 
delshaus 'Tomen einen Vertrag unterzeichnet 
über die Errichtung einer DMT-Fabrik (= 
Dimethyltelephthalicacid} in Palembang auf 
Sumatra. DMT ist Ausgangsmaterial für syn- 
thetische Fasern Von dem erforderlichen 
Kapital in Höhe von 200 Millionen Dollar brin- 
gen die Indonesier 70 Prozent auf und die 
Japaner neben dem technischen Know-how 30 
Prozent. . 

Die an den neuen Vorhaben beteiligten 
japanischen Unternehmen sind der Ansicht, 
daß diese Großprojekte weitere Bindeglieder 
für die jetzt schon sehr enge und vorteilhafte 
Hind. Japan, das zur Zeit etwa 60 Prozent der 

apan, zur etwa zent der n 

indonesischen Ölproduktion übernimmt und Blick durch 
damit ungefähr 14 Prozent seines Bedarfs j , 
deckt, hofft sehr, daß eine ständige Intensivie- die Wirtschaft 
rung seines wirtschaftlichen Engagements im 
Lande auch die weitere Zunahme der Rohölbe- 


züge günstig beeinflussen wird. 2. 2 / Dienstag, 18. Januar 1976 / Nr. 12 
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SAHEL-ZONE: HUNGER ALS 
FOLGE DER ABHÄNGIGKEIT 


“ von Peter Ripken, Bonn 


Die gegenwärtige Hungersnot in weiten 
Teilen Afrikas - vom Atlantik durch 
die ganze Sahel-Zone bis nach Athio- 
pien - und Asiens (Afghanistan, In- 
dien, Ceylon) wird häufig als Folge 
einer gigantischen, schicksalhaft her- 
einbrechenden "Naturkatastrophe" dar- 
gestellt, der gegenüber Besinnung auf 
die immer noch gültige Ohnmacht des 
Menschen gegenüber Naturgewalten und 
die schnelle Bereitschaft zur Hilfe- 
leistung - verstanden als schnelle 
Lieferung von Nahrungsmitteln - von 
seiten der reichen Nationen ange- 
bracht sei. Gegenüber diesen vermeint- 
lich moralischen Argumentationen ist 
Ideologiekritik und Aufklärung zu lei- 
sten. Diese Darstellung stimmt in den 
Grundpositionen mit der Resolution 
französischer Wissenschaftler (Le Mon- 
de 16. u. 22.5.73) und der "Vereini- 
gung von Afrikanisten in Deutschland" 
zur Dürrekatastrophe in der Sahel- 
Zone (vgl. epd-Entwicklungspolitik 
7/73) darin überein, daß 


- die Hungerkatastrophe vorhersehbar 
war (wobei die Warnungen übersehen 
wurden); 

- sie dureh die wirtschaftlichen und 
sozialen Entwicklungen der Kolonial- 
herrschaft vorbereitet worden ist; 

- die kolonialen Strukturen durch eine 
neokoloniale Beziehung zwischen Eu- 
ropa und Afrika verfestigt worden 
sind; 

- die Entwicklungshilfe in diesen Ge- 
bieten keinen Beitrag zur Änderung 
der Verhältnisse geleistet hat, son- 
dern vor allem den Interessen der 
Industrieländer und einer privile- 
gierten Minderheit in den. afrikani- 
schen Staaten gedient hat; 

- Katastrophenhilfe notwendig ist, 
aber weder die Fehler der Vergangen- 
heit wiedergutmachen kann, noch die 
Voraussetzungen beseitigt, die in 
der Zukunft weitere Hungerkatastro- 
phen produzieren werden. 


Eine wirkliche Analyse der Ursachen 
der Dürrekatastrophe muß die gesell- 
schaftlichen Bedingungen herausarbei- 
ten, die sie ermöglichen, und ist un- 
erläßlich für jegliches Aktionspro- 

' gramm. Jedes langfristige Strukturpro- 
gramm, von dem jetzt die Industrielän- 
der, die betroffenen Staaten und auch 
die internationalen Organisationen zu 
reden angefangen haben, geht zwar von 
der richtigen Erkenntnis aus, daß es 
sich nicht um "Unfälle" handelt, wenn 
Millionen Menschen vom Hungertod be- 
droht sind, kann aber nur Erfolg ha- 
ben, wenn es konsequent und radikal 


die Frage stellt, warum und wie es zu 
"strukturellen Fehlentwickliungen" 
überhaupt hat kommen können. Es be- 
steht der Verdacht, daß es sich um 
"fire 'fighting" oder um eine "Haltet 
den Dieb"-Politik handelt, wenn von 
Strukturreformen geredet, aber nur 
Symptome bekämpft werden, und auch 

der Verdacht, daß nur die potentiell 
aufbegehrenden Volksmassen besänftigt 
werden sollen, die seit langem und 
auch heute, im Sahel wie anderswo, ei- 
nen säkularen Verelendungs- und Prole- 
tarisierungsprozeß durchmachen, 


Auch das BMZ beansprucht in seiner 
großangelegten PR-Aktion zur Bekämp- 
fung der Dürrekatastrophe und der Hun- 
gersnot im Sahel, an "Ursachenkomple- 
xen" anzusetzen, "Strukturen" zu ver- 
ändern, langfristige Aktionen einzu- 
leiten, Man kann seine Zweifel haben, 
ob das nicht auch Verschleierung ist, 
wenn man folgende Sätze liest, die 
den oben erwähnten Standarderklärun- 
gen der bürgerlichen Presse entspre- 
chen: 


"Nach jahrhundertelanger ausgewogener 
Nutzung der Ressourcen in der Sahel- 
Zone, ... hat sich - im wesentlichen 
aufgrund human- und tiermedizinischer 
Maßnahmen - die Situation grundlegend 
gewandelt. Als Folge von Überweidüng, 
Brandrodung, von Flächenbränden und 
Nutzung von Baum- und Strauchvegeta- 
tion zur Brennholzversorgung durch 
die ständig wachsende Bevölkerung, 
sind weite Teile der Sahel-Zone ero- 
diert und nicht mehr produktiv zu nut- 
zen..." (1) Hier beschränkt sich die 
Ursachenanalyse auf knapp eine Seite. 
Wobei zu fragen wäre: Wann hat denn 
die "jahrhundertelange ausgewogene 
Nutzung der Ressourcen" eigentlich 
aufgehört und warum? Warum kommt es 
zur Vergrößerung der Herden und damit 
zur Überweidung? Wächst die Bevölke- 
rung auf dem Lande wirklich ständig? 
Sollte man deshalb gerade dort die ge- 
fährlichen "human- und tiermedizini- 
schen Maßnahmen" unterlassen? 


Die sogenannten Strukturreformen bzu. 
die angeführten langfristigen Maßnah- 
men auf der Grundlage dieser tiefge- 
henden Analyse ergeben sich für das 
BMZ offenbar zwangsläufig und sugge- 
stiv, obwohl sie uns schon in sich 
widersprüchlich erscheinen: 


"- Der Druck der Bevölkerung auf die 
sich verknappenden Bodenreserven 
muß verringert werden. 


- Die landwirtschaftliche Produktion 
muß intensiviert, die Vermarktung 


sowie die Be- und Verarbeitung 
landwirtschaftlicher Haupt- und 
Nebenprodukte muß ausgebaut wer- 
den." (2) 


In dem vom BMZ vorgelegten Katalog 
langfristiger integrierter Maßnahmen 
werden diese Ziels dann so spezifi- 
ziert, daß man - außer dem derzeitig 
sowieso illusorischen Programm, aus- 
reichende nichtlandwirtschaftliche Ar- 
beitsplätze für den Bevölkerungsüber- 
schuß der Sahelländer zu schaffen - 
nur eine Verstärkung der marktorien- 
tierten Agrarproduktion erkennen kann, 
also eine Fortsetzung der bisherigen, 
kolonialen und neokolonialen "Ent- 
wicklungspolitik". (3) 


Das "Ende ausgewogener Nutzung" 


Um die sozio-ökonomischen Probleme 

der sogenannten Sahel-Zone, wie sie 
jetzt in der Dürre- und 4ungerkata- 
strophe zutage treten, besser zu ver- 
stehen, ist es nötig, kurz die natür- 
lichen Voraussetzungen der Region zu 
charakterisieren, in der die Landwirt- 
schaft bis heute praktisch die einzig 
bedeutsame Erwerbsquelle für rund 

90 % der Bevölkerung darstellt. 


Die Hungerkatastrophe in ihrem heuti- 
gen Ausmaß trifft nicht nur die "Sa- 
hel-Zone" im engeren Sinne, sondern 
auch die . südlich anschließende Sudan- 
Zone. Die arabische Bezeichnung "Sa- 
hel" (= Gestade, Küste) meint den 
Übergangsraum zwischen dem 'Meer' der 
Wüste im Norden und dem Festland der 
Savanne im Süden. Dieses Gebiet erhält 
nur 200-300 mm Niederschlag pro Jahr, 
die zudem von einem zum anderen Jahr 
und in ihrer örtlichen Verteilung 
schwanken. (In Anbetracht der Tatsa- 


Die Länder der Sahel-Zone 


che, daß für dies Gebiet klimatologi- 
sche Daten nicht im ausreichenden Um- 
fang zur Verfügung stehen, sind sich 
die verschiedenen Autoren über die ge- 
naue Abgrenzung nicht immer einig. 
Dementsprechend ist das Land nur mit 
einer spärlichen Vegetation (Bornsträu- 


4 


cher, niedrige Bäume und büschelförnmi- 
ge Gräser) bedeckt, die sich nur zur 
Regenzeit begrünt. 3ei geringen und 
unsicheren Niederschlägen während der 
kurzen Regenzeit ist systematischer 
Ackerbau nicht möglich, sondern nur 
Viehzucht, wobei die Rinderherden wäh- 
rend der langen Trockenzeit in feuch- 
tere Gebiete ausweichen müssen. Aller- 
dings finden sich in dieser Zone auch 
"Inseln" mit relativ günstigen Feuch- 
teverhältnissen, z.B. im Umkreis von 
Seen. Hier wird ebenfalls Ackerbau 
betrieben. 


In der südlich anschließenden Sudan- 
Zone ist bei stark schwankenden Jah- 
resniederschlägen zwischen 500 und 
1200 mm Ackerbau in intensiverer Form 
möglich. Allerdings haben sich auch 
hier auf Grund verringerter Nieder- 
schläge in unregelmäßigen Zeitabstän- 
den Mißernten ergeben. 


Der traditionelle Ackerbau bediente 
sich der Form der extensiven Feldwech- 
selwirtschaft, bei der die Felder nach 
2-3jähriger Nutzung einer mehr jährigen 
Brache überlassen wurden, so daß nur 
etwa 10-20.% des Landes überhaupt sy- 
stematisch genutzt wurden. Es wurden 
und werden vor allem verschiedene Ge- 
treidearten, wie Hirse, Mais, Sorghum 
angebaut, in feuchteren Senken auch 
Reis, Obst, Gemüse etc. Da, wo Bewäs- 
serung möglich ist, kann der Boden 
trotz einer relativ dünnen Humus- 
schicht sehr fruchtbar sein. 


In der folgenden Analyse der sozio- 
ökonomischen Strukturentwicklung wer- 
den beide Regionen zusammen betrach- 
tet, da zwischen ihnen enge Wechselbe- 
ziehungen bestehen, sowohl in klimati- 
scher als auch in sozio-ökonomischer : 
und politischer Hinsicht. 


Die in der gesamten Region betriebene 
Landwirtschaft nach den Prinzipien 
der Selbstversorgung (Subsistenzwirt- 
schaft) war der relativ geringen Be- 
völkerungsdichte und der natürlichen 
Umwelt angepaßt, d.h. sie zerstörte 
das natürliche Gleichgewicht nicht. 
Bei den viehhaltenden Völkern der Sa- 
hel-Zone :(Fulani oder Peulh) bestand 
ebenfalls ein ökologisches Gleichge- 
wicht zwischen Mensch und Vish einer- 
seits und verfügbaren Weiden anderer- 
seits. Probleme der Überweidung durch 
zu große Herden auf zu engem Raum gab 
es kaum, da die Produktion nur auf 
den eigenen Bedarf ausgerichtet war, 
der nur im geringen Maß durch Aus- 
tausch mit Ackerbauern ergänzt wurde, | 
und außerdem immer nur soviel Vieh ge- 
halten wurde, wie von Hand aus den 
Brunnen getränkt werden konnte. 


Erst das Interesse Frankreichs (bzu. 
der führenden Handelshäuser Europas), 
die vorwiegend aus strategisch-politi- 
schen Gründen unterworfenen Gebiete 
auch ökonomisch besser zu nutzen, ver- 
änderte die Lage: z.T. mit brutaler 
Gewalt wurden gegen Ende des 19. und 
zu Beginn des 20. Jahrhunderts für 
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den Export bestimmte Kulturen einge- 
führt: Baumwolle in Mali, Obervolta 
und besonders im Tschad, aber auch in 
Nordkamerun; der traditionslle Erdnuß- 
-anbau im Senegal und Niger wurde er- 
heblich ausgeweitet und "rentabili- 
siert". Die Viehhaltung verstärkte 
sich auf Grund des erhöhten Fleisch- 
darfs der Küstenzone, in der bereits 
in früherer Zeit Exportkulturen ange- 
baut wurden und deshalb ein höheres 
Geldeinkommen zur Verfügung stand. 


Begleitet wurde dieser ökonomische 
Druck von einer minimalen Steigerung. 
der Lebenserwartung der Bevölkerung; 
man kann zwar seit Beginn dieses Jahr- 
‚hunderts noch nicht von Bevölkerungs- 
druck auf die Ressourcen sprechen, 
eine verstärkte Nutzung der natürli- 
chen Ressourcen ist aber zu beobach- 
ten. Am ehesten läßt sich diese "anar- 
chische" Nutzung am Waldbestand fest- 
stellen: der zu Beginn dieses Jahrhun- 
derts noch vorhandene Busch wurde vor- 
nehmlich für Bau- und Energiezwecke 
der ständig wachsenden Bevölkerung de- 
zimiert, was zur Folge hatte, daß z.B. 
die Windschutzfunktion des Waldes und 
sein Einfluß auf den Wasserhaushalt 
sich erheblich verminderten. In ver- 
schiedenen städtischen Zentren kann 
man sich heute die Klagelieder von 
länger dort Ansässigen anhören: Fort- 
Lamy z.B. sei noch vor dreißig Jahren 
von dichtem Wald umgeben gewesen, wäh- 
rend heute der Harmattan armer Wind 
aus der Wüste) ungehindert über die 
Stadt fegt. 


Entscheidendes Kennzeichen der "Renta- 
bilisierung"” ansonsten ökonomisch un- 
interessanter Gebiete war und ist 

aber die systematische Vernachlässi- 
gung der Nahrungskulturen wie Hirse, 
Sesam, Mais und Reis zugunsten der Ex- 
portkulturen. Instrumente einer sol- 
chen systembedingten Bevorzugung der 
Exportkulturen waren früher und sind 
zum großen Teil auch heute noch neben 
dem unmittelbaren Zwang die Kopfsteu- 
er, deren Nichtentrichtung mit Gefäng- 
nis bestraft wurde und wird, und heu- 
te besonders der relative Anreiz, der 
von den Gütern der "modernen" Zivili- 
sation ausgeht und deren Erwerb eben 
nur mit einem gewissen Geldeinkommen 
möglich ist. 


Weil die Exportkulturen nun im klein- 
bäuerlichen Betrieb, der in der Sahel- 
Sudan-Zone auch in der Kolonialzeit 
vorherrschte, fast immer in Verbin- 
dung mit Nahrungskulturen angebaut 
werden, erfüllt der Sektor der tradi- 
tionellen Subsistenzwirtschaft eine 
wichtige Ergänzungsfunktion für den 
modernen Sektor der Exportkulturen 
zu: die Selbstversorgung der Bauern 
mit Nahrungskulturen ist relativ ge- 
sichert, der Aufkaufpreis der Export- 
kulturen (cash crops) kann entspre- 
chend niedrig gehalten werden. Das 
kommt einer indirekten Subvention der 
ausbeutenden Zwischenhändler und Han- 
delshäuser gleich, die selbst bei 


niedrigen Weltmarktpreisen noch Gewin- 
ne machen können. Dieser Mechanismus 
funktioniert selbst bei staatlichen 
Aufkaufgesellschaften und staatlicher- 
seits festgesetzten Aufkaufpreisen, 

da bei der Einkommensverteilung über 
den Aufkaufpreis immer bereits die 
Selbstversorgung einkalkuliert ist. 
Der niedrige Ankaufpreis für ihre 

cash crops zwingt nun die Bauern dazu, 
immer neue und größere Flächen mit 
cash crops zu bebauen, wenn sie ihren 
Lebensstandard verbessern oder bei 

den steigenden Preisen der Zivilisa- 
tionsgüter auch nur halten wollen. 


Diese strukturelle Fehlentwicklung 
der Sahel-Sudan-Zone soll nun mit Hil- 
fe von Entwicklungspolitik rückgängig 
gemacht werden. Dazu ist Vorausset- 
zung, daß die Abhängigkeit des Bauern 
wie auch des Staates von den Erlösen 
der cash crops (das ist der Teil der 
landwirtschaftlichen Produktion, der 
am Markt verkauft wird) aufgehoben 
wird. Eine solche Hoffnung aber über- 
sieht die Interessenverflechtung, die 
sich historisch zwischen den Nachfra- 
gern nach Baumwolle, Erdnüssen und 
Erdnußöl (also den imperialistischen 
Mächten) und der den Staat tragenden 
Klasse ergeben hat. Diese Interessen- 
verflechtung hat den Staat bzw. den 
Staatssäckel zum primären Interessen- 
ten an einer immer steigenden Produk- 
tion von z.B. Baumwolle gemacht. 


Als verhängnisvoll erweist sich die- 
ses neokoloniale System besonders 
durch die ökologischen Folgen der ex- 
portorientierten Kulturen. 


Das Verhängnis der Baumwolle 


Stabile oder sogar sinkende Preise 

für Baumwolle zwingen im Interesse 

der Finanzierung des Staatsapparates 
und der "Entwicklung" zu immer größe- 
ren Anstrengungen, die Produktion zu 
erhöhen. Das geschieht in erster Li- 
nie durch Ausweitung der Anbauflächen, 
immer rascher werden bisher vorüberge- 
hend ungenutzte Gelände für die Baum- 
wolle erschlossen - es werden nicht 
nur die Bäume abgeholzt und abge- 
brannt, sondern auch das Unterholz: 
die erste Phase der Zerstörung des 
Öko-Systems. Diese Ausweitung der An- 
bauflächen ließe sich durch den Über- 
gang zum Dauerfeldbau vermeiden: der 
dazu notwendige Einsatz von Dünger 
aber ist wirtschaftlich nicht zu tra- 
gen, weil der Dünger zu den immer teu- 
rer werdenden Industrieprodukten ge- 
hört, die aus Europa eingeführt wer- 
den. Daher wird 4-Felderwirtschaft be- 
trieben: im 1. Jahr Baumwolle, im 2. 
Jahr Hirse, im 3. Jahr,Sesam, z.B. im 
4. Jahr Brache. Dieser Kreislauf hat 
sich in der gesamten Zone als zu 

rasch erwiesen: weder kann sich der 
Boden regenerieren, noch wird der Ero- 
sion vorgebeugt, so daß der Wind die 
ohnehin dünne Humusschicht davonträgt. 


Das Resultat: Verminderung der Boden- 
qualität durch Mangel an vegetativer 
Erneuerung, Verminderung der Wasser- 
aufnahmsefähiokeit des Bodens, daher 
hohe Verdunstung und Verminderung der 
Drainagsefähigkeit des Bodens, daher 
zumindest in flachen: Gegenden Über- 
schwemmungen und rasches Abfließen 
der ohnehin spärlichen Regenfälle. 


Die immerhin denkbare Alternative der 
Gründüngung ist im großen Stil bisher 
auch nicht praktikabel gewesen, da 

der ökonomische Druck es nicht er- 
laubt, von dem 4-Jahres-Rhythmus abzu- 
weichen, so daß die einjährige Brache 
nicht ausreicht. Außerdem fehlen zur 
gezielten Gründung bisher die geeigne- 
ten Pflanzen, da die Pflanzengeneti- 
ker einen Bodendecker, der die lange 
Trockenzeit wenigstens zum größeren 
Teil übersteht, nicht entwickelt ha- 
ben; die landwirtschaftlichen For- 
schungsinstitute, die dieses Problem 
hätten lösen können, haben sich immer 
nur auf die Exportkulturen konzen- 
triert. 


Mithin werden Felder für den Baumwoll- 
ahbau verwandt, die dafür auch bei 
großzügiger Düngung, die aber für den 
Bauern nicht erschwinglich ist, nicht 
geeignet sind, für Hirse z.B. aber 
durchaus geeignet wären. 


Es ließe sich nun einwenden, daß es 
doch möglich sein müsse, ohne großen 
Aufwand erosionshemmende Anbaumetho- 
den, z.B. Konturpflüge, anzuwenden. 

In der Praxis zeigt sich jedoch, daß 
die landwirtschaftlichen Beratungs- 
und Förderungsorganisationen sich 
nicht um die Verbesserung der tradi- 
tionellen Landwirtschaft kümmern, son- 
dern fast ausschließlich zur Förderung 
der Exportkultur Baumwolle tätig sind: 
wo nicht direkt die CFDT (Compagnie 
Francaise pour le D&öveloppement des 
Fibres Textiles) als Interventions- 
und "Beratungs"-ÜOrganisation auftritt 
(wie z.B. in Nordkamerun), beschrän- 
ken sich die nationalen landwirt- 
schaftlichen Förderungsorganisationen 
auf die Funktion einer zentral gesteu- 
erten Produktionsmittelverteilung. 


Gefördert werden die Bauern, bei de- 
nen der Einsatz von modernen Produk- 
tionsmitteln sich "lohnt", die sich 
als erfolgreiche Agrarkapitalisten er- 
weisen. Die anderen bleiben zurück 

und verelenden zu Landarbeitern auf 
ihrem eigenen Land. Die in Europa so 
oft betonte Frage des Eigentums an Bo- 
den erweist sich hier als nicht rele- 
vant, weil sich diese Klassendifferen- 
zierung auf dem Lande auch ohne for- 
mal begründetes Verfügungsrecht über 
den Boden vollzieht. 


Der Versuch, von "oben" "rationalere' 
Anbaumethoden wenigstens auf Teilbe- 
reichen durchzusetzen, hat ebenfalls 
die Abhängigkeit verstärkende Effek- 
te: im Tschad setzte man in der Saison 
1972/73 erstmals Flugzeuge zum Ver- 
sprühen von Insektiziden und Herbizi- 
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den auf insgesamt 2 5DD ha Baumwoll- 
kultur ein. Deutlicher ließ sich wohl 
nicht der Widerspruch zwischen der 
Fiktion vom unabhängigen Kleinbauern 
und der Realität vom: proletarisierten 
Landarbeiter auf eigenem Boden aus- 
drücken. Diese "technologisch einwand- 
freie" Methode war übrigens gewählt 
worden, weil Kunstdünger zu wenig ef- 
fektiv war, der Einsatz von Naturdün- 
ger sich aber ebenfalls als nicht 
gangbar erwiesen hatte, weil Natur-_ 
dünger oft dazu beiträgt, bestimmte, 
der Baumwolle nicht nützliche Vegeta- 
tion zu fördern und bestimmte Insek- 
ten zu begünstigen, gegen die der in- 
dividuelle, daher kaum: kontrollierba- 
re und zudem teure Einsatz von Herbi- 
ziden und Insektiziden nicht effektiv 
genug war, so daß die Erträge pro Hek- 
tar sanken, nämlich buchstäblich auf- 
gefressen wurden. j 


Da jegliche Produktivitätssteigerung 
einerseits nur im Interesse der nicht 
direkt an der Produktion Beteiligten 
statthaben kann, andererseits den Ver- 
elendungsprozeß der großen Masse der 
Bauern fördert, ergibt sich auf der 
ökologischen Seite eine immer schärfe- 
re Akzentuierung des Raubbaus am Bo- 
den und des Drucks einer immer mehr 
ansteigenden Bevölkerung auf die immer 
knapper werdenden landwirtschaftlichen 
Ressourcen. Die zahlreichen Buschfeuer 
in den Baumwollanbaugebieten der Sa- 
hel-Sudan-Zone legen davon beredtes 
Zeugnis ab: auch wenn mittlerweile 

das Abbrennen des Busches verboten 
ist, bleibt dem Kleinbauern keine an- 
dere Wahl als den kurzfristigen Vor- 


Die Nomadenwege in den Süden sind gesäumt mit den Skeletten 


verhungerter Tiere. 


teil, der sich ihm durch das Abbren- 
nen des Busches bietet, zu nutzen. Es 
wird zwar kurzfristig eine gewisse 
Düngewirkung erzielt, Kleintiere und 
Insektenherde werden beseitigt, aber 
die Auslaugung des Bodens und die Ero- 
sion wird gefördert, der Wasserhaus- 
halt beeinträchtigt, der Prozeß der 
Verelendung nimmt zu. Die von ver- 
schiedenen Regierungen .der. Region ge-. 
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forderten. und geförderten Anstrengun- 
gen zur Weiterverarbeitung der Baunm- 
wolle in einheimischen Textilfabriken 
bauen zwar die Exportabhängigkeit we- 
nigstens teilweise ab, schaffen aber 
kaum Arbeitsplätze und haben den ver- 
hängnisvollen Nachteil, daß die ein- 
seitige Orientierung auf die Baumwoll- 
Kultur (Parade-Beispiel Tschad) eher 
noch verstärkt wird, statt daß eine 
auch ökologisch gebotene Diversifizie- 
rung der Landwirtschaft ins Auge ge- 
faßt wird. 


Die im großen Stil für den Export- 
markt betriebene Erdnußkultur ist den 
Bauern der Sahel-Sudan-Zone (insbeson- 
dere im Senegal, Mali und Niger) durch 
Maßnahmen der französischen Kolonial- 
verwaltung aufgezwungen worden (Kopf- 
steuer, landwirtschaftliche "Beratung" 
etc.) (4). Auch wenn die Erdnuß tradi- 
tionell angebaut wurde und ihr Laub 
immerhin den Vorteil hatte, als Vieh- 
futter zu dienen, während die Erdnuß 
selbst der menschlichen Konseumption 
diente, hat sich mittlerweile eine Ab- 
hängigkeit der Bauern von der Monokul-. 
tur Erdnuß und ein ständiger Zyklus 
von sinkenden Narktpreisen (bzw. al- 
lenfalls stabilen Aufkaufpreisen) (5), 
Verschuldung, Zwang zur Expansion des 
Erdnußanbaus, technologischer Stagna- 
tion und Verelendung entwickelt. Die 
sinkenden Weltmarktpreise bzw. Auf- 
kaufpreise für Erdnüsse und Erdnußöl 
sind auf der einen Seite erklärbar 
durch den langfristigen Verfall der 
Rohstoffpreise im Verhältnis zu den 
Industrieprodukten, indem eine ständi- 
ge Steigerung der Produktivität mensch- 
licher Arbeitskraft und der Arbeitslöh- 
ne stattgefunden hat, während die Pro- 
duktivität im landwirtschaftlichen Be- 
reich nur gering gestiegen ist. Auf 
der anderen Ssite werden die einzel- 
nen Gruppen von Ölproduzenten (Erd- 
nuß, Palmöl, Colza etc.) auch gegen- 
einander ausgespielt, weil mit der 
Substitution durch das jeweilig ande- 
re Produkt z.B. bei dar Nargarine-Her- 
stellung gedroht werden kann. Uhne An- 
baumethoden und Düngemittelbeigaben 
verbessern zu können, müssen die Bau- 
ern den bald erschöpften Boden aufge- 
ben und neuen Boden bestellen. Die 
verlassenen Anbaugebiete sind dabei 
ebenso anfällig für Erosion wie die 
Beseitigung eines erheblichen Teils 
der Vegetation bei der Erschließung 
neuer Anbauflächen das erosionsgefähr- 
dete Gebiet vergrößert. 


Viehzucht - der Mythos vom Status- 
symbol 


Allenthalben hält sich in der Litera- 
tur über die Sahel-Zone - und auch in 
den aktuellen Berichten über die Dürre 
- die Mär von der unrationellen Nut- 
zung eines an Kopfzahl zu großen Vieh- 
bestandes: der Mythos, die nomadisie- 
renden Viehhalter vergrößerten ihre 
Viehherden nur aus Prestige- und Sta- 


tusgründen, unterschlägt freilich die 
sozio-Öökonomische Basis einer unratio- 
nellen Viehhaltung. Die aktuellen 
Überweidungsphänomene sind nämlich 
keineswegs die Ursache, sondern allen- 
falls die Folge ökonomischer Regres- 
sionsprozesse. Dem auf Grund stärkerer 
wirtschaftlicher Entwicklung der Kü- 
stenzonen gewachsenen Fleischbedarf 
können die Anbieter bei gegebener 
schlechter Infrastruktur (z.B. unzu- 
reichende Viehtriften, auf denen das 
Vieh zu den Auflauf- bzw. Verbrauchs- 
zentren getrieben wird, Mangel an ge- 
eigneten Wasserstellen to) nur durch: 
Erhöhung der Kopfzahlen gerecht werden: 
konstant geblieben ist bisher der Ge- 
wichtsverlust der Tiere bis zum Auf- 
trieb bei den Schlachthöfen. Steige- 
rung der Kopfzahlen aber bedeutet 
Überweidung, mithin eingeschränkte Re- 
generationsfähigkeit des Grasbestan- 
des, die noch dadurch verstärkt wird, 
daß schnellnachwachsende Grassorten 
für die Sahel-Zone nicht entwickelt 
wurden. Darüber hinaus hat das Bestre- 
ben der Regierungen der Sahel-Zone, 
die Nomaden kontrollieren zu können, 
sie z.B. daran zu hindern, Grenzen zu 
überschreiten, um auf den jeweils 
preisgünstigsten Mäfkten ihr Produkt 
anbieten zu können, dazu geführt, daß 
sie nicht mehr den Ort der "optimal- 
sten Produktionsbedingungen" aufsu- 
chen konnten, so daß sich die Überuei- 
dung und die Strapazierung der.ohne- 
hin in der Regel unzulänglichen Brun- 
nen mit der Folge des Absinkens des 
Grundwasserstandes noch verschärften. 
Die Notwendigkeit, einen immer stär- 
ker anwachsenden, aber nicht unbe- 
dingt produktiven "modernen" Sektor - 
der fest in der Hand des Staates oder 
ausländischer Interessen ist - mit- 
tels Steuerabschöpfung auch bei den 
Nomaden zu finanzieren, tat ein Übri- 
ges; die nomadisierenden Viehhirten 
wurden gezwungen, sich selbst ihrer 
Produktionsvoraussetzungen zu berau- 
ben. Der Einfluß der Viehhaltung durch 
seßhafte Bauern, deren Herden in der 
Regel von Kindern gehütet werden und 
die daher nur im unmittelbaren Umkreis 
von Ansiedlungen grasen, und einer Po- 
litik, leistungsfähige und "moderne" 
Brunnen an zentralen Ürten zu errich- 
ten, auf die Ökologie ist darüber hin- 
aus erheblich: Konzentration von Vieh- 
beständen, zu denen auch Ziegen zu 
zählen sind, auf engem Raum bewirkt 
oft irreversible Erosionsschäden. Die 
Notwendigkeit, die eigene Existenz zu 
sichern, treibt dann den durchaus ra- 
tional handelnden Bauern dazu, syste- 
matisch Raubbau am Produktionsmittel 
Boden zu betreiben. 


Die Folge von "Modernisierung": 
Die traditionelle Hacke 


Es ist nicht erstaunlich, daß der Ver- 
elendungsprozeß der großen fllasse der 
afrikanischen Bauern der Sahel- und 
Sahel-Sudan-Zone mit einem technologi- 


schen Rückschritt einhergeht. Zu Be- 
ginn des Kolonialismus verrichtete 

der Bauer seine Arbeit mit der Hacke, 
nach Jahrzehnten angeblicher Moderni- 
sierung im Namen der abendländischen 
Zivilisation hat er immer nur nech 

die Hacke in der Hand. Gerade in Baum- 
woll- und Erdnuß-Anbaugebieten hat 

die Einführung modernerer Technologie, 
die allerdings in Europa entwickelt 
und von dort importiert wurde, wie 
z.B. die Verwendung von Pflügen, die 
in der Regel zu schwer waren, zum 
Raubbau am Boden erheblich beigetra- 
gen und die Erosion gefördert. 


Die wenigen Bewässerungssysteme, die 
bisher im Sahel betrieben werden - die 
geringe Zahl erklärt sich aus dem Niß- 
verhältnis zwischen den Investitions- 
kosten und den notwendigerweise gerin- 
gen Erlösen für ein Produkt, dessen 
Preis auf dem Weltmarkt tendenziell 
sinkt - berücksichtigen in der Regel 
nicht die geringe Drainagefähigkeit 
des Bodens: Versalzung im großen Stil 
ist die Folge, so daß die Erträge 

noch weiter sinken. 


Angepaßte Technologien außer der Hak- 
ke sind ebenfalls bisher weder bei 
Düngemitteln noch bei landbautachni- 
schen Geräten entwickelt worden, weil 
der lokale "Markt" weder die Entwick- 
lungskosten noch die Herstellungsko- 
sten tragen kann: die Folge davon 
ist, daß Kunstdünger, der z.B. für 
Baumwolle noch geeignet ist, auch für 
den Reisanbau verwandt wird; den Bau- 
ern wird "Modernisierung" verkauft, 
de facto wird ihre Verelendung geför- 
dert. 


Grüne Walle gegen die Wüste? 


Nahezu die gesamte Presse, die es 
überhaupt für nötig befand, über die 
Dürrekatastrophe mehr als einige all- 
gemeine Informationen zu verbreiten, 
berichtete vor einiger Zeit von Verän- 
derungen im Großklima der gesamten 
Sahel- und Guinea-Zone. Es wurde die 
Auffassung wiedergegeben, daß die Ent- 
waldung in der südlich gelegenen Kü- 
stenzone zu einem bedeutenden Aus- 
trocknungsprozeß in den weiter nörd- 
lich gelegenen Regionen geführt habe. 
Diese Auffassung, die besonders von 
dem James Grant, einem schottischen 
Klimatologen auf dem Symposium über 
die Dürre in Afrika in der School of 
Oriental and African Studies in Lon- 
don vom 19.-21. Juli 1973 vertreten 
wurde, verdient genauere Untersuchung, 
wenn man sie nicht als eine Variante 
von der Naturgegebenheit der Dürre ab- 
tun will. 


Unter der Annahme, daß Entwaldung im 


großen Stil großklimatische Folgen ha-, 


ben kann, wie der Mittelmeerraum ei- 
gentlich beweist, ist zu fragen, wo- 
her die Entwaldung denn nun eigent- 
lich kommt. Als Teilantworten können 
gelten: der verfügbare Boden wurde 
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stärker für profitorientierte Kultu- 
ren und Nahrungsmittelkulturen. ge- 
nutzt, im kolonialen und neokolonia- 
len System hat der Bauer keine andere 
Möglichkeit, als die. Brandrodung des 
"Wanderfeldbaus" auch: im Bereich des 
tropischen Regenwaldes voranzutreiben. 
Zudem wird das Holz des tropischen Re- 
genwaldes verstärkt für Bauzwecke etc. 
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„Ich versteh nicht, wieso dreiviertel der Menschheit angeblich hungern — 
dies Lokal ist immer proppenvoll!“ 


genutzt, wobei besonders einige S0r- 
ten das Interesse des europäischen 
Marktes fanden. Die Wälder wurden 
aber nicht etwa "abgekämmt", sondern 
es wurde und wird z.T. heute noch oh- 
ne Unterschied abgeholzt, vornehmlich 
in Gabon, Kamerun und in der Elfen- 
beinküste: ein klassischer Fall von 
"Rentabilität" im internationalen Sy- 
stem mit entsprechenden Folgen des 
Raubbaus an nationalen Ressourcen. 
Die holzschlagenden Gesellschaften 
sind zudem klassische neokolonialisti- 
sche Unternehmen; sie gehören in der 
Regel direkt Ausländern, nicht einmal 
die nationalen Bourgeoisien haben das 
Rentabilitätsinteresse dieser firmen 
bisher bremsen können, sondern sind 
allenfalls direkt und indirekt daran 
Teilhabende. 


Welche Effekte hat nun dieser Raubbau 
am Regenwald? 


Ganz sicher gibt es kleinklimatische 
Wirkungen: das Wasser wird schlechter 
gehalten, verdunstet schneller, die 
Temperaturen steigen. Die Erosion 

wird gefördert, die Humusschicht wird 
nicht mehr durch verwesende Pflanzen- 
bestandteile ständig regeneriert, son- 
dern der Regen wäscht den Boden weg, 
die Windschutzfunktion des Waldes ver- 
mindert sich. Grundwasserzonen, die 
sich oft über hunderte von Kilometern 
erstrecken und die vom tropischen Re- 
Jenwald gespeist werden, verändern 
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sich, verlieren an Bedeutung. 


Aber selbst im Bereich dieser klein- 
klimatischen Veränderungen fehlt es 
an gesicherten Daten. Stärker tritt 
dieses Problem noch im Bereich der 
großklimatischen Datensammlung über 
langfristige Beobachtungszeiträune 
hinweg auf: man ist auf Vermutungen 
angewiesen, die indes einen hohen 
Grad an Plausibilität haben. 


Als gesichert kann indes gelten, daß 
die über dem tropischen Regenwald auf- 
steigende, ralativ kühle Feuchtigkeit 
zu verstärkter Wolkenbildung führt, 
die, wie man hat beobachten können, 
auch weiter im Norden Regenfälle nach 
sich zieht. In welchem Umfang aller- 
dings die Regenfälle der Sahel-Zone 
von einem sich bei relativ kühlen Tenm- 
peraturen vollziehenden Verdunstungs- 
prozeß in der Guinea-Zone abhängig 
sind, kann mangels Daten verbindlich 
nicht gesagt werden, obwohl Fachleute 
vermuten, daß eine relativ starke Be- 
ziehung besteht. 


Es verwundert daher nicht, wenn der 
groß herausgestellte Vorschlag der 
langfristigen Strukturveränderung in 
der Sahel-Zone, nämlich wieder aufzu- 
forsten, von einigen Unklarheiten be- 
gleitet ist. Erscheint es wirklich so 
plausibel, Bäume gegen die Wüste in 
:der eigentlichen Sahel-Zone zu pflan- 
zen, wenn ein wesentlicher Faktor der 
Klimaänderung ein von menschlicher Tä- 
tigkeit induzierter Faktor in einer 
ganz anderen Region ist? Was wäre für 
eine erfolgversprechende Aufforstung 
in Guinea-Zone und Feuchtsavanne der 
Sahel-Sudan-Zone nötig? Selbst unter 
der Annahme, daß eine Aufforstung im 
Sahel-Gebiet eine Art "grünen Wall ge- 
gen die Wüste" würde darstellen kön- 
nen, so scheinen doch einige Illusio- 
nen über die Kosten und die Durchführ- 
barkeit zu herrschen: entweder müßte 
das Gebiet des grünen Walls auf Jahr- 
zehnte eingezäunt werden, oder es müß- 
te fast vollständig entvölkert werden, 
damit die Bäume ungestört wachsen kön- 
nen. Beide technokratischen Lösungen 
verursachten Kosten in Milliarden- 
Höhe und würden vielleicht ein Pro- 
blem durch die Schaffung mehrerer neu- 
er Probleme lösen. 


Die Tatsache, daß in diesem Bereich 
bisher zu wenig getan worden ist, hat 
indes Konsequenz: Wiederaufforstung 

in großem Stil entspricht nicht den 
kurzfristigen Kapitalverwertungsinter-. 
essen derjenigen, die von dar heuti- 
gen Situation profitieren. Wird den- 
noch aufgeforstet, so orientiert sich 
diese Maßnahme an ökonomischen, nicht 
ökologischen Aspekten: der traditionel- 
le Mischwald, dessen positive Funktion 
im Kleinklima unumstritten ist, wird 
durch schnellwüchsige, rentable Arten 
abgelöst, die aber nicht das leisten 
können, was der tropische Regenwald 
oder selbst der Wald (z.3. Galeriewal- 
des) in der Feuchtsavanne leisten 

kann. Deutlicher noch wird das be- 


grenzte Interesse an. Aufforstung an 
den vielgepriesenen Aktivitäten um 
Fort-Lany (Ndjamena)/Tschad: hier wur- 
den rund 1 DDD ha rund um die Haupt- 
stadt mit relativ schnellwüchsigen 
Bäumen bepflanzt, wobei das vorrangi- 
ge Ziel nicht einmal ist, Brennholz 
für die schnellwachsende Bevölkerung 
der Hauptstadt zu garantieren, son- 
dern es vornehmlich darum geht, die 
Stadt zu "entstauben", den warmen lü- 
stenwind Harmattan daran zu hindern, 
ungehindert durch die Straßen der 
Stadt zu fegen. 


Entvölkerung - Bankrott-Erklärung 
eines Systems 


Die andere wesentliche, von den Stra- 
tegen langfristiger Strukturänderung 
propagierte Lösung des Problems Sahel- 
Zone besteht in der systematischen 
Entvölkerung von Regionen, die als 
nicht mehr rentabilisierbar angesehen 
werden. Das BMZ erklärt in seinen Pro- 
gramm zur langfristigen Entwicklung 
der Sahel-Zonse: "Dieses Klimazone (die 
eigentliche Sahel-Zone). sollte aus- 
schließlich der Viehwirtschaft vorbe- 
halten bleiben. Die Hauptziele ent- 
wicklungspolitischer Bemühungen in 
dieser Zone müssen sein: a) ein ange- 
messenes Verhältnis zwischen und 
menschlicher und tierischer Popula- 
tion einerseits und den vorhandenen 
Ressourcen andererseits herzustellen 
(d.h. Verringerung der Bevölkerung 

und des Viehbestandss) und b) die re- 
duzierte Viehwirtschaft zu intensivie- 
ren. Maßnahmen zum ersten Hauptziel 
können nur marginal in der eigentli- 
chen Sahel-Zone ergriffen werden. Ge- 
wisse zusätzliche Beschäftigungsmög- 
lichkeiten könnten sich durch die 
Schaffung kleinerer Gewerbebetriebe 
zur Verarbeitung viehwirtschaftlicher 
Nebenprodukte, wie Häute und Felle ar- 
geben. Die eigentlichen Bemühungen in 
dieser Richtung müssen in der Sahel- 
Sudan-Zone und der Guinsa-Zone ansset- 
zen, hauptsächlich durch Schaffung 

von Beschäftigungsmöglichkeiten im ge- 
werblichen Bereich basierend auf der 
vorhandenen. landwirtschaftlichen Pro- 
duktion und durch Verlagerung bestimm- 
ter Teilbereiche der Viehwirtschaft, 
Maßnahmen, die die Abwanderung von 
Menschen aus der eigentlichen Sahel- 
Zone bewirken könnten." (S. 4 und 3D) 
Angesichts des säkularen Pauperisie=.. 
Tungsprozesses in der gesamten Region 
mutet eine solche Argumentation gera- 
dezu zynisch an: eine realistische. Be- 
trachtungsweise muß davon ausgehen, 
daß die Arbeitsplätze, die zü schaf- 
fen wären, eben nicht geschaffen wer- 
den können. Eine Politik, die ein aus- 
gewogenes Verhältnis zwischen Bevölke- 
rung und Ressourcen z.B. durch Schaf- 
fung eines ausgewogenen Verhältnisses 
zwischen cash crops und Nahrungsmit- 
telkulturen anstrebt, Üübersieht ganz 
einfach, daß der ökonomische Druck 


auf cash crops und Vishwirtscnaft zu 
einer säkularen Verschlechterung der 
landwirtschaftlichen Ressourcen ge- 
führt hat, von der die gesamte Region 
betroffen ist. Umsiedlungsaktionen 

auf "freiwilliger Basis" setzen sich 
daher dem Verdacht aus, den Könzentra- 
tionslagern der Nazis, Portugiesen 

und Südafrikaner verwandt zu sein. Es 
wird sich zudem wohl keine Regierung 
des Sahel auf lange Sicht das Risiko 
leisten können, durch riesige Umsied- 
lungsaktionen den Keim zu Bürgerkrie- 
gen in den ökonomisch eventuell noch. 
rentabilisierbaren Regionen zu legen: 
bereits jetzt stellen ja die Konflik- 
te zwischen nomadisierender Bevölke- 
rung und seßhaften Ackerbauern erheb- 
lichen politischen Sprengstoff dar; 
lieber lassen die Regierungen Millio- 
nen verhungern, wenn sich nicht mit 
derartigen Umsiedlungsaktionen die 
Chance böte, die nomadisierende Bevöl- 
kerung in den Griff zu bekommen und 

zu guten Steuerzahlern und kontrol- 
lierbaren Bürgern zu machen, mithin 
sie zu "rentabilisieren". Die tschadi- 
sche Regierung, die bereits Umsied- 
lungsaktionen in Angriff genommen hat, 
übrigens keineswegs auf freiwilliger 
Basis weder bei den Umgesiedelten 

noch bei den Aufnehmenden, hat be- 
reits erhebliche Polizeikräfte einset- 
zen müssen, um die Konflikte um die 
gerechte Verteilung. der ja auch in 

der Sahel-Sudan-Zone nicht gerade 
reichlich vorhandenen Nahrungsmittel 
zu schlichten. 


Der Mythos von der Modernisierungs- 
feindlichkeit der Bauern 


Ein interessantes Argument in der Dis- 
kussion um die Sahel-Zone, das sowohl 
bei der Ursachen-Analyse als auch bei 
der Schwierigkeit langfristiger Struk- 
turveränderung immer wieder eine Rol- 
le spielt, ist das von der Modernisie- 
rungsfeindlichkeit der ländlichen Be- 
völkerung, die sich den Bestrebungen, 
die Produktivität der Landwirtschaft 
zu erhöhen, entzöge. Wer indes in der 
Sahel-Zone von Produktivitätssteige- 
rung redet, meint in der Regel cash 
crops und erfaßt Nahrungsmittelkultu- 
ren nur als Residualkategorie, die 
"nicht zu vernachlässigen" ist. Die 
Intensivierung der Anstrengungen in 
einem Bereich muß indes notwendiger- 
weise zur Vernachlässigung des ande- 
ren Bereiches führen; dieser Konflikt 
ist bisher von allen Entwicklungs- 
strategien unterschlagen worden. Dar- 
über hinaus hliebe zu fragen, wer denn 
von einer Steigerung der Produktivität 
im landwirtschaftlichen Bereich profi- 
tieren würde: der kleine Bauer, die 
nationale Bourgeoisie, die sich im 
Staat verkörpert, oder die ausländi- 
schen Interessen, die man als Baum- 
woll- und Margarine-Imperialismus be- 
zeichnen kann? Unter den herrschenden 
gesellschaftlichen Bedingungen in der 
Sahel-Zone setzt sich die Politik der 


47 


Effektivierung der landwirtschaftli- 
chen Produktionsreserven erst einmal 
dem Verdacht aus, nur eine Effektivie- 
rung der Ausbeutung und .der Klassen- 
differenzierung zu .sein: jegliche Mo- 
dernisierung der LändwWirtschaft wird 
derzeit vom "modernen" Sektor absor- 
biert; die herrschenden Klassen von 
Funktionären und Politikern im Verei- 
ne mit einer parasitären, ausländi- 
schen Händlerschicht und dem ausländi- 
schen Kapital, wenn es auch von Euro- 
pa aus betrachtet nur eine marginale 
Rolle spielt, können eine Modernisie- 
rung nur in dem Maße erlauben, als 

sie das vom Staat getragene Ausbeu- 
tungssystem, dessen Eckpfeiler der in 
abhängiger Arbeit produzierende Bauer 
ist, nicht tangiert, sondern allen- 
falls "verbessert". Daß die Bauern im 
Bewußtsein, vom modernen Sektor ausge- 
beutet zu werden, jeglichen Moderni- 
sierungsbestrebungen, die keine Ver- 
besserung ihrer Lage bringen, sich wi- 
dersetzen, ist nur allzu verständlich. 
Dieser bisher unorganisierte Wider- 
stand hat verschiedene Formen gezeigt: 
gelegentliche Rebellionen gegen Steu- 
ereintreiber, der wachsende Wider- 
stand gegen die Baumwollkultur und be- 
sonders gegen dei Baumwollpreis (der 
von staatlicher Seite festgesetzt 
wird), die Flucht in die staatlicher- 


seits nicht geförderten Nahrungsmit- 
telkulturen und nicht zuletzt die 
Landflucht müssen dazugezählt werden. 
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Entwicklungshilfe als permanente 
Katastrophenhilfe 


Spätestens hier stellt sich die Frage, 
welche Funktion die Sahel-Zone im in- 
ternationalen System denn überhaupt 
hat. Im Grunde entspricht das kolonia- 
le und neokoloniale System in dieser 
Region der Rückständigkeit des in die- 
sem Bereich engagierten Auslandskapi- 
tals (Baumwolle, Margarine hauptsäch- 
lich) (6). Die Region hat die Funk- 
tion des Reservoirs von billigen Ar- 
beitskräften (besonders Übervolta, 
Tschad) für die Küstenregion, sie 

soll billige Agrarprodukte (Erdnüsse, 
Erdnußöl, Vieh und Baumwolle) für den 
Weltmarkt oder den regionalen Markt 
liefern und den Absatz technologisch 
einfacher Produkte der Metropolen 

oder Submetropolen (in letzter Zeit 
z.B. verstärkt Nigeria) garantieren. 
Gerade die Rückständigkeit des in 
dieser Region engagierten französi- 
schen Kapitals verstärkt indes die 
Notwendigkeit, an einer neokoloniali- 
stischen Strategie festzuhalten. Da- 
bei ist erstaunlich, daß sich Frank- 
reich in seiner Politik von eben die- 
sem Kapital (Textilfabriken, Margari- 
nefabrikanten, Handelshäuser) so 

stark besinflussen läßt. Das kann nur 
damit erklärt werden, daß die neokolo- 
nialistische Strategie unteilbar ist, 
denn es besteht die Gefahr, daß Frank- 
reich seinen Einfluß auf die Elfen- 
beinküste und andere lukrative Regio- 
nen des Küstenraumes verliert, wenn 
Mali, Obervolta, Niger und Tschad 
nicht mehr die Funktionen wahrnehmen 
können, die ihnen in diesem System zu- 
gedacht sind. Es wäre indes denkbar, 
moderne Industrie (extraktive und ver- 
arbeitende Industrie, die lediglich 
die billige Arbeitskraft ausnützt) 
auch im Sahel anzusiedeln. Am Aufbau 
eines solchen "madernen Saktors", 

ganz abgesehen.davon, daß er von au- 
ßen initiiert und dirigiert werden 
würde, hätte vor allem die herrschen- 
de Klasse, die den Staat unter sich 
aufteilt, ein Interesse, weil davon 
die Staatsfinanzen profitieren würden, 
über die diase Klasse allein nach ih- 
rem Belieben verfügt, und die sie 

aber. nicht für die Verbesserung der 
Situation der ländlichen Bevölkerung 
verwendet. 


Tendenziell könnte sich mit der Förde- 
rung eines solchen modernen Sektors 
ein historischer Prozeß ergeben, in 
dem der Staat auf die Ausbeutung der 
ländlichen Massen weitgehend verzich- 
ten kann, ihnen stattdessen eine Rol- 
le zuweisen kann, bei der es nur noch 
um Konflikt-Management geht. Für sol- 
che Aufgaben ist der Staatsapparat 
der Sahel-Staaten mit seinen Polizei- 
Armeen ohnehin besser gerüstet als 
für eine Entwicklung des ländlichen 
Raumes. Auf eins solche neue neokolo- 
nialistische Strategie stellt das BMZ 
in seinem langfristigen Struktur-Pro- 


gramm für die Sahel-Region indes -({noch, 
nicht ab: es redet nur, ohne das in- 
haltlich näher zu umreißen (!), von 
der Notwendigkeit, Millionen von Ar- 
beitsplätzen in den:überhaupt rentabi- 
lisierbaren Regionen zu schaffen, da 
die eigentliche Sahel-Zone offenbar 
als nicht "entwicklungsfähig"” angese- 
hen’ wird bzw. allenfalls die Rolle ei- 
nes afrikanischen Argentinien mit ei- 
ner rentablen Fleisch-Produktion zu- 
gewiesen bekommt. 


Ohnehin verdient die Funktion auch 
der Entwicklungshilfe in dieser Re- 
gion genauere Beachtung. Europa hat 
bisher die Sahel-Region trotz aller 
gegenteiligen Bekundungen Frankreich 
und dem von Frankreich gestsusrten 
Fonds Europ&sen de Döveloppement (FED) 
als Zone ungehinderter Entfaltung 
überlassen. Die Möglichkeiten der an- 
deren europäischen Länder, eine 'pro- 
gressive'! Entwicklungspolitik zu be- 
treiben, sind bisher nicht genutzt 
worden; die Chancen, daß eine solche 
Politik betrieben wird, sind minimal. 
Eine Entwicklungspolitik, die sich 
als eine Fortschreibung und geringfü- 
gige quantitative Verstärkung bisheri- 
ger Praxis erweist und an der ledig- 
lich neu ist, daß sie sich als lang- 
fristig versteht, verdient im Grunde 
nur den Namen "permanente Katastro- 
phenhilfe"”. Eine Strategie, die sich 
an die Strategien der herrschenden 
Klasse im Sahel anlehnt und bei die- 
ser rückversichert, wie es in den Elo- 
gen auf das "vernünftige Programm" 


(7) des "Comit& permanent Interätats 
de Lutte contre la Sech&r£&rse dans le 
Sahel' (CILSS) zum Ausdruck kommt, 
ist letztlich Krisen-Management und 
damit das Gegenteil von langfristiger 
Strukturpolitik. 
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gramm mit einem Finanzaufwand von 


rund 7,6 Mrd DM für die 6 Sahel- 
Staaten, das von Experten in Form, 
einer Liste wünschenswerter Einzel- 
projekte aufgestellt wurde, stri- 
chen die Regierungschefs der Län- 
der auf ein Volumen von 2,1 Mrd DM 
zusammen, die für ebenfalls 10 Jah- 


RESOLUTION 


In einem Moment, wo der Premiermini- 
ster von Übervolta zugibt, daß in den 
nächsten Wochen 200 000 Menschen auf 
Grund der andauernden und sich ver- 
schlimmernden Dürre im Sahel vom Hun- 
gertod bedroht sind (Le Monde 15.1. 
74), ist es wichtig, die Bedingungen, 
unter denen die Hilfsmaßnahmen organi- 
siert werden und die für die Zukunft 
vorgeschlagenen Lösungen zu hinterfra- 
gen. 


Zu allererst muß festgestellt werden, 
daß nur spärliche Informationen aus 
den Sahel-Ländern kommen. Journali- 
sten und Forscher werden aus den Kata- 
strophengebieten herausgehalten. Es 
wurden keine zahlenmäßigen Schätzun- 
gen über die Verluste an Menschenle- 
ben gegeben; es wurde kein Bericht 
über die Versorgungslage der Bevölke- 
rung, das Funktionieren der Flücht- 
lingslager, die Verwendung der Hilfs- 
gelder veröffentlicht. Die von den in- 
ternationalen Organisationen vorgenom- 
menen Untersuchungen verbleiben in 

den Händen von einigen Technikern und 
Verwaltungsleuten. Die öffentliche 
Meinung ist besser über das mögliche 
Aussterben von dieser und jener Tier- 
art unterrichtet denn über die Le- 
bensgefahr, die auf 7 Millionen Afri- 
kanern lastet.. 


Aber die wenigen Nachrichten, die 
trotzdem durchsickern, verdeutlichen 
die Gefahr, daß die Hilfe für mehr 
opportunistischs denn humanitäre Zie- 
le verwendet und zweckentfremdet wird. 
Die bislang getroffenen Maßnahmen, 

wie die Schaffung von Flüchtlingsla- 
gern, haben nur bewirkt, daß ein Teil 
der betroffenen Bevölkerung örtlich 
fixiert und vor allem die Massenflucht 
in die Städte unterbunden wurde; aber 
die in den Lagern verteilten Nahrungs- 
mittel genügen bei weitem nicht, das 
Überleben der Flüchtlinge zu sichern 
und ihnen zu erlauben, die Mangeler- 
scheinungen zu überwinden, unter de- 
nen’ sie deshalb nun ihr Leben lang zu 
leiden drohen. 


Darüber hinaus scheinen einige Stu- 
dien und gewisse "Rettungs"projekte 
in den Sahel-Regionen weniger dem 
Zweck zu dienen, die Lebensbedingun- 
gen der Katastrophenbevölkerung wie- 
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re reichen sollen. Ub sich mit 
‚einem Beitrag dieser Grüßenord- 
nung (rund 30 Mio DM pro Jahr pro 
Land) strukturelle .Fehlentwicklun- 
gen korrigieren lassen, erscheint 
nehr als zweifelhaft, 


(Verfasser: Afrikaforscher an der Ecole Pra- 
tique des Hautes Etudes Universitaires, 6. 
Sektion, Paris. UVebersetzung: pa) 


derherzustellen und zu verbessern, 

als auf den so kommoderweise von ih- 
ren Besitzern verlassenen Ländereien 
eine ertragreiche Landwirtschaft und 
Viehzucht aufzubauen, um angesichts 
der drohenden weltweiten Lebensmittel- 
verknappung die Ernährung der reichen 
Länder sicherzustellen. 


Die vom Hunger geschlagenen Völker, 
die in diesem Unglück ganz von den 
Entscheidungen der kapitalistischen 
Länder abhängen, scheinen also bis in 
die äußerste Not hinein den Zwängen 
der Profitwirtschaft unterworfen wer- 
den zu müssen. 


Deshalb schließen sich die Unterzeich- 
neten der Resolution an, die am 19. 
Dezember 1973 auf dem Internationalen 
Afrikanistenkongreß in Addis Abeba 
(Congr&s International d'’Etudes Afri- 
caines) einstimmig angenommen wurde, 
und fordern, daß alle Informationen 
über den Stand und dies Organisation 
der Hilfsmaßnahmen verbreitet werden. 
Sie stellen fest, daß von den betrof- 
fenen Regierungen und vor allem von 
der französischen Regierung keine den 
Ausmaßen der Katastrophe angemessene 
Dringlichkeitsmaßnahmen ergriffen wur 
den, um sofort die bedrohte Bevölke- 
rung zu retten. 


Sie unterstreichen, daß umfassende 
Maßnahmen ergriffen, werden müssen, 
die deshalb nicht der Mildtätigkeit 
überlassen werden können, sondern das 
Handeln der Regierung erfordern. Sie 
glauben, daß ihre Finanzierung aus Ööf- 
fentlichen Geldern und der Besteuse- 
rung jener Profite, die, vor allem in 
Frankreich, durch die Ausbeutung von 
afrikanischen Arbeitskräften und Roh- 
stoffen realisiert werden, sowie 
durch die Besteuerung des Handels 

mit Afrika erfolgen muß... 


Man muß sich der Tatsache bewußt wer- 
den, daß im 20. Jahrhundert der Hun- 
gertod als Folge von Naturkatastro- 
phen mehr mit der Politik der Men- 
schen denn mit den Zufällen des Ge- 
schicks zu tun hat. 


Kollektiv von Afrikaforschern 
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GUINEA-BISSAU 
AUSZÜGE AUS DER VERFASSUNG 


Vorwort 


A. Cabrals Kennzeichnung der nationa- 
len Befreiung als einer Revolution, 
die "nicht in dem Moment aufhört, 

wenn die nationale Flagge gehisst und 
die Nationalhymne gespielt wird", ist 
bereits zum geflügelten Wort geworden. 
Die Ausrufung der Unabhängigkeit von 
Guinea-Bissau am 24.9.73 in einer 
Waldlichtung von Boe im Süden des Lan- 
des (1) war keine "einseitige Unabhän- 
gigkeitserklärung" einer Minderheit 
nach rhodesischem Muster, auch keine 
ausgemauschelte Übergabe des Louver- 
neurspalastes von der Kolonialmacht 

an eine kleine afrikanische "Elite". 
Sie war in mehr als 15jähriger inten- 
siver Mobilisierung der Volksmassen 
für das Ziel der demokratischen natio- 
nalen Selbstbestimmung gereift und 
wurzelte im Vertrauen eines kleinen 
Volkes, aus eigener Kraft die im be- 
waffneten Kampf errungene faktische 
Unabhängigkeit zu festigen und sich 
selbst mittels der Organe der Selbst- 
verwaltung zu regieren, die in jahre- 
langer Aufbauarbeit erprobt und für 
gut befunden worden waren. In diesem 
Sinne war es nur ein untergeordnetes 
Ziel, die Möglichkeiten für bilatera- 
le und internationale Beziehungen zu 
schaffen, um den portugiesischen Kolo- 
nialismus noch weiter in die weltwei- 
te Isolierung zu treiben: so machen 
die Verlautbarungen der UND deutlich, 
daß jede Anerkennung der Republik Gui- 
nea-Bissau und jede Aufnahme von dip- 
lomatischen Beziehungen einer Verur- 


teilung Portugals als fremder Besatzer- 


macht gleichkommen. Die 8Bmonatige Kam- 


pagne zur Wahl der 1. nationalen Volks- 


versammlung im Jahre 1972 und die dar- 
auffolgende konstituierende Sitzung 
der Nationalversammlung, die Proklama- 
tion der Unabhängigkeit, die Verkündi- 
gung der Verfassung und die Wahl der 
Staatsorgane wurden aber vor allem 

als Mittel eingesetzt, um das Beuwußt- 
sein der Massen zu heben und deren 
Wachsamkeit zu stärken. 


So ist denn auch die Verfassung, die 
wir auszugsweise als Dokument veröf- 
fentlichen, kein Fetzen Papier, der 
unabhängig von Raum und Zeit dasteht. 
Sie bestimmt die nächsten Etappen des 
Befreiungskampfs, sie umschreibt die 
übergeordneten, nationalen und regio- 
nalen Organe der Volksherrschaft und 
weist den Weg, wie das Volk die er- 
rungens politische, wirtschaftliche 
und kulturelle Unabhängigkeit vertei- 
digen und dem letztendlichen Ziel deı 
"Befreiung der nationalen Produktiv- 
kräfte", der Abschaffung der Ausbeu- 
tung des Menschen durch den Menschen 


näherbringen kann. 


1. Der Kampf um die Befreiung des 
Landes geht weiter 


Noch befinden sich einzelne Städte 

und Landbezirke sowie die Inseln (Bis- 
sagos, Kapverden) in den Händen der 
Portugiesen. Der Befreiungskrieg hält 
an. Die portugissischen Streitkräfte 
haben die Unabhängigkeitserklärung 

mit verschärftem Bombenterror bsant- 
wertet (2), mußten aber Verluste hin- 
nehmen, weil die regulären Armseinhei- 
ten von Guinea-Bissau ihre Aktionen 
intensiviert haben (3). 


Die Verfassung läßt über die nächste 
Etappe des Befreiungskampfes keinen 
Zweifel aufkommen. Guinea-Bissau ist 
ein antikolonialistischer und antiin- 
perialistischer Staat (Art. 1), zu 
dessen Vollendung die Herstellung der 
Einheit von Guinea-Bissau und den kap- 
verdischen Inseln gehört. Die Interes- 
sen der imperialistischen Mächte rich- 
ten sich vor allem auf die Kapverden, 
wo die portugiesische Kolonialmacht 
die Schutzfunktion über die NATO-Ba- 
sen auf den benachbarten Azoren über- 
nimmt und den freien Verkehr auf der 
Kaproute sichert, die seit der Schlie- 
BRung des Suez-Kanals für den Handel 
mit dem Mittleren Osten und die Ener- 
gieversorgung der Industriestaaten 
stark an Bedeutung gewonnen hat. Das 
vorherrschende Interesse ist aber 
strategischer Natur: so dient der US- 
Stützpunkt auf den Azoren als Nach- 
schubbasis der USA nach Israel (4) 

und zur Überwachung des afrikanischen 
Kontinents, und die guten Beziehungen 
der PAIGEC zu den Ländern des Ostblocks 
und der VR China werden als Vorwand 
vorgeschoben, die UdSSR und Ehina hät- 
ten es auf die Kapverden als Gegenpol 
zu den Azoren abgesehen (5). 


Noch finden auf den Kapverden keine 
bewaffneten Auseinandersetzungen 
statt. Doch die Verfassung verhindert 
jeden Kompromiß, etwa in der Form, 
durch Verzicht auf die. Inseln von den 
Portugiesen (und den NATD-Ländern) 
die Anerkennung der Unabhängigkeit 
des Festlandes sinzuhandeln. Schon 
jetzt besitzen Kapverdianer die glei- 
chen Rechte und Pflichten wie alle 
Bürger von Guinsa-Bissau (Art. 20). 


Die Teilnahme am Kampf für die totale 
Befreiung des Vaterlandss wird als 
höchste Ehre und Pflicht des Bürgers 
angesehen (Art. 12). Doch um dem Volk 
die Ausübung seiner Rechte auch im 
andauernden Kriegszustand zu ermögli- 
chen, sieht die Verfassung die Mög- 


lichkeit indirekter Wahlen über die 
Regionalräte vor (Art. 26), wie schon 
bei der Wahl der 1. nationalen Volks- 
versammlung, und räumt den Regional- 
räten große Verteidigungs- und .Pla- 
nungskompetenzen ein (Art. 50), um 

der Lage angepaßte umsichtige und ra- 
sche Entscheidungen treffen zu können. 


2. Festigung der Volksherrschaft 


Alle Macht geht von den arbeitenden 
Massen aus art. 4), die nicht bloß 
das Recht haben, ihre Vertreter in 

die Nationalversammlung und die Regio- 
nalräte zu wählen, sondern auch über 
andere Mittel der Einflußnahme verfü- 
gen. So wurden vor der Wahl der 1. Na- 
tionalversammlung die Listen der von 
der PAIGC vorgeschlagenen Kandidaten 
in einer 8monatigen Kampagne Dorf um 
Dorf durchberaten und die Partei war 
peinlich darauf bedacht, Vertreter 

aus dem Volk zu gewinnen. Nur 1/3 der 
heutigen Nationalversammlung sind 
kämpfende Kader der PAIGC! Darüber 
hinaus kann jeder Bürger mit Vorschlä- 
gen und Kritik an alle Organe der Re- 
gierung und Verwaltung gelangen und 
sie müssen berücksichtigt werden (Art. 
15). Die Volksvertreter haben die 
Pflicht, engen Kontakt mit ihrer Wäh- 
lerschaft zu haben und sind ihnen ge- 
genüber rechenschaftspflichtig (Art. 
32). Tun sie dies nicht, können sie 
auf Vorschlag der PAIGC abgesetzt wer- 
den. 


Doch nicht alle besitzen das Wahlrecht. 
So gehen Kollaborateure mit kolonialen 
und imperialistischen Kreisen, Rassi- 
:sten und "Tribalisten", d.h. Menschen, 
die Stammesgegensätze schüren, des ak- 
tiven und passiven Wahlrechts verlu- 
stig (Art. 22), weil sie Interessen 
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unterstützen, die nicht die. Einheit 
des Volks, demokratische Selbstbe- 
stimmung und freies Verfügung über die 
nationalen Ressourcen im Auge haben, 
sondern Fremdbestimmung und Ausbeu- 
tung. 


Zwei Instrumente stehen dem Volk vor 
allem zur Verfügung, die nationale 
Einheit herzustellen und zu sichern 
und damit den Rückfall in alte (halb- 
feudale) und neue (neokoloniale) For- 
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men der Unterdrückung zu verhindern: 
die PAIGC und die nationale Volksver- 
sammlung. Darüber hinaus ist zu vermu- 
ten, daß die verschiedenen Mittel der 
lokalen Selbstverwaltung (Komitees 

für Gesundheit, Schulbildung, Kultur, 
Volksgerichte, Dorfläden, Genossen- 
schaften), über welche das Volk schon 
seit Jahren verfügt, nicht aufgehoben, 
sondern nur koordiniert werden, auch 
wenn dies in der Verfassung nicht ex- 
plizit erwähnt wird. Diese Vermutung 
wird durch die bedeutenden Planungs- 
kompetenzen der Regionalräte und die 
Schaffung von regionalen und sektora- 
len Staatskomitees erhärtet. 


Die PAIGC ist die "führende politi- 
sche Kraft des Landes" (Art. 4), die 
Einheitspartei, welche die Aufgabe 
hat, die Volksmassen umfassend zu mo- 
bilisieren und die Machtausübung durch 
die Werktätigen zu sichern. Sie wählt 
die Kandidaten für die Volksversamm- 
lung aus (Art. 27) und besitzt das 
Vorschlagsrecht auf Abberufung pflicht- 
schuldiger Abgeordneter (Art. 32). Sie 
inkarniert den Primat des Politischen 
über das Wirtschaftliche, des Gesamt- 
gesellschaftlichen über das Individu- 


 alinteresse. 


Die Nationale Volksversammlung ist 

das oberstes Organ der Staatsgeuwalt 
(Art. 28): sie bestimmt verbindlich 
die Innen- und Außenpolitik, sie wählt 
den Staatsrat (Art. 37) und überwacht 
seine Arbeit, sie kann Regionalräte 
auflösen, Verfassungsänderungen vor- 
nehmen und der Volksabstimmung unter- 
breiten (Art. 58). 


3. Etappen auf dem Weg zur vollende- 
ten Unabhängigkeit 


Die Verfassung garantiert den Bürgern 
die grundlegenden Rechte, Freiheiten 
und Pflichten (Art. 11-20) und die ” 
Gleichheit vor dem Gesetz "ohne Unter- 
schied der ethnischen Zugehörigkeit, 
des Geschlechts, der sozialen Her- 
kunft, des kulturellen Nivsaus, der 
Beschäftigung, des Vermögensstandes, 
des Glaubensbekenntnisses und der phi- 
losophischen Überzeugung" (Art. 13). 
Die Berufung auf die Erklärung der 
Menschenrechte (Art. 11) hat nichts 
mit der "£Eleichheit, Freiheit, Brüder- 
lichkeit" des aufkommenden Bürgertums 
der französischen Revolution (1789) 

zu tun mit dem Ziel, die Handels- und 
Zunftschranken niederzureissen, son- 
dern ist Ausdruck der großen Errungen- 
schaften der nationaldemokratischen 
Revolution (6) gegen halbfeudale Herr- 
scher im eigenen Land und die portu- 
giesischen Kolonialisten, die durch 
"Eingeborenengesetze" und Rassendis- 
kriminierung das Volk von Guinea-Bis- 
sau unterdrückt und an der Ausübung 
seiner demokratischen Rechte gehindert 
haben. Beim Stamm der Fula waren die 
Bauern rechtlos und mußten für ihre 
Häuptlinge arbeiten und ihnen Tribut 
zahlen. Die Frauen erhielten keinen 
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Anteil an der Produktion, obwohl sie 
die schwere Arbeit auf den Feldern 
verrichtsten. Die Häuptlinge waren 
meist willfährige Instrumente in der 
Hand der Portugiesen und wurden auch 
anderen Stämmen aufgszwungen, die das 
Häuptlingstum nicht kannten. Heute 
sind sie weitgshend entmachtet. Die 
Kolonialherrschaft beruhte auf Zwangs- 
maßnahmen und Rassendiskriminierung: 
Zuangsverpflichtung zur Arbeit für 

die Verwaltung und Private, preisli- 
che Übervorteilung der Bauern beim An- 
kauf ihrer (zwangsweise abgelieferten) 
Erdnüsse und Steuerauspressung bis 
aufs letzte Stück Kleinvieh. Die über- 
wiegende Mehrheit der Afrikaner waren 
als "indigenas"” (Eingeborene) recht- 
los, ‚mußten sich ständig mittels ei- 
nes "Arbeitspasses" darüber ausweisen, 
daß sie im laufenden Jahr bereits 6 
Monate für die Verwaltung oder private 
Betriebe gearbeitet hatten (ansonsten 
sie das "Versäumte" nachholen mußten), 
waren Analphabeten, arm und besaßen 
kein Wahlrecht, das nur wenigen "Assi- 
milierten" zustand, die ein relativ 
hohes, regelmäßiges Einkommen, Schul- 
bildung und Kenntnis der portugiesi- 
schen Sprache in Wort und Schrift hat- 
‚ten. "Während der ganzen Geschichte 
der Kolonialherrschaft, von der Skla- 
venepoche bis zu den Tagen des düste- 
ren Gouverneurs des 'besseren Guinea! 
(Spinola, d.Verf.), der eben in Schan- 
de abgehauen ist, nachdem die Kolo- 
nialtruppen in den letzten Monaten 
lauter Niederlagen einstecken mußten, 
war unser Volk unmenschlichsten Miß- 
bräuchen unterworfen, war es Üpfer 

von Verbrechen und willkürlichster 
Strafen, ohne daß ihm jemals das ge- 
ringste Recht auf Verteidigung zuge- 
standen worden wäre; es gab nur das 
Gesetz des allmächtigen Willens der 
Kolonialagenten, der Cipayen (7), der 
Postenchefs, der Polizei, der Kolo- 
nialarmee und der Siedler, die. sich 
durch hemmungslose Ausbeutung berei- 
cherten... Heute, wo wir unseren Staat 
ausrufen, kann sich unser Volk auf 

die universellen Menschenrechte beru- 
fen, welche ihm die Verfassung ver- 
leiht,.. Fortan muß kein ehrlicher 
Bürger auf unssrem Boden mehr. Angst 
haben zu sagen, was er denkt; fortan 
kann er sich an alle Verantwortlichen 
der Staatsorgane auf allen Ebenen der 
Verantwortung wenden" (8). 


Doch was garantiert, daß das im Kampf 
gegen Kolonialismus und Imperialismus 
gewachsene Bündnis aller Schichten 
und Klassen des Volkes durch die Ent- 
wicklung der Produktivkräfte und das 
Erwachen von Privatinteressen nicht 
unterhöhlt wird und nicht wie in den 
meisten afrikanischen Staaten neokolo- 
niale Herrschaftsstrukturen erwachsen? 
Nur das im Befreiungskampf entstandene 
Bewußtsein des Volkes und. seiner Füh- 
rung, und die Erfahrungen, die sie da- 
bei in der Selbstverwaltung sammeln 
konnten, geben zu der Hoffnung Anlaß, 
daß die Perspektive des Aufbaus einer 


Gesellschaft eingelöst wird, "welche 
die politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Bedingungen schaffen wird, 
die für die Beendigung der Ausbeutung 
des Menschen durch den ‚Menschen und 
aller Formen der Unterjochung des Nen- 
schen unter erniedrigende Interessen 
zugunsten von Individuen, Gruppen und 
Klassen notwendig sind" (Art. 3). Mit 
dieser Perspektive im Blickfeld kann 
es gelingen, eine Nation aufzubauen, 
wo die Stammesgegensätze vollständig 
aufgehoben, die verschiedenen Kultu- 
ren wiederbelebt, die vereinzelten 
Kleinproduzenten durch die Organisa- 
tion des Produktentauschs und die 
schrittweise Industrialisierung in 
einen "volks"wirtschaftlichen Zusanm- 
menhang gestellt und die Güterproduk- 
tion zur allgemeinen Hebung des Le- 
bensniveaus planmäßig. vorangetrieben 
werden. Planung allein ist nur eine 
notwendige Vorbedingung... 
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VERFASSUNG DER REPUBLIK 
GUINEA=BISSAU 


(Inoffizielle Übersetzung der Gruppe 
für Internationale Zusammenarbeit, 
Göttingen - 31.10.1973; von iz3w 
leicht gekürzt) 


Die mit (x) versehenen Artikel sind 
im vollen Wortlaut wiedergegeben, die 
anderen stichwortartig zusammengefaßt. 


Grundlagen und Ziele 
Art. 1 x 


Guinea-Bissau ist eine souveräne, de- 
mokratische, antikolonialistische.und 
antiimperialistische Republik, die 

für die totale Befreiung, für die Ein- 
heit Guineas und des Kapverdischen 
Archipels sowie für den sozialen Fort- 
schritt ihres Volkes kämpft. 


Art. 2 
Flagge, Hymne, Motto Guinsa-Bissaus. 


Art. 3 (x 


Der Staat setzt sich als Ziel die to- 
tale Befreiung Guineas und der Kapver- 
dischen Inseln vom Kolonialismus, ih- 
re Vereinigung in einem Staat in Über- 
einstimmung mit dem Willen des Volkes, 
und den Aufbau einer Gesellschaft, 
welche die politischen, wirtschaftli- 
chen und kulturellen Bedingungen 
schaffen wird, die für die Beendigung 
der Ausbeutung des Menschen durch den 
Menschen und aller Formen der Unterjo- 
chung des Menschen unter erniedrigen- 
de Interessen zugunsten Individuen, 
Gruppen oder Klassen notwendig sind, 


Art. 4 (x) 


Die Macht in Guinea-Bissau wird ausge- 
übt von den arbeitenden Massen, die 
mit der "Partido Africano da Indepen- 
dencia da Guine e Cabo Verde (PAIGC) 
(Afrikanischen Unabhängigkeitspartei 
Guineas und der .Kapverdischen Inseln), 
der führenden politischen Kraft der 
Gesellschaft, eng verbunden sind. 


Art. 5 _\x 


Die Verwirklichung der festgelegten 
Ziele fordert eine vollständige Mobi- 
lisierung der Volksmassen und ihre 
umfassende Teilnahme an der Ausarbei- 
tung der Politik des Staates. Die Par- 
tei färdert die Gründung und Entuick- 
lung von demokratischen Massenorgani- 
sationen. 


Art. 6 \x 


Die PAIGC ist die führende Kraft der 
Gesellschaft. Sie ist die höchste Ver- 
körperung des souveränen Volkswillens. 
Sie bestimmt die (politische) Ausrich- 
tung der Politik des Staates und si- 
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chert ihre Verwirklichung durch ange- 
messene Mittel, 


Art. 7 (x) 


Der Staat schenkt den Revolutionären 
Streitkräften des Volkes (Forces Ar- 
m&es Revolutionnaires du Peuple - 
F.A.R.P.) besondere Aufmerksamkeit. 
Es ist die Aufgabe aller Organe des 
Staates, ihre Entwicklung derart zu 
fördern, daß sie ihre große Aufgabe 
voll erfüllen und der großen Verant- 
wortung gerechtwserden können, die sie 
im bewaffneten Kampf für die nationa- 
le Befreiung und im friedlichen Auf- 
bau des Landes tragen. 


Art. 8 (x) 


Der Staat spielt eine entscheidende 
Rolle in der Planung und in der harmo- 
nischen Entwicklung der Volkswirt- 
schaft. Das Eigentum des kolonialisti- 
schen Staates und der Verräter des Va- 
terlandes wird nationalisiert. 


Art. 9 \x 


Der Staat Guinea-Bissau ist ein inte- 
grierender Teil Afrikas und kämpft 
für die Befreiung des afrikanischen 
Kontinents vom Kolcnialismus, vom Ras- 
sismus, vom Neckolonialismus und für 
die Einheit der afrikanischen Völker 
in ihrer Gesamtheit oder in Regionen 
des Kontinents auf der Grundlage der 
Achtung der Freiheit, der Würde und 
des Rechts auf politischen, wirt- 
schaftlichen, sozialen und kulturel- 
len Fortschritt dieser Völker. 


Art. ID {x 


Ber Staat Guinea-Bissau fühlt sich 
mit allen eng verbunden, die für die 
nationale Befreiung in Afrika und in 
der ganzen. Welt kämpfen. Er betrach- 
tet es als seine Aufgabe, Beziehungen 
mit den afrikanischen Staaten zu ent- 
wickeln und gleichberechtigte Bezie- 
hungen mit allen Staaten auf der 
Grundlage der Prinzipien des interna- 
tionalen Rechts aufzunehmen. 


KAPITEL II 


Grundlegende Rechte, Freiheiten 
und Pflichten 


Art. 11 (x 


In Übereinstimmung mit den wesentli- 
chen Grundsätzen der Allgemeinen Er- 
klärung der Menschenrechte und mit 

den revolutionären und demokratischen 
Zielen der vorliegenden Verfassung ge- 
währleistet der Staat die Grundrechte, 
deren Verwirklichung die Entfaltung 
der Persönlichkeit und die Entwick- 
lung der Gesellschaft anstrebt. Der 
Staat schafft die notwendigen politi- 
schen, wirtschaftlichen und kulturel- 
len Bedingungen, damit die Bürger ih- 
re Rechte effektiv wahrnehmen und 

ihre Pflichten erfüllen können. 
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Art. 12 (x 


‚Die Teilnahme am Kampf für die totale 
Befreiung des Vaterlandes und die Ver- 
teidigung seiner Unabhängigkeit sind 
die höchste Ehre und Pflicht des Bür- 
gers. 


Art. 13 (x 


Die Bürger sind gleich vor dem Gesetz 
ohne Unterschied der ethnischen Zuge- 
hörigkeit, des Geschlechts, der so- 
zialen Herkunft, des kulturellen Nive- 
aus, der Beschäftigung, des Vermögens- 
standes, des Glaubensbekenntnisses 
oder der philosophischen Überzeugung. 


Art. 14 (x 


Der Staat betrachtet Arbeit und Aus- 
bildung als wesentliche Rechte und 
Pflichten aller Bürger. Indem er die 
Volkswirtschaft entwickelt, wird er 

die zu ihrer (dieser Rechte und Pflich- 
ten) Verwirklichung notwendigen Bedin- 
gungen nach und nach schaffen. 


Art. 15 (x 


Jeder Bürger hat das Recht am staatli- 
chen und gesellschaftlichen Leben 
teilzunehmen. Um die Ziele der Verfas- 
sung zu verwirklichen, garantiert der 
Staat das Recht zur Mitgestaltung, 
einschließlich das Recht des Bürgers, 
Vorschläge und Beschwerden an alle Or- 
gane des Staates zu richten. Die 
staatlichen Organe haben die Pflicht, 
diese zu berücksichtigen. 


Art. 16 


Gleichberechtigung von Mann und Frau. 


Art. 17 


Meinungs-, Vereinigungs-, Versamm- 
lungs- und Religionsfreiheit. 


Art. 18 


Schutz vor Rechtswillkür (Inhaftie- 
rung, Prozeß). 


Art. 19 


Unverletzlichkeit der Wohnung und 
Briefgeheimnis. . 


Art. 20 


Gleiche Rechte und Pflichten für die 
auf den Kapverden Geborenen. 


Art. 21 (x 


Zusammenarbeit mit dem Feind ist Ver- 
rat und wird durch das Gesetz bestraft. 


Art. 22 (x 


Den Individuen, die durch ihre Hand- 
lungsweise oder ihr Verhalten die Ein- 
heit des Volkes von Guinea-Bissau und 
der Kapverdischen Inseln schaden oder 
Kolonialismus, Imperialismus, Rassis- 
mus oder Tribalismus begünstigen, 

wird die Ausübung der politischen 
Rechte und der Grundfreiheiten des 
Bürgers entzagen. 


KAPITEL III 
Die Organisation der Staatsgewalt 


Art. 23 (x 


Die Staatsmacht wird ausgeübt durch 
die Organe des Staates, die vom Volk 
gewählt und kontrolliert und in Über- 
einstimmung mit seinem Willen gebil- 
det wurden, um die Ziele der Verfas- 
sung zu verwirklichen. Die Volksver- 
tretungen sind die höchsten Drgane 


.des Staates. 


Art. 24 (x 


Die Volksvertretungsorgane des Staa- 
tes Guinea-Bissau sind die Nationale 
Volksversammlung (Assembläe Nationale 
Populaire) und die regionalen Räte 
(Conseils Regionaux). Von diesen Orga- 
nen gehen die Gewalten der anderen Dr- 
gane des Staates hervor. 


Art. 25 (x) 


Das Recht, die vertretenden Organe zu 
wählen, ist allgemein und gleich und 
wird durch direkte und geheime Abstim- 
mung ausgeübt. Dazu berechtigt sind 
alle Bürger, die das fünfzehnte Le- 
bensjahr vollendet haben und die die 
anderen vom Wahlgesetz festgelegten 
Bedingungen erfüllen. 


Art. 26 


Indirekte Wahl zur Nationalversamm- 
lung (durch Vertreter in den Regional- 
räten) für portugiesisch besetzte Ge- 
biete. 


Art. 27 


Auswahl der Kandidaten für National- 
"versammlung durch PAIGC, Wählbarkeit 
ab 18 Jahren. 


Amilcar 

Cabral, ermordete: 
D Mitbegründer und 
y Führer der PAIGC. 


Die Nationale Volksversammlun 


Art. 28 (x 


Die Nationale Volksversammlung ist 
das höchste Organ der Staatsgeuwalt. 
Sie verabschiedet die Gesetze und die 
Beschlüsse. 


Art. 29 (x 


Die Nationale Volksversammlung berät 

und entscheidet grundsätzliche Fragen 
der Innen- und Außenpolitik des Staa- 
tes und überwacht die Einhaltung der 

von der Partei beschlossenen politi- 

schen, wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Linie. 


Art. 30 (x) 


Die Nationale Volksversammlung hat 

das Recht, die Maßnahmen anderer Or- 
gane des Staates abzuändern oder rück- 
gängig zu machen. Sie kann Untersu- 
chungskommissionen bilden. Der Rat 

der Staatskommissare ist der Nationa- 
len Volksversammlung verantwortlich. 


Art. 39 


Rat der Staatskommissare kann begrenzt 
Gesetzgeberfunktion von Nationalver- 
sammlung übernehmen (Notverordnungen). 
Müssen von der nächsten Nationalver- 
sammlung ratifiziert werden, 


Art. 32 


Pflichten der Abgeordneten: Vertre- 
tung nationaler Interessen, enger Kon- 
takt mit und Rechenschaft gegenüber 
den Wählern. Bei schwerer Pflichtver- 
letzung. absetzbar auf Vorschlag der 
PAICC. 


Art. 33 
Immunität der Abgeordneten. 


Art. 34 
Eidformel. 


Art. 35 


Mandatsdauer (3 Jahre), ordentliche 
(1 Mal/Jahr) und ao. Sitzungen. 


Der Staatsrat 


Art. 36 (x) 


Es ist die Aufgabe des Staatsrates 

zwischen den Sitzungen der Nationalen 
Volksversammlung die Funktionen auszu- 
üben, die ihm durch die Gesetze und 

Beschlüsse der Versammlung selbst zu- 
geschrieben werden. Er ist der Natio- 
nalen Volksversammlung verantwortlich. 


Art. 37 


Mitglieder (15), Mandatsdauer (3 Jah- 
re), Wählbarkeit (Abgeordnete der Na- 
tionalversammlung), Wahlorgan (Natio- 
nalversammlung). 


Art. 38 
Wählt selbst Präsidenten, \Wize und 
Sekretär. 


Art. 39 


Präsident: Staatsvertreter in interna- 
tionalen Beziehungen, Überbefehlsha- 
ber der revolutionären Volksstreit- 
kräfte. 
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Art. 40 


Kompetenzen des Staatsrats: Verteidi- 
zung; Interpretation und Verkündung 
von Verfassung und Gesetzen; Ratifi- 
zieren internationaler Verträge/Abkom- 
men; Akkreditieren ausländischer dip- 
lomatischer Vertreter/Ernennen der ei- 
genen; Oberhoheit über Krieg/Frieden/ 
Amnestie; Organisieren von \Volksab- 
stimmungen und Wahl der Nationalver- 
sammlung; Ernennen/Entlassen der 
Staatskommissare; Verleihen von ‘ 
Staatsorden. 


Art, 49 
Gesetzgeberfunktion. 


Art. 42 


Präsident stattet Nationalversamm- 
lung Bericht über Lage der Nation 
und wichtige politische Fragen ab. 


Art, 43 


Kann Sitzungen des Rats der Staatskom- 
missare leiten/beiwohnen. 


Ey 


UN-Delegation 
in’den befreiten 
Gebieten im April 
1972. Foto UN 


Der Rat der Staatskommissare 


Art, 44 x) 


Der Rat der Staatskommissare ist der 
Nationalen Volksversammlung und, zwi- 
schen ihren Sitzungen, dem Staatsrat 
verantwortlich. 


Art, 45 


Kollektivorgan, führt Gesetze/Be- 
schlüsse der Nationalversammlung und 
Entscheide des Staatsrats aus. 


Art. 46 (x) 


Die Kompetenzen des Rates der Staats- 
kommissare beziehen sich auf die Rea- 
lisierung des politischen, wirtschaft- 
lichen, sozialen und kulturellen 
Staatsprogramms sowie auf Verteidi- 
gung und Sicherheit des Staates. .Der 
Rat leitet, koordiniert und kontrol- 
liert die verschiedenen Staatskommis- 
sariate, die anderen zentralen Behör- 
den, die regionalen und sektorälen 
Komitees des Staates. Er ernennt und 
entiäßt die Staatsbeanten. 
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Art. 47 


Kann Beschlüsse/Anordnungen erlassen. 


Art. 48 
Eidformel wie Art. 34. 


Sie Regionalräte 
Art. 49 (x 


Der Regionalrat ist das die Staatsge- 
walt vertretende Organ, das durch die 
gewählten Vertreter in den Sektoren 
der jeweiligen Region gebildet wird. 


Art. 50 


Kompetenzen: Heben von Staatsgesin- 
nung/politischas Bewußtsein des Ein- 
zelnen und der Kollektive; Sicherung 
öffentlicher Ordnung/Heben der Vertei- 
digungsfähigkeit; Verteidigung Rechte 
der Bürger; Verbesserung von deren Le- 
bens- und Arbeitsbedingungen durch 
lok. wirtschaftliche Planung (Ressour- 
cen, Schulen, Kultur, Sport, Gesund- 
heitswesen, öffentliche Dienstleistun- 
gen); Ernennung Bezirksverwaltung. 


Art. 519 


Nimmt Resolutionen an, die für den 
Bezirk verbindlich sind. 


Art, 52 


Wählt regionale Exsekutivorgane (regio- 
nale.und sektorale Staatskomitees), 
die Beschlüsse des Rsegionalrats und 
der Zentralverwaltung durchführen. 


Art. 53 


Auflösbar durch Nationalversammlung. 


PORTUGIESISCHE 
WIDERLEGT 


Die Propaganda der Portugiesen, wel- 
che die Erfolge der Befreiungsbawe- 
gungen in ihren Kolonien meist glatt- 
weg leugnet, findet auch in der BRD 
fruchtbaren Boden (cf. z.B. "blätter 
des iz3w", 30/73, 5. 52-58). Die nach- 
folgende Zusammenstellung des Angola- 
Comit& Amsterdam vom November 1973 
über die medizinischen Dienste und 
das Schulwesen der FRELIMO kann des- 
halb für engagierte Gruppen von gro- 
Ber Nützlichkeit sein, zumal die dar- 
in zusammengetragenen Angaben von den 
Portugiesen selbst stammen. Im Drigi- 
naltext werden die Orte meist nach 
Graden östlicher Länge und südlicher 
Breite genau lokalisiert, wir lassen 
diese Gradangaben jedoch der Einfach- 
heit halber weg, ebenfalls mehrere 
Beispiele von nicht genauer beschrie- . 
benen Krankenanstalten. Interessenten 


Richterliche Gewalt 


Art. 54 (x) 


Recht wird im Namen des Volkes von 
Guinea-Bissau im Rahmen der gesetz- 
lich festgelegten Bedingungen und 
Formsn gesprochen. Das Gesetz bestimmt 
in gleicher Weise das Gerichtswesen 
des Staates. 


Art. 55 (x 


Die Rechtsfrechung dient der Verwirk- 
lichung der fundamentalen Ziele der 
Verfassung. 


Art. 56 (x 


In Ausübung seiner Aufgaben gehorcht 
der Richter nur dem Gesetz und seinem 
Gewissen. Richter werden kann nur der- 
jenige, der bewiesen hat, daß er sei- 
ne Aufgaben getreu den Grundsätzen 

und Zielen dieser Verfassung ausübt. 
Das Recht auf Verteidigung wird dem 
Beschuldigten und dem Angeklagten zu- 
erkannt und gewährleistet. 


Verfassungsänderung 
Art. 57 (x 


Die vorliegende Verfassung kann nur 
durch die Nationale Volksversammlung 
und auf Initiative des Staatsrates 
oder eines Drittels der Abgeordneten 
geändert werden. 


Art. 58 (x 


Jegliche Verfassungsänderung muß von 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Abgeordneten gebilligt werden. Die 
Nationale Volksversammlung kann ent- 
scheiden, ob das Vorhaben einer Ver- 
fassungsänderung zur Volksabstimmung 
vorgelegt wird. 


PROPAGANDA 


dürfte der ausführliche Text über die 
Adresse des Angola-Comit&ös zugänglich 
sein: Da Costastraat 88, Amsterdam 
1014 (Tel. 020 - 133598). 


Red. 


Verschiedene Personen, die auf Einla- 
dung der Portugiesischen Regierung 
Mozambique besucht haben, kamen zu- 
rück mit einer unerschütterlichen Er- 
klärung: es gäbe in Mozambique keine 
befreiten Gebiete und keine Schulen 
und Krankenhäuser der Befreiungsbewe- 
gung. Die Quelle dieser Erklärungen 
ist nie ganz klar geworden, aber wahr- 
scheinlich sind diese Behauptungen ge- 
gründet auf Mitteilungen von Portugie- 
sischer Seite. 


Das Angola-Comits& möchte auf Grund 

von sehr rezenten Portugiesischen 
Quellen zeigen, daß diese Erklärungen 
völlig der Wahrheit widersprechen. 

Die studierten Quellen sind die wö- 
chentlichen Portugiesischen Militär- 
rapporte über Mozambique, PERINTREP 
genannt, aus der Periode vom 1. Janu- 
ar bis zum 13. August 1973. In diesen 
Rapporten wird wiederholt gesprochen 
von Schulen und Krankenhäusern der 3e- 
freiungsbewegung FRELIMO in den von 
ihr beherrschten Gebieten von Mozambi- 
que. In den meisten Fällen wird auch 
die Lage genau angegeben. Die Informa- 
tion stammt aus Auskünften von gefan- 
genen Afrikanern, aus Portugiesischen 
Militäraktionen oder aus Luftaufklä- 
rung. In den meisten Fällen gibt es 
für eine Meldung mehrere übereinstim- 
mende Quellen. 


Der medizinische Dienst der FRELIMO 


Die medizinischen Anstalten der FRE- 
LIMD werden in den Portugiesischen 
Rapporten mit dem Wort 'hospital' an- 
gedeutet; es sind in allgemeinen Pfle- 
geanstalten mit einigen Dutzend Bet- 
ten und einer Anzahl von Pflegern. 
Sie bestehen aus einer Anzahl von 
kleinen Bauten im Wald, die manchmal 
während Portugiesischsn Militäraktio- 
nen oder Bombardierungen vernichtet 
werden, die aber nach kurzer Zeit auf 
ungefähr derselben Stelle wieder auf- 
gebaut werden. 


Eine Ambulanz des "S jmao-Mendes“ -Hospitals an der Südfront 
erklärt. den Dorfbewohnern ihre Arbeit und hilft bei der 
medizinischen Versorgung 


Die Krankenhäuser haben alle Namen, 
die meistens identisch sind mit dem 
Namen des Stützpunktes, zu dem sie ge- 
hören. 

Liste der von den Portugiesen genann- 


ten Krankenanstalten des FRELIMD in 
Mozambique 


Im Distrikt Cabo Delgado: 
VILANCULDS - 
vier Hütten, zwei Krankenschwe- 
stern und ein Pfleger 
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MELALA - 
zehn Hütten, Name eines Pflegers: 
Cesario 
MUCEOIO - 
kleines Krankenhaus 
INHAMBANE - 
Name eines Pflegers: Eusebio Bacar 
MOCUBA - 
50 Betten, 3 Pfleger und ein Chef, 
bei Dest Nacala 
ZAMNBEZIA — 
nach Auskunft eines Gefangenen 
sollten hier hundert durch ein Por- 
tugiesisches Bombardement schwer 
Verwundete gepflegt werden 
TETE - 
2 Krankenschwestern, 2 Pfleger 
DIACA - 
2 Pfleger, 3 Krankenschwestern, 
auch NAMACOMA. genannt 
NAMACUNCA - 
zwei Gebäude 
BALAMA - 
beim Distrikt Mpraia 


Im Distrikt Niassa: 


CHILOLO -— 
1D Kleinbauten, 2 Pfleger, liegt 
bei einem Dorf mit 147 Hütten. 
Auch MUHINBILI oder HANDI genannt. 
EGIPTO - 
in Süd-Niassa, ein Pfleger heißt 
Lacas N'daka 
MATUMBI - 
Leprosenanstalt 
CALULOMA — 
zentrales Krankenhaus 
MELULULAS - | 
Name eines Pflegers: Maida Miguela 
LUGUALD — 
Pfleger: Mango Bulo und Awami 


Im Distrikt Tete: 


CHIUNDI - 

20 Kleinbauten 
CHISIBOE - 

30 Kleinbauten 
MANHANA — 

6 Kleinbauten 
CHUAMBA - 

bei 100 Hütten 


Die Portugiesischen Rapporte erwähnen 
auch, woraus der medizinische Dienst 
der FRELIMD nach Aufgabe der FRELIMD 
besteht: 3 Zentralkrankenhäuser, 3 Re- 
gionalkrankenhäuser und 4 für Sekto- 
ren, 26 mobile Sanitätswachen, 104 Sa- 
nitätswachen und 735 Krankenschwestern 
und Pfleger. Die 3 genannten Zentral- 
krankenhäuser sind die 3 Krankenhäu- 
ser der FRELIMD in Tansanion, wohin 
die Schwerkranken aus den befreiten 
Gebieten transportiert werden: MTWARA, 
TUNDURU und NASHINGWEA. Die Portugie- 
sen nennen diese Zahlen übertrieben. 


In einem anderen Rapport geben sie 
aber an, daß nach Angaben des Portu- 
giesischen Militärhauptquartiers in 
Mozambique die FRELIMDO schon im Di- 
strikt Tete über 14 Krankenhäuser und 
20 Sanitätswachen verfügt. Abgesehen 
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von den verschiedenen Bezeichnungen 
der Pflegeanstalten (die der FRELIMDO 
sind etwas bescheidener) scheint die- 
se Information ungefähr in Überein- 
stimmung mit den Angaben der FRELIMD, 
zumal da die Portugiesen wahrschein- 
lich nicht über allen Anstalten der 
FRELIMD Bescheid wissen. 


Nach Angabe der Portugiesen hat das 
FRELIMD-Krankenhaus in Mtwara 15D Bet- 
ten. Es werden vor allem die Schwer- 
verletzten und Schwerkranken aus den 
befreiten Gebieten gepflegt. Es wer- 
den auch Pfleger ausgebildet. Die Por- 
tugiesischen Rapporte sprechen in die- 
ser Beziehung von 'der bemerkenswer- 
ten Erweiterung des Gesundheitsdien- 
stes der FRELIMD, namentlich auf dem 
Gebiet des spezialisierten Personals!. 
Von Mtwara aus wird auch das medizini- 
sche Material für die befreiten Gebie- 
te verteilt. Wenn nach Portugiesischen 
Auskünften im März zwei LKUs voller 
medizinischen Materials über Sambia 
zur Grenze nach Tete fahren, so nen- 
nen die Rapporte dies einen Hinweis 
darauf, daß die Zahl der Effektiven 
(Guerillas und kontrollierte Bevölke- 
rung) in diesem Gebiet in letzter Zeit 
erheblich zugenommen hat. 

In Mtwara begann am zehnten August 
eine Konferenz der Gesundheitsdienste 
der FRELIMD. 


Ein anderes Krankenhaus der FRELIMD 
gibt es im Unterrichtslager Tunduru, 
‚wo es außer einer Zahl von Schulen 
auch ein Kinderheim und eine Waisenan- 
stalt gibt. Laut den Portugiesischen 
Rapporten wurden in Tunduru im letzten 
Vorjahr 2000 Menschen vom medizini- 
schen Dienst der FRELIMD gegen Pocken 
und gelben Fieber geimpft. 


Unterricht des FRELIMO 


Aus den Rapporten der Portugiesischen 
Militärautoritäten in Mozambique geht 


auch hervor, daß die FRELIMD in den 
befreiten Gebieten dem Unterricht gro- 
Be Aufmerksamkeit widmet. Wiederholt 
wird bei der Erwähnung eines Stütz- 
punktes oder Dorfes 'der FRELIMD auch 
erwähnt, daß es dort eine Schule gibt; 
oft werden auch die Namen der Lehrer 
genannt. Es wäre möglich, hier eine 
ähnliche Liste von Schulen und ihrer 
Lage zu geben, 


# 3 + 
Die FRELIMD hat zwei Typen von Schu- 
len: die üblichen Schulen und die Ka- 
derschulen, meistens Pensionate, wo 
die Kinder auch wohnen. Die Zahl der 
Schüler pro Schule, die genannt wird, 
bewegt sich zwischen 15 bis 60, Die 
Portugiesischen Rapporte sprechen von 
einem 'zunehmenden Schulbesuch der 
Kinder in den von der FRELIMD be- 
herrschten Gebieten!. 


Außerhalb der befreiten Gebiete, in 
Tansanien, verfügt die FRELIMD über 
ein Schulzentrum in TUNDURU und eine 
höhere Schule in BAGAMDYD. Hier fin- 
det die Ausbildung der mittleren Ka- 
der und Spezialisten für den Gesund- 
heitsdienst, Unterricht, Politik, 
Landwirtschaft usw. statt. 


FÜR KULTURELLE SELBSTBESTIMMUNG 


SOLIODARITÄTSAUFRUF 


"Für das kulturelle Recht der Völker 
von Angola, Mozambique und Guinea- 
Bissao, von Zimbabwe, Namibia und 
Südafrika." 


Seit Jahren kämpfen die Völker des 
südlichen Afrikas um ihre nationale 
Unabhängigkeit und Freiheit und erzie- 
len dabei immer größere Erfolge. 


AFRIKA-KDNFERENZ Stuttgart, 


19.1.1974 


Und seit Jahren versuchen die rassi- 
stischen Regime von Südafrika, Rhode- 
sien und die portugiesische Kolonial- 
macht, sowie ihre imperialistischen 
Helfershelfer den Willen dieser Völ- 
ker nach Freiheit und Unabhängigkeit 
mit Gewalt, Terror, Unterdrückung und 
Krieg zu brechen. 


Sie verweigern den afrikanischen Völ- 
kern das Recht, ihre Geschichte selbst 
zu bestimmen. Sie versuchen jedes 
Pflänzchen eines nationalen Selbstbe- 
wußtseins zu zertreten. Denn um diese 
Länder weiter ausplündern zu können, 
müssen sie ihren Einfluß auf alle Be- 
reiche des menschlichen Lebens ausdeh- 
nen. Sie versuchen, die traditionelle 
Kunst, die Sprachen, Sitten und das 
Wissen der unterdrückten Völker um 
ihre eigene Geschichte auszulöschen. 
Sie haben während der ganzen Zeit der 
kolonialen Beherrschung sich gegen 

die nationale Kultur gewandt, weil 
diese sich immer mit dem unerbittli- 
chen Kampf um Freiheit und Unabhängig- 
keit verbunden hat und noch heute ver- 
bindet. Sie hämmern statt dessen den 
afrikanischen Völkern ein, die "euro- 
päische Zivilisation" habe sie aus 

der Barbarei herausgerissen und in 

die Geschichte der Menschheit einge- 
führt. Damit setzen sie nur die Poli- 
tik fort, die mit der kolonialen Okku- 
pation dieser Länder begonnen hat. 

Die geistige Koalonisation betrachte- 
ten und betrachten sie als eines ent- 
scheidende Voraussetzung für die wi- 
derstandslose Unterwerfung der Nen- 
schen in Afrika. 


‚Das höchste Prinzip der Erziehungspo- 
litik ist daher in diesen Ländern die 
Erziehung zum Sklavendasein: deshalb 
werden den afrikanischen Kindern in 
den wenigen portugiesischen Schulen 
portugiesische Geschichte und Sprache 
als die ihres Volkes beigebracht, wer- 
den ihnen portugiesische Denk- und 
Verhaltensweisen aufgsezwungen. Genau- 
so wirkt sich das Bantu-Erziehungsge- 
setz der weißen Machthaber von Südaf- 
rika aus. 


PAIGC Guerillas auf dem Marsch 


Bei dieser Kulturzerstörung haben sie 
mächtige Verbündete; Internationale 
Konzerne, in wachsendem Maße auch 
westdeutsche, die Riesenprofite aus 
diesen Völkern herauspressen. So beu- 
tet z.B. der Krupp-Konzern die Eisen- 
erzminen bei Cassinga in Angola - die 
reichsten ganz Afrikas - aus. Nicht 
im Interesse der Völker, sondern im 
Interesse dieser Konzerne liegt es, 
wenn die Bundesregierung die rassisti- 
schen und kolonialistischen Regimes 


59 


im südlichen Afrika in diplomatischer, 
wirtschaftlicher und militärischer 
Hinsicht unterstützt. Weiterhin ver- 
weigert sie der Republik Guinsa-Bis- 
sao die Anerkennung, weiterhin mordet 
Portugals Kolonialarmee mit westdeut- 
schen Waffen, weiterhin können west- 
deutsche Firmen ungehindert in Angola, 
Mozambique, in Südafrika und entgegen 
allen Resolutionen der UND sogar in 
Rhodesien investieren. Zwischen der 
Südafrikanischen Republik und der BRD 
besteht ein Kulturabkommen, durch das 
die Propagandatätigkeit der südafri- 
kanischen Botschaft, ihre Diskriminie- 
rung der afrikanischen Völker und ih- 
re Anwerbung von Fachkräften für Süd- 
afrika überhaupt erst ermöglicht wird. 
Die Befreiungsbewegungen haben mehr- 
fach zu erkennen gegeben, daß sie 
nicht gewillt sind, über diese Poli- 
tik hinwegzusehen oder sich mit huma- 
nitärer Hilfe beschwichtigen zu las- 
sen. Sie verlangen eine klare Ent- 
scheidung. So sagt M. Dos Santos (FRE- 
LIMO): "Sie wollen Portugal militäri- 
sche Hilfe und zur gleichen Zeit uns 
Medikamente geben, damit wir unsere 
Wunden heilen können... Wir betrach- 
ten dies als eine unmoralische Posi- 
tion." 


‘Wir unterstützen diese Forderung, 


denn zu ihrer vollen Entfaltung 


.braucht die nationale Kultur Freiheit 


und Unabhängigkeit. Trotz jahrhunder- 
telanger Knechtschaft, Versklavung, 
trotz Verbot, Verfolgung und Zerstö- 
rung hat sich die Kultur der afrikani- 
schen Völker im Widerstand erhalten 
und weiterentwickelt. 


In Volksliedern und Tänzen werden die 
Kämpfe gegen dis weißen Eindringlinge 
dargestellt. In überlieferten Geschich- 
ten und Parabeln werden die Kolonial- 
herren verspottet, angeklagt und be- 
droht. Alte Schnitzereien, Skulpturen 
drücken die begründete Feindschaft ge- 
gen die aufgezwungene Kultur aus. 
Dichter, Maler und Schriftsteller lie- 
Ben sich auch durch Drohungen mit Ge- | 
fängnis und Verbannung nicht davon ab- 
halten, ihre Werke der Anklage gegen 
Zwangsarbeit und Leibeigenschaft, ge- 
gen die geistige Unter jochung zu wid- 
men. 


Und heute erlebt die Volkskultur ei- 
nen großen Aufschwung im Befreiungs- 
kampf der Völker von Angola, Mozambi- 
que, Guinea-Bissao, Zimbabwe, Namibia 
und Südafrika. Und selbst im KZ beu- 
gen sich die Kulturschaffenden nicht 
der Gewalt der Unterdrücker. Im Kampf 
entwickelt sich die überlieferte Kul- 
tur der Stämme und Völker zu einer na- 
tionalen Kultur, in ihr konzentrieren 
sich die Wünsche der Massen nach ei- 
ner besseren Zukunft. Sie haben sich 
zum bewaffneten Kampf entschlossen, 
nachdem Petitionen und Appells, De- 
monstrationen und Streiks durch NMas- 
saker, Gefängnis, Folterungen, Morde 


. gewaltsam unterdrückt wurden und 
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kein anderer Weg zur Erreichung von 
Freiheit und Unabhängigkeit mehr of- 
fen blieb. 


Auch die politische Dichtung hat den 
Ton der Klage verloren und ein neues 
revolutionäres Feuer gewonnen, denn - 
so ein Dichter aus Mozambique - "In 
unserer Erde beginnen die Kugeln zu 
blühen”. 

In den befreiten Sebieten, allen vor- 
an die unabhängige Republik GLuinea- 
Bissao, wächst ein neues kulturelles 
Leben, das auch Erziehung für alle, 
Gesundheitswesen und neue Produktions- 
formen umfaßt. 


"Unsere Kunst, unsere Kultur erhebt 
sich aus unserem Engagement im alltäg- 
lichen Leben. Unsere Kunst wächst mit 
dem Mais, den wir in den Genossen- 
-schaften anbauen, mit den Erwachsenen 
und Kindern, denen wir das Lesen und 
Schreiben beibringen, mit der Anzahl 
der feindlichen Stützpunkte, die wir 
zerstören. Da unsere Kunst revolutio- 
när ist, lebt und stirbt sie mit der 
Praxis. Unser Theater, unsere Musik, 
unsere Lieder, unsere Skulpturen, un- 
sere Malerei, unsere Literatur, alles 
wird mit der aktiven Teilnahme der 
Massen geschmiedet." (FRELIMO) 


Von dieser nationalen Kultur und dis- 
sem neuen Selöstbewußtsein der afrika- 
nischen Völker erfahren große Teile 
der westdeutschen Bevölkerung so gut 
wie nichts. Im Gegenteil, die Propa- 
gandisten von Rassismus und weißer 
Überlegenheit finden in Presse, Rund- 
funk und Fernsehen leicht Gehör und 
können ihre Hetze verbreiten. Entge- 
gen den Interessen der westdeutschen 
Bevölkerung wird "westliche Zivilisa- 
tion" in chauvinistischer Weise den 
Völkern aufgezwungen. Es dient der 
westdeutschen Bevölkerung nicht, wenn 
Siemens, Hoschst, Rosenthal u.a. im- 
mer größere Teile ihrer Produktionen 
nach Südafrika verlegen, um von den 
dortigen Hungerlöhnen zu profitieren. 
Es dient der westdeutschen Bevölke- 
rung nicht, wenn die Bundesregierung 
mit Bürgschaften aus Steuergeldern 
den Bau des Cabora Bassa-Staudamms ab- 
sichert und an Portugal gleichzeitig 
dis Waffen liefert, mit denen die af- 
rikanischen Dörfer zerstört werden. 


Deshalb brauchen die Völker von Ango- 
la, Mozambique und Guinsa-Bissao von 

Zimbabwe, Namibia und Südafrika nicht 
unser. Mitleid. Deshalb können sie un- 
sere Achtung und Anerkennung für ih- 

ren gerechten Kampf um nationale Be- 

freiung und Unabhängigkeit fordern. 


Dieser Kampf findet seinen hervorra- 
genden Ausdruck in der Kultur, in der 
revolutionären Literatur und Kunst 

der afrikanischen Völker. Eine Kultur, 
die in ihrer Volksverbundenheit, in 
ihrem Engagement und ihrer Lebendig- 
keit auch der Kultur in unserem eige- 
nen Land neue Anregungen und Perspek- 
tiven zeigen kann. 


Maconde-Schnitzerei 


Das Maconde-Volk (Nordmozambique) unter- 
stützt seit Anfang den Befreiungskanmpf, 
sein Stammland ist "befreites Gebiet", 


Wir fordern alle Menschen, alle Urga- 
nisationen, Institutionen und Persön- 
lichkeitsn des öffentlichen Lebens 

auf, dazu beizutragen, diesen vielfäl- 
tigen Ausdrucksformen in der BRD Raun, 
Achtung und Anerkennung zu verschaffen. 


Nur so werden wir der verlogenen Pro- 
paganda Portugals, der südafrikani- 
schen Botschaft und allen Propaganda- 
stellen in der BRD den Boden entzie- 
hen. 


In den nächsten Monaten werden zahl- 
reiche Solidaritätsveranstaltungen in 
der BRD durchgeführt. Sie sollen das 


unbedingte Recht der Völker von Ango- 


la, Mozambique und Guinsa-Bissao, von 
Zimbabwe, Namibia und Südafrika auf 
ihre eigene nationale Kultur, auf ih- 
re eigene selbständige Entwicklung 
zum Ausdruck bringen. 


ANERKENNUNG DER BEFREIUNGSBEWEGUNGEN 


ALS EINZIGE RECHTMÄSSIGE VERTRETER 
IHRER VOLKER! ANERKENNUNG DER REPU- 


BLIK GUINEA-BISSAD DURCH DIE BUNDES- 


REGIERUNG! EINSTELLUNG JEGLICHER 
UNTERSTÜTZUNG DER RASSISTISCHEN 
KOLONIALREGINE! 


ES LEBE DIE FREUNDSCHAFT ZWISCHEN 
UNSEREN VÜLKERN! . 
HOCH DIE INTERNATIONALE SDLIDARITÄT! 


TANSANIA 
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Die Bedeutung der TANSAM-BAHN 


Der Bau der Eisenbahnverbindung von 
Kapiri Mposhi bei Lusaka (Sambia) 
nach Dar es Salaam (Tansania), kurz 
"Tanzam" genannt, schreitet dank der 
finanziellen, materiellen und techni- 
schen Hilfe der VR China rascher als 
erwartet voran. Die "Tanzam" stellt 
in vieler Hinsicht ein höchst politi- 
sches Projekt dar. Sie umfaßt mehr 
als 40 % der chinesischen Hilfe in 
Gesamtafrika und ist das größte je 
von einem sozialistischen Land in 
Schwarzen Kontinent mitgetragene Un- 
terfangen, das in seinen Kosten sogar 
den von der UdSSR kreditierten und 
realisierten Assuan-Staudamm (Ägypten) 
übertrifft (Le Monde 18./19.3.73). 
litisch brisant ist sie aber vornehm- 
lich aus einem andern Grund, der lei- 
der in dem sonst sehr materialreichen 
Artikel aus dü 4/74 stark zu kurz 
kommt. Sambia ist seit Jahren für die 
Befreiungsbewegungen MPLA (Angola), 
FRELIMO (Mozambique) und neuestens 
auch für die FROLIZI (Zimbabwe/Rhode- 
sien), dem militärischen Flügel der 
vereinten Befreiungsorganisationen 
ZANU und ZAPU, ein wichtiges Hinter- 
land, zusammen mit Tansania und Kongo- 
Brazzaville. So dient der Bau der 
"Tanzam" nicht bloß der Herauslösung 
Sambias aus seiner verkehrstechni- 
schen Umklammerung durch Länder mit 
rassistischen Regimen (Rhodesien, Mo- 
zambique, Angola}, sondern stellt ei- 
ne große Unterstützung für den Befrei- 
ungskampf dar. Als Premier Smith (Rho- 
desien) anfangs 73 eine Handelsblocka- 
de über sambische Güter verfügte, be- 
gründete er diese Maßnahme ausdrück- 
lich mit der fortgesetzten Unterstüt- 
zung Sambias für rhodesische Guerillas, 
Er hob die Blockade rasch wieder auf, 
als Sambia seinen Kupferexport kurzer- 
hand über Malawi/Mozambique (Häfen von 
Nacala und Beira) und Tansania/Kenia 
(Dar es Salaam, Tanga, Mombasa) umdis- 
ponierte. Sambia ist bisher auf seinen 
Entscheid nicht mehr zurückgekommen, 
so daß nach Schätzungen- eines südafri- 
kanischen Wirtschaftsexpertentesanms 
Rhodesien jährlich 400 Mio. Dollars 
wertvolle Devisen verliert, ein gro- 
Ber Aderlaß für ein Land, das gegen 
die Folgen des UN-Handelsboykotts 
kämpft pontan 4/73). Sogar der Jah- 
resbericht 1972/73 der rhodesischen 
Eisenbahngesellschaft gibt zu, bis 

zum 30.6.1973 durch die Verfügung Sam- 
bias 10,9 Mio. rhodesische Dollar (ca. 
40 Mio. DM) verloren zu haben (NZZ 
30.1.1974). Diesen finanziellen Stüt- 
zungsbeitrag für, das rassistische Re- 
gime in Salisbury wird Sambia nach 
Beendigung der "Tanzam" endgültig 
nicht mehr leistien müssen: der Kupfer- 
export wird dann. weitgehend über Tan- 


Po- 


sania verlaufen. Die "Tanzam" ist so 
konzipiert worden, daß sie 80 % des 
sambischen Außenhandels bewältigen: 
wird, vor allem den Kupferexport, wie 
auch aus folgendem Zitat ersichtlich 
werden kann: "Die bisher monatlich 
über Dar es Salaam geleiteten Exporte 
Sambias von 20.000 Tonnen sollen auf 
60.000 ... erhöht werden" (NZZ 6.2. 
1973). Sambia exportiert aber fast 

nur Kupfer und produziert seit Jahren 
annähernd 60.000 T/Monat. Von dieser 
Maßnahme wird in noch erhöhtem Maße 
das Regime in Lissabon betroffen sein, 
denn heute muß noch ein Sroßteil des 
Kupfers über Eisenbahnlinien ver- 
schickt werden, welche zu großen Stük- 
ken durch Angola und Mozambique füh- 
ren. Auch die Portugiesen übernehmen 
diese Transporte bestimmt nicht gra- 
tis! Darüber hinaus besitzen Eisenbah- 
nen und Straßen für einen erfolgrei- 
chen Antiguerillakampf einen hohen 
strategischen Wert. Das portugiesische 
Regime hat dies kürzlich indirekt be- 
stätigt, als es beschloß, den Trans- 
portweg von Porto Amelia/Antonio Eness 
am Indischen Ozean zum Malawisee zu 
einer guten Teerstraße umzubauen, um 
rasch Truppen und Material verschieben 
zu können (Star Weekly, Südafrika, 3. 
11.1973). Fortan werden die Befrei- 
ungsbewegungen bei ihren Sabotagseak- 
tionen nicht mehr auf die Kupfertrans- 
porte des befreundeten Sambia Rück- 
sicht nehmen müssen, und die FRELIMO 
hat die Chance bereits schon zu nut- 
zen gewußt. Nach Angaben der Portugie- 
sen wurde die Linie Beira/Salisbury 
(cf. Karte im Text) Ende Dezember 73/ 
Anfang Januar 74 mehrmals angegriffen, 
mindestens 3 Züge entgleisten und der 
Schienenstrang wurde erheblich beschä- 
digt (afrique-asie, no. 48, 21.1.- 
3.2.74, 5. 48). 


pa 


Unter den Diplomaten aus westlichen 
Ländern herrscht insofern ein gewisser Opti- 
‚mismus, als sie nicht daran glauben, daß es 
‘den Chinesen gelingen werde, die sambisch- 
tansanische Eisenbahn zu vollenden, sondern 
daß westliche Interessengruppen in den Ver- 
einigten Staaten und Italien, unterstützt 
-dureh Japan, sich an der letzten Etappe des 
Rennens beteiligen und die Chinesen über- 
runden werden. Ohne Zweifel sind weder 
Präsident Kaunda noch Präsident Nyerere 


. bereit, den Chinesen leichtherzig Stützpunkte 


in ihren Ländern zu gewähren. Eine neue 
gelbe Gefahr, wie sie ım Süden Afrikas an 
die Wand gemalt wird, droht aber kaum; 
denn europäische und andere Unternehmer 
warten nur den günstigsten Zeitpunkt ab, um 
'sich an dem riesigen Eisenbahnprojekt zu be- 
teiligen, das ihnen verlockende Kontrakte und 
große Gewinne verspricht. Der Neutralismus, 
dem die beiden afrikanischen Präsidenten 
huldigen, gibt solehen Spekulationen eine ge- 
wisse Rechtfertigung. 
Nzz 31/1/69 
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DIE GROSSE UHURU -BAHN 


Der arabische Name Dar-es-Salaam bedeutet „Hafen des 
Friedens“. Der Ortsname Kapiri Mposhi bedeutet „Hügel 
des Paradieses“. Die Entfernung zwischen Frieden und Pa- 
radies beträgt etwa 1859 Kilometer. Die Bahnverbindung 

— ein gigantisches Projekt zur Förderung der internationa- 
len Verständigung — ist nun bereits mehr als halb fertig- 
gestellt. 

Seit dem Baubeginn, der nun mehr als drei Jahre zurück- 
liegt, ist das Projekt Zielscheibe bitterer Kritik und feind- 
licher Propaganda gewesen. Manche haben es als ein „ideo- 
logisches Projekt“ gebrandmarkt, während andere es als 


unwirtschaftlich und als nicht realisierbar bezeichneten und, 


gemeint haben, daß dieses Projekt, wenn man je damit be- 
gönne, doch bald wieder aufgegeben werden würde. Der 
gegenwärtige Stand der Arbeiten an der Great UHURU- 
Railway ist den Planungen jedoch. um zwei Jahre voraus- 
geeilt, mit der Fertigstellung ist Ende 1974 zu rechnen. Die 
ersten Züge werden Anfang 1975 fahren. 

Dieses durch ein zinsloses Darlehen in Höhe von 
286600000 Kwacha (1 Kwacha = 4,15 DM; Stand vom Ok- 
tober 1973) finanzierte Vorhaben ist das größte Entwick- 
lungsprojekt, das bisher überhaupt durch die Volksrepublik 
China finanziert wurde. Das Darlehen soll während einer 
Zeit von zehn Jahren, die Ende 1977 aufhört, genutzt wer- 
den. Es schließt sich bis Ende 1982 eine fünfjährige Frist an, 
während der nichts getilgt zu werden braucht. Erst dann be- 
ginnt die Rückzahlung durch die Regierungen von Sambia 
und Tansania auf einer Basis von je fünfzig Prozent; die 
Rückzahlungsfrist beträgt dreißig Jahre. 

Die Eisenbahnlinie wird Sambias Abhängigkeit von den 
südlichen Handelswegen beenden und dem Land eine Ver- 
bindung zum Meer schaffen, die durch ein freundlich geson- 
nenes Land führt. Importe und Exporte werden so unbe- 
hindert und auf einem sicheren Zufahrtswege transportiert 
werden können. Ein Blick auf die Karte verdeutlicht, war- 
um Sambia diese Eisenbahnlinie braucht. Sambia ist voll- 
ständig von Land umgeben, es befindet sich also in einer 
geographisch vergleichbaren Lage wie in Europa die Tsche- 
choslowakei. Aber während die CSSR nur dreihundert Mei- 
len von der Küste entfernt liegt und außerdem Handel füh- 
ren kann mit ihren Nachbarländern, sind die Grenzen Sam- 
bias fünfhundert Meilen (und ihre Handelszentren sogar 
noch mehr) von der Küste entfernt, und der weitaus größte 
Teil des sambischen Handels wird mit Ländern außerhalb 
Afrikas abgewickelt. Es kommt noch hinzu, daß es sich bei 
dem für Sambia wichtigsten Exportgut und der Hauptein- 
nahmequelle des Landes — Kupfer — um ein schweres, 
sperriges Produkt handelt, und daß den größten Teil der 
Einfuhrartikel nach Sambia Erzeugnisse der Schwermaschi- 
nenindustrie ausmachen. Die Exporte im Jahre 1972 belie- 
fen sich auf achthunderttausend Tonnen (95 %/, davon Kup- 
-fer) während Importe etwa 1,4 Millionen Tonnen umfaß- 
ten. Leistungsfähige und zuverlässige Transportwege sind 
von grundlegender Bedeutung für Sambias Entwicklung. 


Der Westen war nicht Interessiert 

Das sambische Eisenbahnnetz ist — historisch gesehen — 
vom Süden her entwickelt worden und sollte ein Bestand- 
teil der von Cecil Rhodes geplanten Kap-Kairo-Bahn wer- 
den. Dabei ist es interessant festzustellen, daß es ursprüng- 
lich beabsichtigt war, die Bahnlinie von Gwelo in Rhode- 
sien nordwärts bis an den Tanganijka-See zu führen. Die 
Entdeckungen von Kohlevorkommen bei Wankie, von Blei 
und Zink bei Kabwe und dann schließlich die Entdeckung 
des Kupfers in dem jetzt als Copperbelt bekannten Gebiet 
*JUDI:, Einseitige Unabhängigkeitserklärung der wei, 

Ben Bevölkerung Rhodesiens. 


‚haben jedoch zu einer Änderung des ursprünglichen Plans 


geführt. So wurde die Strecke über die Orte mit den vor- 
kommenden Bodenschätzen geführt, wodurch erwartet wer- 
den konnte, daß die Bahn mit Profit zu betreiben sei. Die 
Bahnlinie erreichte Sambia (damals Nordrhodesien) im Jahr 
1905, gelangte im Jahre 1906 bis Kabwe und 1909 an die 
Grenze zum Kongo. Sodann wurden Nebenstrecken gebaut, 
um eine Verbindung zu den neu eröffneten Kupferminen 
herzustellen. Sambia war somit durch die Eisenbahn süd- 
wärts orientiert, und entsprechend sind die traditionellen 
Handelsbeziehungen des Landes mit dem Süden entwickelt 
worden. Auf diese Weise fand sich Sambia, als es im Jahre 
1964 politisch unabhängig wurde, in einer ökonomisch ab- 
hängigen Lage von Ländern vor, deren Rassenpolitik für 
Sambia unakzeptierbar ist. Die TAZARA-line*), allgemein 
bekannt als die Große UHURU-Bahn, ist lebensnotwendig, 
wenn Sambia vom Umklammerungsgriff des Südens frei 
werden will. Als Rhodesien Anfang dieses Jahres die Gren- 
zen geschlossen hat, wurde deutlich, daß die Furcht Sambias 
vor ökonomischer Erpressung mehr als berechtigt ist. 

Der Gedanke, eine Bahnlinie, die Sambia und Tansania 
verbindet, zu bauen, reicht bis ins Jahr 1952 zurück, also in 
eine Zeit, zu der keines der beiden Länder unabhängig war. 
Das British Colonial Office, damals Inhaber der kolonialen 
Oberherrschaft über die beiden Länder, beauftragte in die- 
sem Jahr die technische Beratungsfirma Alexander Gibb and 
Partners, eine Studie über eine solche mögliche Verbindung 
zwischen den Rhodesia Railways und den East-African 
Railways anzufertigen. Der Bericht wies nach, daß eine sol- 
che Verbindung möglich ist, aber nachdem das britische In- 
teresse an dieser Verbindung zwischen den beiden Ländern 
wieder nachgelassen hatte, wurde der Bericht zu den Akten 
gelegt. Diesem, das Projekt günstig beurteilenden Bericht 
folgten zwei einem solchen Projekt nicht freundlich gegen- 
überstehende. Eine Untersuchung der Weltbank betonte, daß 
der Handel zwischen Ostafrika und Zentralafrika nur einen 
Umfang hätte, den man vernachlässigen könne und daß des- 
halb der Bau einer Eisenbahnlinie nicht gerechtfertigt sei. 
Der Sears-Report, im Jahre 1964 unter der Schirmherrschaft 
der Vereinten Nationen erstellt, war ebenfalls gegen das 
Projekt; er stellte fest, daß die Begründungen, die für diese 
Eisenbahnlinie genannt wurden, spekulativer Natur seien 
und deshalb nicht als verläßliche Grundlage für ein solches 
Vorhaben angesehen werden könnten. 

Für die selbständigen Staaten Tansania und Sambia war 
es jedoch unvermeidlich, sich energisch darum zu bemühen, 
daß diese Bahnlinie gebaut wird. Als die rhodesischen Sied- 
ler im November 1965 UDI*) erklärten, gaben sie damit 


“den Startschuß für ein quälendes und langandauerndes 


Transportproblem in Sambia. Die erste Krise bestand in 
einer Kraftstoff, Öl- und Schmiermittel treffenden Blockade. 
Ihr ‚folgte schnell ein die sambische Abhängigkeit von den 
südwärts orientierten Transportwegen ausnutzendes Diktat 
unrealistisch hoher Frachtkosten, durch die man Rhodesiens 
nachlassende Devisenreserven wieder aufzufüllen gedachte. 
Verläßliche Verkehrsverbindungen nach Norden wurden 
also absolut lebensnotwendg. 

Sambia und Tansania traten sodann an die Regierungen 
von Großbritannien und Kanada heran, um eine weitere 
Studie einer Eisenbahnverbindung anzufertigen, wobei be- 
absichtigt war, die Unterstützung interessierter westlicher 
Kreise für dieses Projekt zu finden. Das Maxwell Stamp- 
Team gelangte zu der Entscheidung, daß es sich bei diesem 


Projekt um einen „durchführbaren und wirtschaftlichen 
De neund 


*) TA(nsania)-ZA(ambia)-RA(ilroad), die für den Bau und Betrieb der 
Bahn gegründete gemeinsame Firma. 


Der in dieser Karte vom 
Oktober 1973 nicht näher 
bezeichnete Ort nördlich 
von Lusaka, an dem die 
UHURU-Bahn die beste- 
hende Linie erreicht, Ist 
Kapiri Mposhli. 


55% via Benguela 
railway to Lobito Bay 
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Total output: 


56,000tons/month 


Vorschlag“ handele. Di® 
westlichen Mächte be- 
achteten dieses Projekt 
jedoch kaum, und Ver- 
suche, die angestrebt wur- 
den, um Zugang zu tra- 
ditionellen westlichen Fi-fj 
nanzierungsquellen zu fin-f| 
den, wurden nicht günstig IV I 
aufgenommen. ll; 


1967 — Vertrag in Peking 

Dann stimmte jedoch die Volksrepublik China zu, diese 
Eisenbahnlinie zu finanzieren und zu bauen. Der Vertrag 
hierüber wurde 1967 in Peking unterzeichnet. Mit der Er- 
kundung und Vorbereitung der Strecke wurde 1968 begon- 
nen, die tatsächlichen Bauarbeiten begannen 1970 in Dar- 
es-Salaam. Die Bahnlinie erreichte Sambia im August 1972, 
und es ist damit zu rechnen, daß der sambische Ort Kasum 
— hundertzweiundneunzig Kilometer von der Grenze ent- 
fernt — gegen Ende dieses Jahres erreicht wird. 

Nun, da Züge von Dar-es-Salaam bereits bis an die sam- 
bische Grenze verkehren, ist man stark beeindruckt von dem 
Geist und den Begleitumständen, unter denen Chinesen, 
Tansanier und Sambier arbeiten. Obgleich sie Experten sind, 


NAMIBIA 
SW.Africa) 


SHUT: 


scheuen sich die Chinesen nicht davor, Seite an Seite mit den 


Einheimischen auch Handarbeit zu leisten. Und jede Auf- 
gabe, die Fachkenntnisse erfordert, wird dadurch begleitet, 
daß die chinesischen Experten ihre sambischen und tansani- 
schen Kollegen an Ort und Stelle praktisch ausbilden. Wenn 
die Bahn fertig ist, werden ungefähr fünfzigtausend Leute 
daran mitgearbeitet haben, darunter mehr als fünfzehntau- 
send chinesische Ingenieure. Die Anzahl der bei den Bau- 
arbeiten beschäftigten Sambier wird in dem Maße zu- und 
die Zahl der tansanischen Arbeiter abnehmen, in dem die 
Strecke weiter in Sambia verläuft, während die Mehrzahl 
derer, die in Tansania die Bahnlinie bauten, aus Tansania 
waren. Die Tansanier und die Sambier lernen grundlegende 
technische Fertigkeiten dabei, deren praktische Anwendung 
man in ihren Heimatgebieten bereits sehen kann. Dieses 
Ausbildungssystem läßt keinen Aspekt der Arbeit aus. Auf 
diese Weise hat der Bau der Bahn dazu beigetragen, die Be- 
schäftigungslage in den beiden betroffenen Ländern etwas 
zu verbessern, und wenn das Projekt abgeschlossen ist, wird 
es in beiden Ländern gut ausgebildete Fachleute geben. 
Junge Leute, die an den Planungsarbeiten der chinesischen 
Gutachter beteiligt waren, haben dadurch profunde Kennt- 
nisse in Vermessungs- und Planungstechniken gewonnen. 
Ungefähr 200 Studenten aus Tansania und Sambia befinden 
sich außerdem gegenwärtig zum Studium der Eisenbahn- 
Technologie in Peking. Es ist auch kaum erforderlich, Er- 
satzteile einzuführen, da die meisten von ihnen in den 
Werkstätten, die mit der Bahn errichtet wurden; angefertigt 
werden können. 

Bei der Tansania und Sambia verbindenden Bahn handelt 


50% viaRhodesia 
Railways to Beira 


OCEAN 


ALTERNATIVE: 
Lorry from Lusaka to 
Salima. Rail to Beira 
orNacala 


Bulawa 


] ! 
[1 
*Tanzam Railway completed 
.as faras Tunduma 
‚ D 
‚AFRICAN DEVELOPMENT 


es sich um das bisher größte zusammenhängende Eisenbahn- 
bau-Projekt in Afrika. Von den 1859 Kilometern verlaufen 
890 innerhalb Sambias. Die Bahn hat eine größere Spur- 
weite als die East-African-Railways, um den Übergang vom 
sambischen Spursystem (1,062 Meter) ohne Umladen zu er- 
möglichen. Bei der in Sambia verwandten Spurweite kön- 
nen sehr viel größere Höchstlasten verwandt werden als die 
höchstzulässigen Lasten auf den Strecken der East-African- 
Railway. ‚Außerdem ermöglicht die größere Spurweite eine 
höhere Geschwindigkeit. Züge, die von 2000 hp starken Lo- 
komotiven gezogen werden, können eine Stundengeschwin- 
digkeit von hundert Kilometern erreichen. 

Die Bauplanung sieht den Bau in fünf Abschnitten vor. 
Diese Abschnitte sind durch eine Fülle von Faktoren, vor- 
wiegend geographischer und geologischer Art, die ihrerseits 
die Details der Bautechnik beeinflussen, charakterisiert. Den 
weitaus schwierigsten Teil der gesamten Strecke bildet der in 
Tansania gelegene Abschnitt, wo die Eisenbahn den Anstieg 
von Mufindi auf das südliche Hochland bewältigen muß. 
Wegen der dort vorherrschenden geographischen und geo- 
logischen Besonderheiten — hohe Hügelketten, tiefe Täler 
und Abgründe, vulkanischer Boden oder Schlamm — finden 
sich in diesem Gebiet auf einem Streckenabschnitt von etwa 
einhundertfünfzig Kilometern größere technische Einrich- 
tungen wie Viadukte, Durchbrüche, Tunnel und Brücken in 
einem Umfange, der ungefähr dreißig Prozent dieser Ein- 
richtungen für die gesamte Eisenbahn ausmacht. 


„Eisenbahnlinle“ heißt „Entwicklungsgeblet“ 

Um den Bedürfnissen des Verkehrs gerecht werden zu 
können, werden einhundertsiebenundvierzig Bahnstationen, 
zu denen auch die entsprechenden Zusatzeinrichtungen für 
Reparaturen und Ausrüstung gehören, gebaut. Zu diesen 
Stationen gehören u.a. Dar-es-Salaam, Ifakara, Mlimba, 
'Makambaku und Mbeya in Tansania, die Grenzorte Tun- 
‚duma/Nakonde und in Sambia die Stationen Chozi, Ka- 
'sama, Mpika und Kapiri Mposhi. Die Betriebswerke schlie- 
Ben sechs größere und elf kleinere Wasserstationen ein, elf 
Elektrizitätswerke, eine Drahtverbindung für zwölf Kom- 
munikationskanäle für die besonderen Zwecke der Eisen- 
bahn und einen Hauptverschiebebahnhof bei Yombo in der 
Nähe von Dar-es-Salaam. Einundneunzig dieser Stationen 
sollen gemeinsam mit der Bahnlinie eröffnet werden, die 
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verbleibenden sechsundfünfzig werden schrittweise entwik- 
kelt, je nach dem anfallenden Verkehrsbedarf. j 

Die Anfangskapazität der Eisenbahn wird auf 4,32 Mil- 
lionen Tonnen (2,16 Millionen in jeder Richtung) jährlich 
veranschlagt. Der Plan sieht jedoch eine mögliche Weiter- 
entwicklung bis zu einer Kapazität von 7,04 Millionen Ton- 
nen (3,52 Millionen in jeder Richtung) jährlich vor. Es wird 
zu Beginn mit einer Gesamtzahl von 102 Lokomotiven, 
2100 offenen und gedeckten Waggons für den Gütertrans- 
port sowie 100 Passagierwagen gerechnet. Obwohl die Kon- 
struktion der Bahn eine höhere Frequenz zuläßt, wird zu 
Beginn mit einer Kapazität von neun Zugpaaren gerechnet, 
die später eventuell auf siebzehn Paare täglich gesteigert 
werden soll. Der reguläre Passagierdienst wird einen Schnell- 
zug zwischen Dar-es-Salaam und Kapiri Mposhi einbezie- 
hen. Das gesamte System ist so konstruiert, daß voller Aus- 
tausch mit den Lokomotiven und Waggons zwischen dieser 
Linie und dem: bestehenden sambischen Eisenbahnsystem 
möglich ist. 

Die East-African Harbours Corporation hat bereits da- 
mit begonnen, Entwicklungspläne für Dar-es-Salaam zu 
verwirklichen, die darauf abzielen, die Einrichtungen des 
. Hafens so weit auszubauen, daß ein angewachsenes Trans- 
portvolumen, welches durch die neue Bahnlinie entstehen 
wird, bewältigt werden kann. oo. 

Eine zusätzliche Quelle der Befriedigung für diejenigen, die 
an diesem Bahnbau gearbeitet haben, wird es bei der Inbe- 
triebnahme der Bahn 1975 sein, daß dieser Bau zwei Jahre 
früher als geplant beendet sein wird — eine bittere Ent- 
täuschung für alle, die vorausgesagt haben, daß diese Bahn 
nie gebaut werden würde. Einer der Gründe für das man-: 
gelnde Interesse, das der Westen an diesem Eisenbahnbau- 
projekt zeigte, war die Überzeugung, daß es sich bei der Un- 
abhängigkeitserklärung Rhodesiens um eine kurzlebige Af- 
färe handele und daß Handel und Verkehr bald wie zuvor 
fortgesetzt werden könnten. Sambia wußte es zwar besser, 
aber die diesbezüglichen sambischen Erklärungen wurden 
ignoriert. Jetzt, acht Jahre nach diesem Ereignis, ist das 
Smith-Regime immer noch nicht in die Knie gezwungen, 
worden, dabei verdankt es sein weiteres Überleben zu einem. 
großen Teil der Hilfe, die es von denen erfährt, die die ge-: 
gen dieses Regime beschlossenen Sanktionen brechen. Er- 
freulicherweise hängt Sambia von der Eisenbahnverbindung 
durch Rhodesien nicht mehr ab, und sobald die TAZARA- 


line eröffnet worden ist, kann auf den Transport auf Land- 
straßen, der wegen der durch die Grenzblockade entstande- 
nen Schwierigkeiten nötig wurde, verzichtet werden. 

Ein weiteres, freilich ein ziemlich befremdliches Argument 
gegen die vorgeschlagene Bahnlinie stellte die Behauptung 
dar, daß diese Bahn unwirtschaftlich sein würde. In Sambia 
war jedoch schon auf Grund früherer Erfahrungen der Be- 
griff „Bahnlinie“ gleichbedeutend geworden mit „Entwick- 
lungsgebiet“ — die neue Linie wird die gleiche Bedeutung 
mit sich bringen. Das kann man in Tansania bereits sehen, 
wo eine intensive landwirtschaftliche Entwicklung längs der 
Bahnlinie begonnen hat und wo mehr als dreißig neue ge- 
nossenschaftlich arbeitende Dörfer gegründet wurden. Tan- 
sania wird jetzt auch imstande dazu sein, die großen Eisen- 
und Kohlevorkommen im südlichen Hochland auszubeuten. 
Über allem aber wird die Große UHURU-Bahn ihren 
Hauptzweck erfüllen, nämlich eine sichere Bahnverbindung 
zum Meer für Sambia herstellen. 


Dieser Beitrag einschließlich Bilder wurde uns von dem von Zambia 
Information Services, Lusaka, herausgegebenen „Z Magazine" zur 
Verfügung gestellt. 


aus: Der Überblick 


CHILE 


65 


Publik-Forum 25. Januar 1974 


WAS LEHRT UNS DAS SCHEITERN? 


Wortlaut der Ansprache von Gonzalo Arroyo auf dem Kongreß kritischer Christen in Lyon 


Der Kongreß der europäischen Priester- 
und Solidaritätsgruppen, der am 17. und 
18. November in Lyon stattfand, stand un- 
ter dem Eindruck des Militärputsches in 
Chile (Publik-Forum, Nr. 25/73). Die 
Gruppen aus den lateinamerikanischen und 
lateineuropäischen Ländern tendierten zu 
einer radikal-revolutionären Praxis, wäh- 
rend die Teilnehmer aus den nordeuro- 
päischen Ländern auf eine differenziertere 
Beurteilung der gesellschaftlichen Verhält- 
nisse wertlegten. Für Arroyo führt der von 
ihm beschriebene „Dritte Weg“ der katho- 
lischen Soziallehre und der Christdemokra- 
ten für die Entwicklungsländer in Einfluß- 
zonen imperüalistischer Machtzentren nicht 
zum erhofften Ziel der Humanisierung der 
Massen (Publik-Forum 7/74). 

In der nächsten Ausgabe berichtet Publik- 
Forum von einem Gespräch mit dem Allen- 
de-Gegner Professor Bernhard Starischka, 
deutscher Pfarrer in Santiago (siehe auch 
Seite 18). Der Text der Arroyo-Rede wurde 
von Herbert Sibbe übersetzt. 


M: einem Gefühl der Freude, das ver- 
mischt ist mit Trauer und Schmerz, 
stehe ich heute vor Ihnen. Ich freue mich, 
nach (der Tagung in) Amsterdam wieder 
hier zu sein und zu erleben, was an Stärke, 
an Überlegungen,.an Hoffnung gewachsen 
ist. Aber zugleich schmerzt es mich, hier zu 
sein — so weit entfernt von meinen Freun- 
den, den Arbeitern, Bauern und Priestern, 
die jetzt verfolgt und eingekerkert werden, 
getrennt von denen, die ıhr Leben für die 
Befreiung der Unterdrückten hingegeben 
haben. Das alles geschieht in diesen Tagen 
in Chile. 

Ich danke an diesem Morgen für die Worte 
meines Freundes Girardi. In der Tat, er hat 
es treffend gesagt: Zur Zeit ist Chile ein 
zweites Vietnam. Im Kampf des chileni- 
schen Volkes geht es um die Sache der Re- 
volution in der Welt. Chile galt in Latein- 
amerika wohl als das Land mit der am wei- 
testen entwickelten Demokratie. Es hatte 
die längste Tradition politischer Mitbestim- 
mung. Seit dem vergangenen Jahrhundert 
hatte die Arbeiterklasse nach zahlreichen 
und harten Kämpfen viele Rechte erhalten. 
Es herrschte tatsächlich Freiheit, Redefrei- 
heit und politische Freiheit. Daher hatte der 
Versuch Chiles, in Freiheit den Weg zum 
Sozialismus zu gehen, so viele Hoffnungen 
in der Welt geweckt. In einem Winkel des 
Herzens eines jeden Menschen lebt diese 
utopische Hoffnung; sie erreichte dieses 
. bescheidene Volk, das sich daran machte, 
eine neue Gesellschaft mit mehr Solidarität 
und Brüderlichkeit aufzubauen. 

Aber jäh wurde dieses Wagnis unter- 
brochen, durch den wilden und brutalen 
Schlag des Militärs. Ohne daß die Linke 
zu bewaffnetrem Widerstand aufgerufen 


worden war, kostete der Militärputsch in 
unserem Land — so schätzt man — mehr 
als 20000 Menschen das Leben; etwa 
25000 bis 30000, zumeist unschuldige 
Männer, Frauen und Kinder, wurden ge- 
tötet. Nunmehr sind dort die fundamental- 
sten Menschenrechte unterdrückt, nicht nur 
die Verfassung und die Gesetze, sondern 
auch das Recht auf Leben, ja auf Über- 
leben. 

Der weltweite Kapitalismus hat erneut sein 
Gesicht gezeigt, das eines weit brutaleren 
Faschismus, als wir ihn bislang von seinem 
ersten Auftreten in Brasilien her kannten. 
Dieser Faschismus wird in den zurück- 
gebliebenen Teilen der Welt ansteckend 
wirken und sich nicht nur in Lateinamerika 
weiter ausbreiten, sondern auch in Europa, 
ja in der ganzen Welt. 

Aus dieser Befürchtung erklärt es sich, daß 
wir einen so gewaltigen und solidarischen 
Widerhall gefunden haben hier in Europa, 
in den Ländern Lateinamerikas, vor allem 
in Kuba und in der sozialistischen Welt. 
Diese Reaktion hat den chilenischen Parrio- 
ten geholfen, ihren Kampf unbeirrt fortzu- 
setzen, gemäß dem Vorbild des Präsiden- 
ten Allende, der kämpfend starb. 

Sie müssen wissen: Den chilenischen und la- 
teinamerikanischen Landarbeitern ist klar 
geworden: der einzige Weg zum Sozialis- 
mus führt über den bewaffneten Kampf. 
Man kann nicht warten, bis die Bourgeoisie 
zu einem legalen Machtwechsel bereit ist. 
Es bleibt kein anderer Weg als eine konti- 
nentale Erhebung. Ich glaube, wir müssen 
aus diesem schmerzvollen und traurigen 
chilenischen Experiment einige Lehren zie- 
hen. 

1. Lehre: Der Imperialismus ist weit mäch- 
tiger, als wir dachten. Wir haben uns ge- 
täuscht. In der Tat ist er nicht nur auf 
Grund seiner wirtschaftlichen Macht stark 
— weswegen er während der drei Jahre 
Regierung der Unidad Popular die Wirt- 


schaft unseres Landes ungestraft boykortie- 


ren konnte, er ist es auch nicht allein auf 
Grund seiner ideologischen Macht, die ihm 
durch die Beherrschung von Presse, Funk 
und Fernsehen gestattete, nach und nach 
eine Ideologie der Gewaltlosigkeit unter 
das Volk zu bringen; so konnte die Be- 


völkerung Allende anklagen, auf einen To-. 


talitarismus hin zu marschieren. Die Macht 
des Imperialismus über die Streitkräfte hat 
die Gültigkeit der klassischen marxistischen 
These recht handgreiflich erneut bestätigt: 
Die Militärs stehen im Dienst der Bour- 
geoisie, sie sind die Hüter der Ordnung und 
der kapitalistischen Gesellschaft. 

Wir können einige Schlußfolgerungen zıe- 
hen. Bis zu welchem Punkt war unsere po- 
litische Analyse korrekt? Wir handelten in 
unbefangener Art, indem wir uns täusch- 
ten, da wir dachten, der Klassenkampf be- 
gänne und ende in Chile. Stattdessen exi- 
stiert eine neue Bourgeoisie auf weltweiter 
Ebene, durch multinationale Unternehmen 


organisiert. Sie haben eine stärkere Macht 
als zuvor. Das stellt uns die folgende Fra- 
ge: Wenn der Kapitalismus über seine mul- 
tinationalen Unternehmen, unterstützt 
durch die politische und militärische Macht 
der stärksten Regierung, international or- 
ganisiert ist, wo bleibt das internationale 
Proletariat? Ist es mehr als ein Konzept? 
Ist es wahrhaftig eine Wirklichkeit? Viel- 
leicht verbirgt die Reaktion der arbeiten- 
den Klasse in Frankreich, in Spanien und _ 
in Italien wie in den anderen Ländern der‘ 
westlichen Welt und auch in sozialistischen, 
wie in der Sowjetunion, diese bewegende 
Reaktion, mehr als eine starke Solidarität 
mit Chile, eine gewisse Schuld, weil der 
proletarische Internationalismus noch nicht 
wirksam genug ist. Bis jetzt war der Inter- 
nationalismus in gewisser Weise nur for- 
mell, aber noch nicht genügend real und 
handeind. 

Von daher aus gesehen, glaube ich, müssen 
wir die Vorstellung von den sozialen Klas- 
sen gründlich überprüfen und zugleich den 
proletarischen Internationalismus. Der Ka- 
pitalismus hat sich auf Weltebene organı- 
siert und .ist beinahe mechanisch und 
automatisch durch Interesse und Macht ge- 
reift. So muß sich auch die proletarische 
Klasse organisieren, um ebenfalls auf inter- 
nationaler Ebene agieren zu können, um 
dem Kapitalismus die Stirn zu bieten. 
Dies lehrt uns die Alternative zwischen 


Eingeblldete Bedrohung 


Sozialismus und faschistishem Kapitalis- 
mus — die heute für alle offensichtlich 
klarer ist, da der Kapitalismus sich auf alle 


Länder der Welt auszudehnen scheint, — 


es wird der Sieg nicht unser Sieg sein, 
wenn es der Linken nicht gelingt, sich in 
wirksamer Weise zu vereinigen. 

2. Lehre: Das chilenische Beispiel, die zum 
Teil gelungene Zerstörung einer revolutio- 
nären Anstrengung, kann für uns ım Blick 
zur Demokratie eine Lehre sein. Wir in 
Chile, wir haben an die Demokratie ge- 
glaubt. Ein beträchtlicher Teil, vielleicht die 
Mehrheit der „Unidad Popular“-Koalition 
hielt es für möglich, auf demokratische 
Weise zum Sozialismus zu gelangen: Der 
Präsident wurde schmählich verraten in sei- 
nem Glauben an die Demokratie. Diese 
Treue zur Demokratie erlaubte es der reak- 
tionären Bourgeoisie, sich gegen die Volks- 
regierung zu erheben, weil diese angeblich 
die Freiheit bedrohe. Die demokratische 
Regierung könnte sich in ein totalitäres 
Regime verwandeln — daher erhoben sich 
die Rechten, die Gruppen der Mittelklas- 
sen, die bürgerlichen Wirtschaftsverbände, 
die Frauen. Man fürchtete, die „Unidad 
Popular“ gebrauchte Gewalt — unter die- 
sem Vorwand bekämpfte man sie und boy- 
kottierte skrupellos ihr Programm. Im Na- 
men einer vorgeblichen bzw. völlig einge- 
bildeten Bedrohung, nämlich, daß die Frei- 


66 


heit der Rede, der Presse und die politische 
Freiheit aufgehoben würden, griff man 
Allende und seine Regierung im Parlament 
an, um sie schließlich als illegal zu erklären. 
So stimmten sich die sogenannten „demo- 
kratischen“ Kräfte untereinander ab, um 
ıhn zu verraten, besonders die Mehrheits- 
fraktion der christlich-demokratischen Par- 
tei. „Demokraten“ wie Herr Frei feuerten 
den Militärputsch an. Um einer Bedrohung 
der Freiheit zuvorzukommen, erstickten sie 
die Freiheit! Man klagte über eine Bedro- 
hung der Freiheit in Presse, Funk und 
Fernsehen und erreichte schließlich die Auf- 
hebung jeder freien Meinung und die Er- 
richtung einer völligen Kontrolle über die 
Kommunikationsmittel! 

Man klagte über eine mögliche Erhebung, 
und um Gewalt zu unterdrücken, entfes- 
selte man brutalste Gewalttätigkeiten unter 
den Arbeitern, den Bauern, den politisch 
engagierten und vielen wehrlosen Bürgern! 
Sie sehen, diese Demokratie ist eine Farce, 
die viele von uns getäuscht hat. Wie lange 
noch werden wir fortfahren, uns und die 
anderen zu täuschen, vor allem das Volk? 
‘Wir müssen die Schlußfolgerung ziehen: 
Eine liberale Demokratie funktioniert nur 
innerhalb einer kapitalistischen Produk- 
tionsweise. Wenn dieses Wirtschaftssystem 
in seinen Reproduktionsmöglichkeiten be- 
droht wird, unterdrückt die Bourgeoisie die 
liberale Demokratie radikal, macht sie ein 
Ende mit den vom Volk erworbenen Rech- 
ten und geht skrupellos und — im Falle 
Chites — auch schamlos und unverhüllt zu 
brutalstem Faschismus über. Dazu ruft man 
das Militär, das .eine Arbeiterklasse, ein 
Volk, ja ein ganzes Land gewalttätig unter- 
drücken und exemplarisch bestrafen muß, 
die es gewagt haben, sich zu erheben, um 
sich selbst die Freiheit in wahrer Gerechtig- 
keit zu erkämpfen. 

3. Lehre: Die Kirche. Mehr als in anderen 
Gegenden ist alles Christliche in der latein- 
amerikanischen Kultur eingewurzelt. Wie 
lange noch rührt die Legitimation des ideo- 
logischen Demokratiebegriffs her von dem 
Umstand, daß die Kirche als Vehikel miß- 
braucht wurde, um im Volk, in den Arbei- 
tern und vor allem in der Mittelklasse jene 
ethischen und kulturellen Werte tief einzu- 
pflanzen, die — wie wir gesehen haben — 
eine Farce, eine Täuschung, eine Falle sind? 
Wir müssen jedoch zunächst, und sei es sche- 
matisch, das Verhalten der chilenischen 
Kirche beschreiben. Wir finden in ihr kon- 


servative, ja reaktionäre Kräfte, die in den : 


letzten Jahren an Bedeutung verloren 
haben. Wir sehen Kräfte der Mitte, Befür- 
worter eines „dritten Weges“, die von Re- 
formen reden, ja sogar von einem „genos- 
senschaftlichen und demokratischen Sozia- 
lismus“ — wie etwa die christ-demokrati- 
sche Partei Chiles. Doch letztlich dienen 
sie nur dazu, dem kapitalistischen System 
mehr Macht und Ausdauer zu verleihen, 
weil sie den Ursachen der Ausbeutung der 
Menschen und der Unterentwicklung unse- 
res Landes nicht auf den Grund gehen. 
Aber im ganzen Kontinent haben sich auch 
revolutionäre Christen erhoben, in Chile 
die „Christen für den Sozialismus“. Sie 
weisen jede „mittlere Lösung“ im Sinne der 
Soziallehre der Kirche zurück als Täu- 
schung des Volkes, als Manipulation zur 
Aufrechterhaltung der irdischen Ausbeu- 
tung. Diese Christen haben sich am Kampf 
für einen Sozialismus beteiligt, der den ab- 
hängigen Kapitalismus Lateinamerikas er- 
setzen und die Befreiung seiner Völker er- 


möglichen soll. Ebenso lehnten sie jeden 
Versuch ab, aus dem Glauben ein politi- 
sches Modell abzuleiten, ım Bewußtsein, 
daß Glaube durch Politik abgelöst werden 
muß, d. h. durch eine historische (Aktions-) 
Einheit mit der Arbeiterklasse und ihrer 
Befreiung. Innerhalb. dieser politischen 
Praxis, nahe den Schwächsten und Ausge- 
beuteten, verwirklicht sich die Begegnung 
mit Christus, dem Befreier, und eine neue 
Art Theologie. Auf diese Weise haben die 


‚ revolutionären Christen die Grundlage der 


christlich-demokratischen Ideologie unter- 
graben, die die Klassengegensätze ver- 
schleierte und gleichzeitig die Klassen- 
widersprüche verstärkte. 


'für die Fortdauer der Kirche gekämpft 
habe, aus gewissen taktischen Gründen, 
aber auch aus theologischen Gründen, um 
an die Notwendigkeit einer gewissen Ein- 

; heit, um an die Hierarchie als Zeichen die- 
ser Einheit mit der Kirche Christi zu glau- 
ben. Jetzt jedoch stellt sich mir eine herz- 
zerreißende Frage. 

Wenn ich sehe, wie die Hierarchie meines 
Landes sich jetzt verhält, ihre laue Art, 
mit der sie vor allem den Verfolgten und 
Gefangenen zu helfen sucht, Politiker zu 
verbergen: All das ist eine grundlegende 
Haltung von Nächstenliebe. Dafür braucht 
man nicht Christ zu sein. In diesem Augen- 
blick muß man den Verfolgten helfen, man 


"Die, welche uns voruwerfen, 
nicht schrittweise vorgegan- 
gen zu sein, erinnern mich 
an jenen wackeren Mann, der, 


um seinen Hund, 


dem er den 


Schwanz abschneiden mußte, 


nicht leiden zu lassen, 


ihm 


jeden Tag ein kleines Stück 
davon wegnahm." 


general Pinochet 
(Le Monde 1.12.73) 


Insofern sie die Ideologie der Gewaltlosig- 
keit und der Demokratie zurückwiesen, 
haben sie die christliche Legitimation des 
Kapitalismus zerstört, die sich gerade als 
„dritter Weg“ ausgab, um in das Bewußt- 
sein des unterdrückten Volkes einzudrin- 
gen. Gleichzeitig hörte die christliche De- 
mokratie in den Augen der christlichen 
Massen auf, die einzige politische Lösungs- 
möglichkeit zu sein. Daher sahen sich die 
Bischöfe verpflichtet, die Option für den 
marxistischen Sozialismus im Bereich der 
radikalen Christen in gewissen Grenzen zu 
akzeptieren. 

Der chilenische Militärputsch hat diese Auf- 
fassungen, die in der chilenischen Kirche be- 
stehen, in eine Krise gestürzt. Die Hierar- 
chie macht es sich bequem. Sie vergißt die 
Unterstützung der „Christen des dritten 
Weges“, die der Sozialdoktrin der Kirche 
anhingen, und nimmt ihre alte Verbindung 
mit den konservativen Kräften wieder auf. 
In der Praxis rechtfertigt sie jetzt die Ideo- 
logie der Integristeen — in den beiden letz- 
ten Regierungen nicht beachtet —, die 
auf den Werten wie Vaterland, Arbeit, In- 
existenz der Teilung in Ausbeuter und Aus- 
gebeutete etc. aufbaut. Das ist es, worin die 
Junta, deren Mitglieder sich katholisch 
nennen, übereinstimmt. 

Inzwischen beschleunigen sich fürchterlich 
die Hinrichtungen, Unterdrückungen, die 
Linkskatholiken werden verfolgt. Mehr als 
100 Priester und Missionare sahen sich ge- 
zwungen. das Land zu verlassen. Der Kar- 
dinal läßt Rom wissen, die Kirche müsse 


: der Regierung dienen, die das Volk sich ge- 


geben habe. Dem Nein zum unpolitischen 
Verhalten der Kirche, die keine Politik, 
sondern eine religiöse Haltung wünscht, 


: bietet die Regierung erneut dieselbe Zu- 
‚ sammenarbeit an, die die Kirche vorher der 


‚marxistischen Regierung‘ des Herrn Allen- 
de gewährt hatte. 

Ich möchte, daß deutlich wird, daß ich in 
Übereinstimmung mit den christlichen Revo- 
lutionären in ganz Lateinamerika immer 


muß aber auch anerkennen, daß die Kirche 
diese Hilfe mit einem gewissen Risiko er- 
füllt hat. Zweifelsohne darf die Kirche un- 
ter dem ideologischen Vorwand, unpolitisch 
zu sein, nicht politisch sein. Sie darf nur 
‚der Regierung dienen, die das Volk sich 
gibt‘, Worte des Herrn Kardinal von San- 
tiago. Jedoch ist man heute dabei, ein Ge- 


Beziehungen mit der neuen Regierung zu 
erreichen. So legitimiert man die brutalste 
Überschreitung der Grundrechte des Men- 
schen, was dem Evangelium völlig ent- 
gegengesetzt ist, was völlig unchristlich ist. 
So stelle ich mir die herzzerreißende Frage, 
auf die ich keine Antwort finde — vielleicht 
hilft mir die Überlegung mit Ihnen dazu, 
sie zu finden: Bis zu welchem Punkt ist eine 
Treue zur hierarchischen Kirche vereinbar 
mit der Treue zum Evangelium? 

Ich möchte mit einem Satz aus dem Tage- 
buch eines Mitarbeiters schließen, eines ka- 
talanischen Priesters, der in Santiago arbei- 
tete und erschossen wurde, nicht weil er in 
den Freignissen schuldig geworden war, 
noch wegen militärischen Widerstandesgegen 
die Junta, sondern wegen der Brutalität der 
Soldateska in den allerersten Tagen des Mi- 
litärputsches, die in Chile noch andauert. 
Er wurde am Ufer des Rio Mapoco er- 


| waltregime zu legitimieren, um einige gute 


' schossen, von Kugeln durchsiebt. Die Nacht 
|vor der Erschießung schrieb er: „Man hat 


versucht, neuen Wein in alte Schläuche zu 
gießen, und jetzt sind wir ohne Wein und 
ohne Schläuche. Der Weg ist zu Ende. Es 
gelang, einen kleinen Pfad zu eröffnen. 
Jetzt Vefinden wir uns auf Steinen. Die, die 
bleiben, werden den Weg weitergehen. 
Aber wann? Hoffen wir, inzwischen ein 
paar Bäume zu finden, um uns vor den 
Kugeln zu schützen.“ 
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